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Siebente Sitzung
im Standehause zu Düsseldorf, am Samstag den 2. Juni 1894.

Beginn 10 Uhr Vormittags,

Tagesordnung:
1 Antrag der Wahlprüfungscommissionzu den gegen einige Wahlen zum Provinziallandtage

erhobenen Einsprüchen, sowie Antrag auf Gültigkeits-Erklärung der übrigen Wahlen zum
Provinziallandtag.

2. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend Ergänzungs- bezw. Ersatzwahlenfür
den Provinzialausschuh.

3. Antrag der II. Fachcommissionzum Bericht des Provinzialausschusses,betreffend die Aus¬
gleichungder Einquartierungslllst im Frieden.

4. Antrag der I. Fachcommission zur Petition der RheinischenStahlwerke zu Meiderich-Nuhrort
und 15 Aktiengesellschaften :c., um Befürwortung des Antrages bei der Königlicheil Staats¬
regierung, daß in der Nheinprovinz, wie dies in allen anderen Provinzen des Staates der
Fall ist, auch den juristischenPersonen, Aktiengesellschaften :c. das Recht der Theilnahme an
den Gemeinderathswahlenbeigelegt werde.

5. Antrag der III. Fachcommissionzur Petition der Betriebsunternehmer an der St. Iohann-
Brebach-Fechingcn'erProvinzialstraße um Erlaß der Vorausleistungsbeiträge bezw. auf Aus¬
dehnung des Vorausleistungsgesetzesauf die ehemaligen Staatsstraßen.

6. Antrag der Kanalcommissionzu dem Bericht und den Anträgen des Provinzialausschusses,
betreffendden Bau eines Schifffahrtskanals vom Dortmund-Ems-Kanal bis zum Rhein.

7. Antrag der I. Fachcommission auf Entlastung von Rechnungen.
8. Antrag der III. Fachcommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend

die anderweite Regelung der Unterstützungdes Gemeinde- und Kreis-Wegebauesin der Rhein¬
provinz. (Hierzu Nr. 10 der Tagesordnung.)

9. Antrag der verstärktenIII, Fachcommission zum Bericht und zu den Anträgen des Provinzial¬
ausschusses,betreffenddie zur Förderung von Kleinbahnunternehmungengetroffenen lind noch
zu treffenden Maßnahmen.

10. Antrag der III. Fachcommission zu der Petition der LokalabtheilungMerzig des landwirih-
schaftlichen Vereins für Rhcinpreußen um Ueberweisungderjenigen Geldmittel, die seither als
Beihülfen zum Wegebau an die Gemeinden gegeben worden sind, in reicheremMaße an die
Kreise, als die geeignetenTräger des Coinmunalwegebaues,mit der Maßgabe, daß die Kreise
Beträge in gleicherHöhe aufwenden. (Zu verbinden mit Nr. 8 der Tagesordnung.)
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Stellvertretender VorsitzenderIanhen: Bevor ich die Sitzung formell eröffne, möchte ich
darauf aufmerksam machen, daß Sie die Rechnung über die kleinen Auslagen, betreffenddas
Diner in der Tunhalle, auf Ihrem Platze finden werden, und daß die Auszahlung der Diäten
für die Herren von 12 Uhr ab in dem AbtheilungszimmerXXII erfolgen soll, vorausgesetzt
natürlich, daß wir heute mit unseren Geschäftenfertig werden.

Die Herren Mitglieder des Provinzialausfchussesmöchte ich bitten, nach unserer Sitzung
sich in unserem gewöhnlichenBerathungslokal zu einer kleinen Sitzung einzufinden.

Nunmehr eröffne ich die Sitzung
Das Protokoll führt heute zu meiner Rechten Herr Abgeordneter Spiritus, die Redner¬

liste zu meiner Linken Herr Abgeordneter Linz,
Das Protokoll der letzten Sitzung liegt auf dem Bureau zur Einsicht offen.
Als Eingang habe ich mitzutheilen, daß mir gestern durch den Herrn Oberpräsidenten

die Nachrichtzugegangenist, daß das Mitglied des Provinziallandtags, Herr Landrath Büninger-
Merzig, laut heute an ihn, den Herrn Oberpräsidenten, gelangtem Telegramm in Heidelberg
verstorben ist. Ich ersuche die Herren, sich zur Ehrung des Andenkensdes verstorbenenKollegen
von Ihren Sitzen zu erheben. (Geschieht)

Wir treten nunmehr in die Tagesordnung, (Ruf: Ich bitte ums Wort.) Herr Abgeord¬
neter Courth hat das Wort.

Abgeordneter Courth: Meine Herren, es besteht ein allgemeines Interesse, wie mir von
verschiedenen Seiten kund gegebenist, zu erfahren, bis wann die Vollendung des Kaiferdenkmals
in Aussicht genommenist. Dann möchte man auch etwas darüber hören, wie es mit der Aus¬
führung des Denkmals vor dem Ständehause steht, welches zu Ehren der Anwesenheitdes Kaisers
Hierselbst im Jahre 1884 in Auftrag gegebenworden ist. Wenn darüber eine Antwort erfolgen
könnte, so würde das, glaube ich, sehr befriedigen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßcn: Ich glaube, die Antwort schon von dieser Stelle
aus ertheilen zu können. Es ist die Absicht des Provinzialcmsschusses, die Fertigstellung des Denk¬
mals bis zum Schluß des Jahres 1897, des 100jährigen Gedenktagesder Geburt Seiner Majestät,
weiland Kaiser Wilhelms I,, mit allem Nachdruck zu betreiben, und wir hoffen, daß es uns gelingt,
diese Absicht verwirklicht zu sehen.

Was das Denkmal anbetrifft, das hier für den Platz vor dem Ständehause bestimmt ist,
so hat noch in der jüngsten Zeit eine Verhandlung des Ausschusses mit den Künstlern darüber statt¬
gefunden,ob das Denkmal in kararischem Marmor oder in Bronze ausgeführt werden soll. Die
Verhandlungen darüber sind noch nicht zum Abschluß gekommen, ich glaube aber, daß das in
der nächsten Zeit geschehenwird und daß dann sogleichan die Ausführung des Denkmals heran¬
getreten werden kann.

Nunmehr treten wir in die Tagesordnung ein, meine Herren, und nehmen wir zunächst
das Referat des Herrn Kollegen Spiritus entgegenüber

„die Wahlen zum Provinziallandtage und die erhobenen Einsprüche",
AbgeordneterSpiritus: Meine Herren! Gemäß den gesetzlichen Bestimmungender Pro-

vinzialordnung hat der Provinziallandtag die sämmtlichen Wahlen zum Landtage einer Prüfung
zu unterziehen. Ihre Wahlprüfungscommissionhat die Prüfung vorgenommenund, abgesehen von
3 Fällen, bezüglich deren Einspruch erhoben worden ist und auf welche Punkte ich gleich zu sprechen
kommen werde, sind die sämmtlichenübrigen Wahlen Seitens der Wahlprüfungscommissionfür
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correkt und gültig befundenworden, und empfiehlt Ihuen die Wahlprüfungscommission, die Gültig¬
keit der Wahlen anzuerkennen.

Meine Herren, es sind, wie bemerkt, in 3 Fällen Proteste erhobenworden und zwar gegen
die beiden Wahlen des Kreistages von Saarlouis und gegen die eine Wahl des Kreistages von
Waldbroel, Was die Wahlen zum Provinzicillandtageim Kreise Saarlouis angeht, so fanden die¬
selben am 3, April d, I, statt. Es waren anwesend 28 Kreistagsmitgliederund erhielt Herr
Landrath Helfferich von 28 Stimmen 27, Herr Major Schmidt von Schwind von 28 Stimmen 21.
Gegen beide Wahlen wurde fristgerecht Protest erhoben, und zwar zunächst unter dem 12, April
seitens des KrcistagsmitglicdcsFissens gegen die Wahl sowohl des Herrn Landraths Helfferich
wie des Herrn Majors Schmidt von Schwind, und ebenfallsunter dem 12. April seitens des Kreis-
tagsmitgliedes Louis Kniesz gegen die Wahl des Herrn Majors Schmidt von Schwind, Der
Wahlprotest des Herrn Fissens enthält die Gründe, aus denen er glaubt, die Wahl angreifen
zu können. Der Protest des Herrn Kniesz bezieht sich kurz auf die in dem Protest des Kreistags¬
mitgliedes Herrn Fissen« angegebenen Behauptungen, In dem letzteren Einspruchwird im Wesent¬
lichen Folgendes behauptet, welches die Ungültigmachungder Wahlen bewirken soll. Es heißt da,
der Herr Landrath Helfferich und sein Kreistags!)eputirter, Hüttendirektor Ott, hätten längerer
Hand vor dem Wahltage versucht,Stimmung zu machensowohl sür die Wahl des Herrn Land¬
raths als llnch für die Wahl des Herrn Majors Schmidt von Schwind, Insbesondere sei betont
worden, es werde höheren Ortes gewünscht,daß möglichst wenig Abgeordneteder Centrumspartei
angehörten. Es sei der Wunsch Sr, Majestät des Kaisers und Königs, daß mehr Landräthe in
dem Prouinziallcmdtllgcsein sollten, (Hört! Hört! und Heiterkeit,) Für ihn, den Herrn Landrath,
sei es ein beschämendes Gefühl, bei Festlichkeiten, die Se, Majestät in die Provinz brächten,nicht
zugezogen zu werden.

Des Weiteren habe der Herr Landrath für den Major Schmidt von Schwind Stimmung
zu macheu gesucht, indem er bei den verschiedensten Gelegenheiten darauf hingewiesenhabe,
daß die Thätigkeit dieses Herrn im Prouinziallandtagc und -Ausschusse eine sehr anerkennens-
werthe sei und es deshalb von besonderem Interesse für den Kreis sei, wenn Herr Major Schmidt
von Schwind wieder gewählt werde, (Heiterkeit,) Der Gegenkandidatund bisherige Abgeordnete
Herr Mnth sei außerdem im Kreise und bei den angesehenstenFamilien keine sympathische
Persönlichkeit, Der Herr Landrath habe ferner Gelegenheit genommen, aus Anlaß der Neu¬
veranlagung der Grund- und Gebäudesteuerauch verschiedenen Commissionsmitgliedcrndie Wahl
des Herrn Majors Schmidt von Schwind zu empfehlen. Ebenso sei bei der Ziehung im März
dieses Jahres seitens des Landraths den Ortsvorstehern u, s, w, mitgetheilt worden, daß es
doch im Interesse des Kreises liege, wenn der Major Schmidt von Schwind gewählt würde.
Er habe sodann durch den Bürgermeister von Saarlouis die beiden von der Stadtvertretung
gewählten Krcistagsmitgliederersuchen lassen, für die Wahl des Majors Schmidt von Schwind
einzutreten,da dadurch auch der Stadt Saarlouis materielle Vortheile sicherlich in Aussicht gestellt
werden könnten. Es sei ferner, wie nochmals allgemein betont worden ist, an fast sämmtliche
Kreistagsmitglied er das Ersuchen gestellt worden, für die Wahl der beiden Herren einzutreten.
Sodann aber, und das ist einer der Hauptpunkte des Einspruchs, habe der Herr Landrath in der
Kreistagssitzung,in welcher auch die Wahlen der Provinzial-Landtagsabgeordnetenvorgenommen
werden sollten, obwohl dies nach Ansicht des Protestes nicht zulässig sei, gestattet, daß vor der
Wahl über die zur Wahl gestellten Personen geredet werde, und habe der Landrath auch seinerseits
in dieser Sitzung die Kandidatur des Majors Schmidt von Schwind empfohlen. Seitens des Herrn
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Landraths ist eine Gegenerklärungeingegangen, Herr Major Schmidt von Schwind, zu einer solchen
aufgefordert,hat eine Erklärung nicht abgegeben. Meine Herren, der Herr Landrath bestreitet,daß
er Aenßerungcngemachthabe, dahingehend,daß man höheren Ortes wünsche, daß nicht viele Mit¬
glieder der Vcntrumspartei im Hause hier sitzcu, daß es auch uicht wahr sei, daß er die betreffende
Aeußerung in Bezug auf den Wunsch Sr, Majestät des Kaisers gemacht habe. Sein Verhalten
in dieser Angelegenheit, so sagt der Herr Landrath, habe sich lediglichauf Folgendes beschränkt:
„Bei irgend einer Gelegenheit — Ende vorigen Jahres — hatte ich zu ciuigcu Krcistagsmitglicdern
geäußert, daß ich hoffe, daß sie bei der bevorstehenden Neuwahl zum Provinziallandtag mich wählen
würden. Zur Begründung führte ich an, daß der Landrath doch dem Kreise näher stände, als
zwei im Kreise Saarbrücken wohnendeHerren, und daß ich der Meinung sei, daß der Laudrath,
der die Interessen seines Kreises am besten kennen müßte, sie auch am besten vertreten könne. Ich
gebe auch zu, gelegentlich geäußert zu habcu, daß es für mich, den Landrath, ein peinliches Gefühl
sei, wenn bei Besuchen Sciuer Majestät in der Rhcinprouinz die beiden im Kreise Saarbrücken
wohnenden seitherigen Abgeordnetendes Kreises Saarlouis, die beiden Obersten in Saarlouis sowie
der Eommandaut von Saarlouis von der Provinz eingeladen würden, der Landrath aber, der vor
allen Anderen für den Kreis arbeitet und thätig ist, dieser Ehre nicht theilhaftig würde. Alles
weitere, was ich für meine Kandidatur gethan haben soll insbesondere jedwede amtlicheBe¬
einflussung, wird hiermit bestlitten".

Der Herr Landrath äußert sich dann weiter, daß er sich mit seinen Krcistagsmitglicdern
auch über die Kandidatur des Herrn Majors Schmidt von Schwind besprochen und daß er gar kein
Bedenken gehabt habe, auch iu seiner Stcllung als Laudrath den Herren gegenüber in privaten
Besprechungen diese Kandidatur zu empfehlen. Amtlich oder dienstlich habe er dagegen in keiner Weise
auf die ihm uutcistclltcuPersonen einzuwirkengesucht, insbesondere sei es durchausunrichtig,daß er
den Bürgermeister von Saarlouis zu bestimmengesucht habe, für die Kandidatur des Herrn Majors
Schmidt von Schwind einzutreten. In dieser Hinsicht liegt eine amtliche Erklärung des Bürgermeisters
vor, folgenden Inhalts: „Es ist uuwahr, daß ich überhaupt uud insbesondereaber an dem besagten
24, März er, im Auftrage des Herrn Landraths Hclffcrich die beiden von der Stadtucrtrctuug
gewählte» Krcistagsmitglicdcrdie Herrcu BeigeordnetenKnicsz und Fissenö von Saarlonis in der
Wohnnng des ersteren vor jeder Agitation für Herrn Dr, Muth verwarnt uud denselbendie Noth¬
wendigkeit der Wahl beider Bewerber — Hclffcrich nnd von Schwind — klargelcgt habe. Auch
habe ich nicht im Auftrage des Herrn Landraths angeführt, daß Herr von Schwind wegen seiner
einflußreiche» Verbiuduugcn uud hohen Beziehungenallein in der Lage sei, für den bevorstehenden
EisenbahnbauWallcrfangcn-Saarlouis-Eusdorf der Stadt vuu der Provinz wohlfeiles Geld zu besorgen.

Lediglich Thatsache ist, daß mir Herr Landrath Hclffcrich gelegentlich erzählte, daß p. Knicsz
im Krcise hcrnmfcchre und öffentlichgegen Schmidt von Schwind agitirc. Er halte dies, da Schmidt
von Schwind bis 189? noch im Provinzialausfchusscsitze uud sehr einflußreich sei, im Interesse der
Stadt nicht für angezeigt uud stelle mir anheim, dies dem p, Knicsz cvcntl, zur Erwägung mit¬
zutheilen,"

Meiue Herren, was dann weiter — ich möchte sagen — den Hauptpunkt des Protestes
angeht, daß in der betreffenden Krcistagssitzung Reden mit Bezugnahmeauf die Wahl gehalten worden
seien, so erlaube ich mir, Ihnen zunächst die Bestimmung des Wahlrcglcmcnts zur Provinzial-
ordnnng für die Rhcinprovinz mitzutheilen. Der §, 2 lautet: „Während der Wahlverhandlung
dürfen im Wahllokal weder Diskussionenstattfinden noch Ansprachen gehalten werden, noch Be¬
schlüsse gefaßt werden".
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Meine Herren, in der Kreistagssitzung vom 3. April wurde nicht nur über die Wahl
zum Provinziallandtag verhandelt, sondern es war auch außerdem noch eine ganze Reihe von
Gegenständenauf der Tagesordnung, Das Saarlouis'er Journal enthält einen Auszug über die
Kreistagsuerhandlungen, es kommen dort zunächst elf Punkte anderer Art zur Verhandlung, und
kommt dann zwölftens „Neuwahl zweier Abgeordnetenzum Proviuziallandtag". Die Nicderlegung
hier in diesem Journal ist sowohl Seitens der Protesterheber im Wesentlichen als richtig angesehen,
wie aucb der Herr Landrath gegen den Inhalt der von mir kurz mitzutheilendenDarstellung
Bedenkennicht hat. Ich kann Ihnen daher kurz daraus mittheilen, wie die Sache in der Kreis¬
tagssitzungverlaufe» ist. Es heißt: „Vor Eintritt in die Wahl ergriff Herr Landrath Helfferich
das Wort und betonte zunächst, daß während der Wahlhandluug keinerlei Erörterungen stattfinden
dürften, wer beabsichtige, sich zu der Wahl zu äußern, möge dies vorher thun. Er wünsche,
fuhr er fort, zur Klarstellung und zu seiner Rechtfertigung eine Erklärung abzugeben. Er habe
den Wunsch, in den Prouinziallcmdtag zu kommen und halte seine Kandidatur ausrecht. Da es
sich nuu für ihn darum gehandelt habe, sich für einen der beiden bisherigen Vertreter des Kreifes
im Provinziallandtage zu entscheiden,so habe er Herrn Schmidt von Schwind, welcher einen
bedeutendenEinfluß besitze, deu Vorzug geben und darauf hinwirken muffen, daß dieser dem
Kreise erhalten werde,"

Es kommen dann noch weitere Mittheilungen, auch Gegenerklärungen, kurz es ist über
die Vorzüge der betreffendenHerren gesprochen worden.

Was dann das amtliche Protokoll angeht, so liegt von demselbenein beglaubigter Aus¬
zug vor, den ich Ihnen auch mittheilen muß:

„Verhandelt Saarlouis, den 3. April 1894.
Anwesendwaren:

ä. der KöniglicheLandrath Helfferich als Vorsitzender,
L. 28 Abgeordnete,
d der KöniglicheKreissekretär Limburg als Protokollführer.

In der auf heute anberaumten Kreistagsfitzung waren die nebenverzeichnetenHerren
erfchienen."

Es handelt sich, meine Herren, hier um das Protokoll der Kreistagssitzung,nicht etwa
das Protokoll der Wahlverhandlung zum Provinziallandtage:

„Nachdemdie Abgeordneten Ott, Fissene und Nuff zum Vollziehen des gegenwärtigen
Protokolls bestimmt, die Einladungsbescheiniguugengeprüft und die rechtzeitig erfolgte Behändiguug
der Einladungsfchreibenfestgestellt waren, kamen die nachfolgenden Gegenstände zur Verhandluug:"

Dann kommt eine ganze Reihe von Sachen, die andere Dinge des Kreistages betreffen,
und heißt es dann weiter:

„Neuwahl zweier Abgeordneter zum Provinziallandtag. Der Vorsitzende
machte der Versammlung bekannt, daß es bestimmungsmäßig nicht gestattet sei, während der
später beginnenden Wahlhandlung irgend welche Diskussionenzu halten. Sodann gab derselbe
Aufschlußüber die Wirksamkeitdes seitherigen AbgeordnetenSchmidt von Schwind; nachdemdie
AbgeordnetenGeheimer Commerzienrath von Boch und Kniesz bezüglichder Wahl einige Aus¬
einandersetzungengegeben und sonst Niemand mehr zur Sache das Wort erbeten hatte, erklärte
der Vorsitzende, daß nunmehr mit dem Wahlgeschäftebegonnenwürde.

Zu dem Ende verließ derfelbe den Sitzungstifch, begab sich zu dem eigens aufgestellten
Wahltifche und eröffnete durch Vorlesung der §8- 9—24 der Provinzialordnung vom 1. Juni
188? und des zu diesem Gesetze gehörige» Wahlreglements die Wahlhandlung."
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Meine Herren, Ihre Wahlprüfungseummissiunist der Weinung, was den letzterenPunkt
angeht, daß es sich hier nicht um einen Verstoß gegen die Bestimmnngdes Wnhlrcglementshandele,
welche besagt, daß wahrend der Verhandlung im Wahllokal weder Diskussionenstattfinden noch
Ansprachen gehalten werden dürfen, Wir haben hier zwei getrennte Akte, wir haben eine Sitzung
des Kreistages nud haben als einen der Gegenstände,die in der Kreistagssitzung«erhandelt werde»
sollen, die Wahlen znm Pruuinziallandtag, Für diese letztere Wahl sind ganz besondere Bestim¬
mungen vorgeschrieben, der Verlauf dieser Wahluerhandlnng, die Art des Protokolls und alle diese
Fragen sind durch das Wahlreglcmcnt geregelt und unterscheiden sich anch in wesentlichen Punkten
uun denjenigenBestimmungen,welche für die Sitzungen der Kreistage und die dort zu führenden
Protokolle maßgebend sind. Ich «erweise nnr auf - - den Herren wird es ja meist bekannt sein —
die Constituirungdes Bureaus, auf die Ernennung der Beisitzer u. s, w. Dasjenige, was bezüglich
der Persönlichkeiten, die gewählt werden sollten, gesprochen worden ist, ist zweifelsohnein der Kreis¬
tagssitzung gesprochen. Es ergiebt sich das aus dem amtlichenProtokoll der Kreistagssitzung,wo
ausdrücklichbetont ist, daß bei der späteren Wahlverhandlnug, zu der man sich min eunstituiren
mußte, solche Ansprachen nicht gestattetwnrden. In der Wahluerhandlnng selbst, in dem eigentlichen
Wahlakt, sind, wie das Protokoll ergicbt,— und der Nuspruch behauptet es ja auch nicht — solche
Disknssiouennicht geführt worden. Deshalb hat Ihre Wahlprüfungscummissiongeglaubt, sich dahin
rcsoluiren zu sollen, daß in dieser Hinsicht ernste Bedenken gegen die Gültigkeit der Wahl nicht
uurliegen.

Meine Herren, was nun die weiteren Behauptungen und Angriffe bezüglich einer Beein¬
flussungder Wähler angeht, so hat sich die Wahlprüfnngseummissionin erster Linie dahin resuluirt,
daß schon um deswillen eine Beeinflussung nicht anzunehmen sei, weil von den abgegebenen28
Stimmen der Herr Laudrnth 2? nud der Herr Major Schmidt uun Schwind 21 Stimmen erhalten
hat, und es doch wohl uicht anzunehmenist, daß, selbst wenn man glanben wollte, eine Beeinflussung
sei versuchtworden, diese uun solcher Bcdeutnng gewesensein könnte, daß den einen Herrn alle
Wähler bis ans einen wählen und den andern 21 uun 28,

Des weiteren glaubt aber Ihre Wahlprüfuugscummissiun,daß Beeinflussungennicht vor¬
liegen, daß selbst wenn die Thatsachen, die seitens des Herrn Landraths bcstritten werden, wahr
sein sollten, mau doch uicht auuchmen könne, daß seitens des Herrn Landraths über das Maß
desjenigen hinausgegangen sei, was wohl jedem, nnd auch gewiß nicht zum wenigstendem Krcis-
landrnth erlaubt ist, um iu einer gesetzlich zulässigenund nicht über seine amtlichen Befugnisse
hinausgehenden Weise seiner Meinung Ausdruck zu geben, wen er als geeignetenVertreter des
Kreises ansieht.

Aus diesen Gründen, meine Herren, empfiehlt Ihnen die Wahlprüfungscommissionein¬
stimmig, die Proteste als unbegründet zu verwerfen und die Wahlen der beiden Herren als gültig
anzusehen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßcn: Meine Herren, ich glaube, es ist am Zweck¬
mäßigsten, daß wir den eine» Fall nach dem andern behandeln, so daß wir zunächst über diese
Wahl nns schlüssig inachen, sodann den Vortrag des Herrn Referenten über die zweite bestrittcuc
Wahl anhören und demnächst auch darüber durch Abstimmungentscheiden,

Sie sind damit einverstanden, (Zustimmung,) Dann würde ich, da ein Antrag gegen
den Lummissionsantmgnicht vorliegt, bitten, einfach durch Ihre Abstimmungzu erklären, ob Sie
dem Antrage der Wahlprüfungs-Commissiunzn Nr, 1 der Druckfache beitrctcn wollen.

Zur Geschäftsordnunghat das Wort Herr AbgeordneterLindcmann,
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AbgeordneterLindemann: Ich erlaube mir zu bemerken, daß der Herr Präsident noch
gar nicht die Diskussioneröffnet hat,

Stellucrtrctcndcr VorsitzenderInnßcn: Habe ich das nicht? (Zuruf: Nein!) Dann
bitte ich sehr um Entschuldigung,— Also ich bitte diejenigen Herrcu, welche sich zu dem Gegen¬
stand des gehörten Referates äußern wollen, das Wort zu nehmen. Wollen Sie das Wort
haben?

AbgeordneterLiudemanu: Ja! Meine Herren, ich will keine Bemerkung machen
gegen den Antrag selbst, (Zuruf: Lauter) Ich kanu mich aber für meine Person mit der Aus¬
legung, die die Wahlprüfnngseommissiondem Wahlreglcmentgegeben hat, doch uicht einverstandener-
klären. Und da diese Auslegungder Commissionfür die fpätere Zeit Berufungen herbeiführen könnte,
so möchte ich doch heute eonstatiren, daß ich dieser Auslegung nicht zustimmenkaun. Die Unter¬
scheidung, die der Herr Referent gemacht hat, zwischen Wahlhandlung nnd amtlichen Verhandlungen,
die nicht zur Wahlhandluug gehören, ist mir juristisch zu subtil, die uermng ich für meine Person
wenigstens nicht zu verstehen Es ist hier zweifellos amtlich verhandelt worden über die in der
Tagesordnung für den Kreistag angegebenenGegenstände, deren einen Punkt die Wahl bildete.
Wie gesagt: die Wahl war ein Theil der amtlichen Verhandlungen des Kreistages, Wenn nun
im Laufe der amtlichen Verhandlungen zu dem Punkte der Tagcsordnnng, der die Wahlen betrifft,
übergegangenwird, so ist das nach dem gewöhnlichen Menschenverstandder Beginn der Wahl¬
handlung, Man kann nicht eine Wahlhandlung in zwei Theile zerlegenund sagen, der eine gehört
nicht zur Wahlhandlung, der andere ist erst die Wahlhandlung, Man kann wohl vor der Sitzung
sagen: ich wünsche eine Erklärung darüber abzugeben, oder kann dies nachher thun, — Aber die
amtlichen Verhandlungen sind gar nicht unterbrochenworden, in deren Reihe Punkt 12 der Tages¬
ordnung die Wahlhandlung betraf. Diese Verhandlung stellt einen einheitlichen Wahlakt dar.
Also gegen diese Auslegung, daß man eine Diskussionnnd Erörterungen veranlassenund dann erst
sagen kann: jetzt eröffne ich die Wahl in offiziellerSitzung, dagegen möchte ich für meine Person
mich verwahren, (Beifall,)

Stellvertretender Vorsitzender Iaußcn: Herr AbgeordneterEourth hat das Wort,
Abgeordneter Eourth: Meine Herren! Ich war Vorsitzender der Wahlprüfnngseommission

und hatte anfangs auch die Anficht,die mein Vorredner eben geäußert hat. Ich war nnch anfangs der
Meinung, es läge ein formeller Verstoß vor und die Wahl müsse für nichtig erklärt werden. Nach¬
dem ich mich etwas eingehendermit der Sache befaßt habe, bin ich aber doch zn einer anderen
Ansicht gekommen, Grade das Wort „Wahlhandlung" weist darauf hin, daß es sich um den
eigentlichen Akt handelt, der mit der Eoustituirung des Wahlvorstandes beginnt. Im übrigen aber
will ich doch bemerken, daß anch iu der Commission das Verfahren des Herrn Landraths durchaus
als incorrckt angesehen wurde, daß man es nicht richtig hielt, daß er knrz vor der Wahl, ehe die
Wahlhandlung begann, als Vorsitzender des Kreistages im Wahllokale eine Diskussion eröffnethat,
und zwar indem er sich selbst und den anderenKandidaten empfahl. Das wollte ich doch hier noch
bemerken.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Herr AbgeordneterGraf Hocnsbrocch hat das Wort,
AbgeordneterGraf und Marquis vou und zu Hocnsbrocch: Meine Herren! Mit

der von der Commission getroffenen Auslegungdes Wahlrcglcments bin ich vollständig einverstanden.
Es beweistdas aber leider nur, daß das Wahlreglcment eine erhebliche Lücke aufweist Denn wir
sind auf Grund desselbengar nicht in der Lage, derartige Fälle zu hindern, die ich als durchaus
ungehörige entschieden bezeichnen muß. Ich glaube aber wohl, daß die Königliche Staatsrcgieruug

22
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in der Lage sein wird, uns vor derartigen Ungehörigkeitenin Zukunft zu schützen, (sehr richtig)
und deshalb möchte ich direkt die Bitte an die Königliche Staatsrcgicrung hierdurchrichte»,die
Vorsitzenden der Kreistage dahin anzuweisen, daß sie auch außerhalb der Wahlhandlung derartige
Dinge in Zukuuft zu unterlassen und zu verhindern hätten.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Herr Abgeordnetervon Grand-Ry hat das Wort,
Abgeordnetervon Grand-Ny: Meine Herren! Bezüglich des Wahlreglcmcnts schließe

ich mich den Ausführungender Herren an, die soeben gesprochen haben. Ich bin der Meinung, daß,
wenn auch formell die Sache hier nicht anfechtbar ist, doch, wenn man das Verhalten materiell im
Zusammenhang betrachtet,dem Herrn Lcmdrath hätte nahe gelegt werden müsse», daß er als Vor¬
sitzenderder demuächstigcnWahlucrhaudlnug sich einer derartigen Aeußerung in der Krcistags-
sitzung hätte enthalten sollen. Wenn ich den Antrag der Commissionacccptirc,so spreche ich mich
aber gegen die weitere Motwirung aus, die der Herr Referent hier gegeben hat, nämlich die, daß
gegen das Verfahren des Landraths gar nichts zu erinnern gewesen sei, daß er sich uicht über die
Grenzen dessen, was er zu thuu berechtigtwar, begebenhabe. Der Motwirung möchte ich meiner¬
seits durchaus uicht bcitrctcu.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Das Wort hat der Herr AbgeordneteIörisscn,
AbgeordneterIörisscn: Meine Herren! In Bczng auf die Interpretation des Wahl¬

reglcmcnts vermag ich der Anffassnug dcr Commissionebensowenig zu folgen, wie das der Ober¬
bürgermeistervon Düsseldorf gekonnt hat. Ich muß gestehen, dicsc Trennung dcr beiden Handlungen
ist für mich juristisch uicht verständlich. Es war dasselbe Lokal, es war in Verfolg einer Tages¬
ordnung, die hintereinander verhandelt wurde, wo das alles stattgefunden hat. Wahrend dieser
Verhandlungen ist seitens des Herrn Landraths die Wahlrede gehalten worden. Wie dem nun aber
auch sei, ob die Herren dcr Meinung sind, daß formell hier nicht gesündigt worden sei — jedenfalls
liegt materiell ein sehr grober Verstoß vor (sehr richtig!) und ich, meine Herren, kann nicht umhin
zu sage», daß das nicht blos eine Ungchörigkcit war, sondern daß das auch eine Beeinflussungin
der allcrschärfstcnForm gewesenist, (sehr wahr!) die meines Erachtcns unbedingt die Kassirung
dcr Wahl zur Folge habcu muß. Dahin wcrdc ich Votiren,

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Herr AbgeordneterCourth hat das Wort,
Abgeordneter Courth: Ich wollte nur nochmalsdarauf hinweisen, daß auch ich es nicht

für richtig befunden habe, als der Herr Berichterstatter bemerkt hat, daß in der Commissiondas
Verfahren des Landrnths nicht tadelnswert!) gefunden worden sei. Ich habe vorhin schon gesagt,
das Verfahren ist in der Commission gerügt worden und mit Recht, aber ich kann den Stand¬
punkt nicht verlassen, daß, wenn auch gegen den Geist des Gesetzes verstoßen ist, formell doch die
Wahl nicht an einer Nichtigkeit leidet

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Herr AbgeordneterFreiherr von Loe hat das Wort.
Abgeordneter Freiherr Felix von Loö: Meine Herren! Ich möchte doch noch gegen

das, was der Herr Vorredner gesagt hat, mich äußern. Ich gebe ja zu, daß eine formelle Ver¬
letzung des Wahlreglements nicht stattgefunden hat, indem das in Frage Stehende erst geschah,
nachdemdie eigentliche Wahlhandlung eröffnet worden war, aber eine durchaus unberechtigte,und
zwar von amtlicher Seite erfolgte unberechtigteBeeinflussung der Wahl und der Wahlhandlung
ist es allerdings gewesen,meine Herren, und dein können wir nur dadurch in Zukunft vorbeugen,
daß wir diese Wahl kafsiren. Ich stimme in dieser Beziehung Herrn Iörissen vollständig bei.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Die Diskusstonist geschlossen.(Zum Referenten)
Wünschen Sie das Schlußwort?
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Abgeordneter Spiritus: Ja.
Stellvertretender VorsitzenderIanßcn: Ich ertheile es Ihnen.
Abgeordneter Spiritus: Ich möchte nur meine Aeußerung dahin klar stellen, daß ich

nicht gesagt habe, daß alles das, was angegriffen ist, von der Commissiongebilligt wird, und daß
in jeder Beziehung das Verfahre!»des Herrn Landraths die Zustimmung der Commissionfindet.
Ich habe nur gesagt: diejenigen Fälle, welche Wahlbecinflussungcnvor der Kreistagssitzungcut¬
halten sollen, hat die Commission nicht als solche angesehen, in denen der Herr Landrath über
seine Befugnisse hinausgegangen ist. Ich habe in meinem Vortrage scharf geschieden zwischen
dem, was vor der Kreistagssitzungliegt, und der Verhandlung in der Kreistagssitzuug;und meine
Bemerkung, daß die Wahlprüfuugscommissioudas Verhalten des Herrn Landrathes nicht mißbillige,
bezog sich nur auf die vorher liegenden Fälle, keineswegs auf dasjenige, was in der Krcistags-
sitzung vorgekommenist. Da ist, wie der Herr Vorsitzende der Commissionganz richtig ausgeführt
hat, die Commifsionanderer Meinung.

Stellvertretender VorsitzenderIanßcn: Nunmehr kommen wir zur Abstimmung,meine
Herren. Ich bitte diejenigenHerren, welche nach dem Antrage der Commission die Wahl im
Kreise Saarlouis für gültig erkläre» wollen, sich zu erheben, (Geschieht.) Das ist die Majorität.
Die Wahl ist für gültig erklärt.

Wir gehen nunmehr zur zweiteu Wahl über. Ich ertheile dem Herrn Referenten das Wort.
Abgeordneter Spiritus: Meine Herren! Der zweite Fall betrifft die Wahl zum Pro¬

vinziallandtag im Kreife Waldbrocl. Diese Wahl fand am 9. April statt. Es wählten 23 Kreis'
tagsabgeordnete, und von diesen 23 gaben 12 ihre Stimme dem Herrn Landrath Lindenberg.
Es kommt hier, meine Herren, auf das Stimmverhältniß fehr an, da der Herr Landrath von
23 Stimmen 12 erhielt, also, wenn irgend eine Stimme anders gefallen wäre, er nicht gewählt
fein würde. Es ist nun die Hauptfrage, die uns heute beschäftigt, die, ob die Besetzung des
Kreistages eine richtige war, ob nicht Abgeordnetemitgewählt haben, die nicht mit hätten wählen
können, oder umgekehrt, ob nicht Abgeordneteuicht gewählt haben, die zur Wahl berechtigt gewesen
wären. Meine Herren, in dieser Kreistagssitzuug ging als Gegenstand Nr. 1 der Tagesordnung
dein Wahlgeschäft zum Provinziallandtage, welches Nr. 11 der Tagesordnung bildete, voraus:
„Prüfung der im November 1893 stattgehabten regelmäßigen Kreiötagsabgeordneten-Ergänzungs-
wahlen und Einführung der neu- bezw. wiedergewähltenKreistagsmitglicdcr", und der auf diese
Art neu constituirte Kreistag ging dann später zur Wahl des Prouiuziallandtags-Abgeordneten
über. Es wurde nun zu Punkt 1 der Tagesordnung: „Prüfung der Legitimatiou der Krcistags-
abgeordneten" die Wahl des KreistagsabgcordnetenDützer, worüber man im Kreistage bezüglich
der Gültigkeit verschiedener Meinung war, für gültig erklärt. Die Bedenken gegen die Wahl
des Herrn Dützer gingen dahin, daß derselbecomnnssarisch, ohne noch definitiv angestelltzu sein,
das Amt des Gemeinde-Empfängers, der kurze Zeit vorher verstorben war, verwaltete und daher
die Frage am Platze war, ob Herr Dützer ein besoldetesAmt bekleidet,welches der Aufsichtdes '
Kreislandraths untersteht, in welchen, Falle nach den Bestimmungen der Kreisordnuug Dützer
uicht Mitglied des Kreistages sein durfte. Die Mehrheit des Kreistages entschied sich dahin, daß
die Wahl des Herrn Dützer als Kreistagsabgeordnetcr gültig sei, und hat infolgedessenHerr
Dützer bei dem später folgendenWahlakt zum Provinziallandtag mitgewählt. Umgekehrt, meine
Herren, liegt der Fall bezüglicheines Herrn Gerhards. Herr Gerhards war auch zum Kreis¬
tagsmitgliede gewählt; man beanstandete aber auch seine Wahl aus dem Grunde, weil er durch
die Uebertragung seiner Immobilien auf Kinder oder Anverwandte nicht mehr denjenigenGrund-
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besitz resp, den Steuersatz aufzuweisen habe, der Vorbedingung zur Mitgliedschaft im Kreistage
ist. Diese Wahl, meine Herren, wurde von der Majorität des Kreistages für ungültig erklärt
und hat infolgedessenHerr Gerhards im Kreistage nicht mitgestimmt. Sie seheil also, meine
Herren: je nachdem die eine Wahl auf unrechtmäßigeWeise für gültig und die andere irriger
Weise für ungültig erklärt wurde und umgekehrt,hat es Einfluß auf das Stimmverhältniß.

Es gingen nun rechtzeitiggegen die demnächst in der Krcistagssitzungstattgehabte Wahl
zum Proviuziallaudtage, die auf den Laudrath Lindcnberg fiel, zwei Einsprüche ein. Der eine
derselben ist uon zehn Krcistagsmitglicdcrn unterschrieben. Den anderen Einspruch erhob Herr
Gerhards, welcheraber in der Krcistagssitzungnicht mitgewählt hatte, weil seiuc Wahl zum Kreis^
tage nicht für gültig erklärt worden war, und es könnte sich fragen, ob er überhaupt— da er nicht
Mitglied des Kreistages zur Zeit war und nur diejenigenProtest erheben können, die Mitglieder
des Kreistages sind — berechtigt war, einen Einspruchzu erheben. Die Frage aber nur nebenbei,
da in jedem Falle der Ginspruch der zehu Kreistngsmitglicdcrformell zulässig ist.

Meine Herren! Die Proteste stützen sich in erster Linie auf die eben vorgetrageneFrage,
daß also Herr Dützer aus den angegebenen Gründen nicht habe mitwählen können und andererseits
Herr Gerhards berechtigtgewesen wäre, im Kreistage zu sitzen uud zu stimmen, und daß, je nachdem
das eine oder das andere der Fall gewesen wäre, ein anderes Stimmverhältniß sich ergeben hätte.
Meine Herren! Bezüglich der beiden Fragen, ob Herr Nutzer berechtigtwar, im Kreistage zu
stimme!: und ob demnachdie Entscheidungdes Kreistages über die Gültigkeit der Wahl desselben
zutreffend sei, und über die andere Frage, ob Herr Gerhards zu Unrecht nicht Sitz und Stimme
im .Kreistage durch den erwähnten Beschluß desselben erhalten hat, sind rechtzeitig Klagen beim
Bezirksausschußin Köln eingegangen uud das hier amtlich vorliegendeDokument des Herrn Vor¬
sitzenden des Bezirksausschusses crgicbt, daß die Klagen,betreffendAufhebungder beiden Kreistags-
beschlüssc,zur Kenntnißnahmc den Nethciligtcn mitgetheilt worden sind mit dem Bemerken, daß
demnächst Termin vor dem Bezirksausschußstattfinden wird, Sie sehen also, meine Herren, diese
Vorfrage ist rechtshängigim Vcrwaltungsstreitverfahren,und es ist dies, meine Herren, maßgebend
gewesen für den Beschluß der Wahlprüfungscummisfion,den ich mir Ihnen dahin mitzutheilen
erlaube, daß es dem Pruviuziallandtagc gefallen möge, die Entschcidnng über die Wahlprotestcaus¬
zusetzen, bis eine rechtskräftigeEntscheidungder Bcrwaltnngsgcrichtsbehördc,des Bezirksausschusses,
eventuell des Obcrverwaltungsgcrichtsvorliegt. Meine Herren, zur Motiuirung gestatte ich mir das
Folgende anzuführen. Der 8 23 der Prouiuzialoronung besagt: „Gegen das stattgehabte Wahl¬
verfahren — also die Wahl zum Mitgliedc des Provinziallandtagcs — kann jedes Mitglied der
Wahlversammlunginnerhalb zwei Wochen Einspruchbeim Vorsitzenden des Wahlvorstandeserheben.

Meine Herren, in der Commission gingen die Ansichten auseinander. Es wurde die
Ansicht vertreten, daß hier nicht das eigentliche Wahlverfahren, der Wahlakt in Frage stehe, und
daß es doch nur gestattet sei, gegen das Wahlverfahren Einspruch zu erheben. Ein Theil der
Herren war der Meinuug, daß es sich hier um die Entscheidungeiner vor dein Wahlverfahren
liegenden Vorfrage handelt, nämlich derjenigen Frage, ob die beiden Herren Dützer und Gerhards
gültig in den Kreistag gewählt feien, beziehungsweiseob es richtig fei, daß der letztere Herr nicht
die Bestätigung des Kreistages bezüglich seiner Wahl erhalten habe. Das seien aber Fragen, die
dem Wahlverfahren voraufgingen, uud es handele sich demgemäß nicht um das stattgehabte Wahl¬
verfahren. Infolgedessensei der Landtag nicht zuständig,hierüber zu befinden. Ich betone, meine
Herren, daß dies nur die Ansicht eines Theiles der Mitglieder der Wahlprüfungscommissionwar.
Andere Herren vertraten grundsätzlich den entgegengesetzten Standpunkt und führten aus, daß das
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souveräne Recht des Provinziallandtages, die Wahlen seiner Mitglieder zu prüfen, ihn auch
berechtigeund verpflichte, diejenigen Akte einer Mitprüfung zu unterziehen, die dem eigentlichen
Wahlverfahren voraufgehen. In diefer Hinsicht hat sich alfo eine Einigung unter den Mitgliedern
der Wahlprüfungscommissionnicht herausgestellt. Dagegen, meine Herren, war die Wahlprüfungs-
eommissioneinstimmigder Ansicht, Ihnen zu empfehlen, die Sache auszusetzen,bis der Bezirks¬
ausschuß entschieden habe und zwar aus folgenden Gründen:

Die Herren sagten sich, daß es eine feststehendeUsance in unsern parlamentarischenKör¬
perschaften ist, wenn bezüglich einer angegriffenen Wahl staatliche Behörden mit Ermittlungen
befaßt sind, diesem staatlichenErmittlungsverfahren nicht vorzugreifen, sondern das Resultat der¬
selben abzuwarten, um dann noch immer das Recht des Parlaments oder hier des Prouinzial'
landtages ausüben zu können, die Entscheidungso zu treffen, wie dieselbe für richtig gehalten werde.
Die Herren glaubten, dah man sich dieser Usance um so mehr anschließensolle, als es doch
immerhin höchst bedenklich und mißlich sei, wenn die Verwaltungsgerichtsbchörde,die amtlich
bereits mit der Sache befaßt ist und also auch weiter wird entscheiden müssen, eine Entscheidung
treffen sollte, die mit der Auffassung und eventuellen Entscheidungdieses Hauses nicht überein¬
stimmt. Das führe doch zu Confequcnzen,die besser zu vermeiden wären und die sich ja auch
sehr leicht, ohne die Rechte dieses Hauses irgendwie zu verletzen, vermeiden ließen, wenn Sie die
Entscheidung aussetzten, bis seitens der Verwaltungsgerichtsbchördedie Entscheidung getroffen
sein wird. Aus diesen Gründen beantragt die Wahlprüfungscommissiun,daß Sie die Entfcheidung
aussetzen wollen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich eröffne die Diskussion über diesen Theil
der Anträge der Commissionund ertheile dem Herrn AbgeordnetenLiudemann das Wort.

AbgeordneterLiudemann: Meine verehrten Herren! Verzeihen Sie, daß ich auch in diesem
Punkte mir ein ganz kurzes Wort erlauben muß, indem ich, was die rechtliche Seite angeht, zu
meinem lebhaften Bedauern der Auffassung der Commission nicht bcitrctcnkann. Daß der Pruuinzial
landtag berechtigt ist, über den Einspruchzu beschließen,obgleicher streng genommen nicht gegen
das Wahluerfahren gerichtet ist, halte ich für zweifellos, denn die Frage, ob eine Wahl gültig
gethatigt worden ist, umfaßt in erster Linie die Entscheidung darüber, ob an derselben nur wahl¬
berechtigte Wähler theilgcnommeu haben. Das ist eben ein Theil des Wahlvcrfahrens, darüber
sich klar zu werden, daß diejenigen,die die Wahl thätigen, auch wirklich zur Vornahmedieses Aktes
berechtigt sind. Dagegen halte ich es uicht für richtig, wenn der Herr Referent meint, daß wir die
Entfcheidungdes Bezirksausfchuffes über die Klage abwarten muffen, welche die Ungültigkeit der
Wahl der Kreistagsmitgliedcrzum Gegenständehat. Meine verehrten Herren, wenn dieser Grund¬
satz allgemein Geltung haben sollte, daß erst von dieser Entscheidung abhängig wäre, wer in der
Zwischenzeit, bis die Entscheidunggetroffenist, berechtigt ist, an Krcistagsbeschlüsscn theilzuuchmen,
dann wäre ja der Kreistag lange Zeit gar nicht in der Lage, gültige Befchlüffe zu fassen, bezw, die
Frage, iu welcher Weife ein gültiger Kreistagsbefchlußgefaßt werden könnte, stände vollständig in
der Luft.

Das ist auch nach meiner Ueberzeugungnicht der Sinn des Gesetzes, Die Entscheidung
des Kreistages darüber, ob jemand gültig zum Mitglicde gewählt ist, ist zunächst maßgebendund
hat so lange Geltung, bis sie im Wege der Klage wieder aufgehobenwird, das ist der Sinn der
Bestimmnngim Gesetze: „daß die Klage keine auffchiebendcWirkung habe", mit anderenWorten, der
Befchluß des Kreistages darüber, daß Jemand als gültig gewählt anzufehenist, ist bis zur Wieder¬
aufhebung durch gerichtlichesErkenntnißzu respektiren und so lange ist jede Mitwirkung des Mannes
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— sei es bei irgend welchen: Beschluß, sei es bei einer Wahl — als legal anzusehen, bis eine
Wicderaufhebung erfolgt ist, (Sehr richtig!) Dasselbe gilt ja hier für den Provinziallandtag.
Wenn Sie die Wahl für gültig erklären, erkennen Sie damit zugleich au, daß die geehrten Herren
bei ferneren Beschlüssen und Wahlen mitstimmcukönnen, und wenn nachher die Klage beim Ober-
verwllltungsgcrichterhoben und die Wahl nachträglichfür ungültig erklärt werden sollte, wird da¬
durch uicht nachträglichihre Mitwirknng bei einer hier gethätigtcuWahl für ungültig erklärt. Also
iu diesem Punkte kann ich der Ausführung der Commission nicht beistimmen, aber sonst habe ich
gegen die Beanstandung, da ja den verehrten Herren damit kein Unrecht geschieht, nichts zu erinnern.

Stellvertretender Vorsitzender Iaußeu: Herr AbgeordneterConrth hat das Wort,
Abgeordneter Eourth: Meine Herren! Die Ausführungen des Herrn Vorredners müssen

meines Erachtens gerade zum entgegengesetztenResultate führen. Wir haben nicht die Legitimation
der Stimmenden im Kreistag zu prüfen. Es war ganz correkt auf die Tagesordnung des Kreis¬
tages gesetzt worden: Punkt so und so „Prüfung der Legitimation der Kreistagsabgeordneten"
Dann die fernere Nummer „Wahl des Landtagsabgeordneten". Ja, meine Herren, der Kreistag,
hat nach der Kreisordnung selbst zu beschließen, ob ein Mitglied noch seine Qualifikation hat oder
nicht. Gegen den Beschluß ist allerdings die Klage im Vcrwaltungsstreitverfahrengegeben. Aber
die Klage hat, wie der Herr Oberbürgermeister Lindemann eben ganz richtig sagte, keine auf¬
schiebende Wirkung, nur mit der Maßgabe, daß Neuwahlen nicht stattfinden können, d. h. mit
anderen Worten: solange im Verwaltungsstreilverfahreu nicht rechtskräftig entschiedenist, daß
der eine die Legitimation hat, der andere sie nicht hat, so lange bleibt der Beschluß des Kreistages
bestehen und muß auch für uns gelten. (Sehr richtig!) Es handelt sich eben nicht um einen Ein¬
spruch gegen das Wcchluerfahren, sondern von einer Verhandlung über die Legitimation der Wähler,
in welcher Hinsicht wir nicht competent sind. Dies bezüglich der Rechtsfrage. Sie haben aber
gehört, daß aus Zweckmäßigkeitsgründenauch diejenigen Herren der Commission, die anderer
Ansicht waren, sich dem Antrag angeschlossen haben, die Entscheidungauszusetzen,bis eben im
Verwaltungsstreitverfahren rechtskräftig erkannt ist.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Wird das Wort weiter gewünscht?— Das ist
nicht der Fall. Ich schließe die Diskussion und ertheile das Schlußwort dem Herrn Referenten.

Abgeordneter Spiritus: Meine Herren! Ich möchte nur noch kurz bemerken, daß die
Aussetzungdes Beschlussessich auch aus dem Grunde empfiehlt, weil, selbst wenn Sie anders
votircu sollten als die Commission, und wir also in eiue sachliche Prüfung der betreffendenFragen
eintreten sollten, die Entscheidungdoch vertagt werden müßte, da Beweiserhebungennöthig wären,
indem die Sache nicht klar liegt. Also würden Sie auch aus diesem Grunde zu demselbenRe¬
sultate kommen;es empfiehlt sich daher wohl nm so mehr, daß Sie dem Antrage der Commission
beistimmen

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Wir kommen zur Abstimmung.Ich bitte diejenigen
Herren, welche nach dem Antrage der Commission die Entscheidungüber diese Wahl aussetzn!
wollen, sich zu erheben, (Geschieht,) Das ist die große Majorität!

Wir gehen über zu Nr, 3 der Commissionsauträge,
AbgeordneterSpiritus: Meiuc Herren, wie ich mir schon im Eingänge meines Vortragcs

mitzutheilen erlaubte, sind bezüglich der übrigen Wahlen keinerlei Proteste eingegangen. Die Wahlen
siud sämmtlichvon der Wahlpittfungseommissiungeprüft wurden nnd haben zu keinerleiBedenke»
Anlaß gegeben, so daß die Commissionempfiehlt, daß die sämmtlichenWahlen, soweit nicht eben
darüber verhandelt ist, für gültig erklärt werden sollen.
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Stellvertretender VorsitzenderIanßcn: Dagegen erhebt sich kein Einwand, Ich stelle
fest, daß sie dem Beschlußder Commission in dieser Nummer beigctrctcnsind und ihn zum Be¬
schlusseerhoben haben.

Wir gehen zum folgendenPunkte der Tagesordnung über:
„Bericht und Antrag des Provinzialausschusscs, betreffend Ergänzungs-
bczw, Ersatzwahlen für den Provinzialausschnß",

Herr AbgeordneterBecker, wollen Sie die Güte haben, das Referat zu erstatten,
AbgeordneterBecker: Meine Herren, nach der Provinzialurdnung scheidet alle drei Jahre

die Hälfte der gewählten Mitglieder und Stellvertreter des Provinzialausschusscsans, Ihre Wieder-
Wählbarkeitist aber gesetzlich zulässig. So ist bereits im Jahre 1890 beim letzten Rheinischen
Provinziallandtagc, wie Sie aus dem Ihnen gedrucktvorliegendenBericht und Antrag ersehen,
die eine Hälfte der Herren ausgeschieden und sind die entsprechenden Wahlen von Ihnen gcthätigt.
Jetzt handelt es sich darmn, mich für die anderen 6 Mitglieder und Stellvertreter die gleiche Wahl
vorzunehmen. Es sind dies die in dein Bericht nnd Antrag einzeln anfgcführtenHerren, Außer¬
dem ist für das Mitglied des Proviuzialausschusscs,dcu leider ucrftorbcucuBürgermeister und
Gutsbesitzer Eich in Bödiugeu aus dem RegierungsbezirkKöln, dessen Wahlperiode am 1, April
1897 abläuft, eine Ersatzwahlzu treffen. Der Stellvertreter des Herrn Eich ist der Commerzien¬
rath Otto Audreae in Köln,

Das wären die Wahlen, die wir heute zu thätigen hätten, nnd ich möchte anheimgeben
daß wir nun regierungsbezirksweise in die Wahlen eintreten, wie dies gestern verabredet worden ist,
daß die Herren, sofern kein Widerspruch gegeu die Form der Wahl erfolgt, per Acclamation
gewählt werden, nnd daß in den Fällen, wo ein Widerspruch eintritt, die Wahl durch Stimm¬
zettel erfolgt.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich richte also an den Landtag die Frage, ob
gegen die Acclamationswahl des zu Nr, 1 aufgeführtenHerrn Destrsc und seines Stellvertreters
Frings Einspruch erhuben wird. Das geschieht nicht. Dann stelle ich mit Ihrer Zustimmung
W, daß wir diese beiden Herren per Acclamation gewählt haben.

Ich frage dann zu Nr, 2, ob gegeu die Acclamationswahldes Herrn Abgeordneten Dietze
und die des Herrn Commcrzicnrathdc Greifs Einwendungen zu erhebensind? — Auch das ist
nicht der Fall, Also auch diese beiden Herren sind per Acclamation gewählt.

Zu Nr, 3 stehen die Herren CommerzienrathCarl Lueg und Geheimer Commerzienrath
Wilhelm Scheidt znr Wahl, Auch hier nehme ich an, daß Sie die Acclamationswahlvollzogen
haben, — Ich constatire das,

Zu Nr, 4 würdcu Herr Bürgermeister und GutsbesitzerSchlcß und sein Stellvertreter
Herr Rittergutsbesitzer Franz Weidenfeld zu wählen sein. Wollen Sie auch hier die Acclamations¬
wahl vollziehen,' -- Das geschieht.

Zu Nr. 5 handelt es sich um die Wahl des Herrn Majors und RittergutsbesitzersFrei¬
herr« von Wcnge-Wulffen und seines Stellvertreters, des Herrn Geheimen Commerzienraths
Kesselkanl in Aachen, Auch hier haben Sie Acclamationswahlvollzogen.

Zu Nr, 6 steht Herr Graf Beissel von Gymnich und sein Stellvertreter Herr Guts¬
besitzer Hubert Schlick zur Wahl. Auch diese beiden Herren sind durch Acclamation gewählt.

Sodann kommen wir zu der Ersatzwahl für deu verstorbenen Herrn Gutsbesitzer und
Bürgermeistera, D, Eich, Ich wage es nicht, Ihnen auch hier Acclamationswahlvorzuschlagen.
Ich glaube, daß wir hier sofort in die Iettelwahl eintreten müssen. Wir treten also in das
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Wahlverfahren ein. Nach deu Bestimmungendes Wahlreglcments, das der Provinzialordnung bei¬
gegeben ist, bitte ich die Herren — (Znrnf: Ich bitte zur Geschäftsordnungums Wort!) Sie
haben das Wort,

AbgeordneterRad ermach er: Ich wollte mir nur die Anfrage erlauben, ob die Wahl
des Stellvertreters bestehen bleibt. Es sind uns hier Wahlzettel vorgelegt worden, worauf steht:
„Mitglied und Stellvertreter", Das ist geeignet, Irrthum zu erregen. Ich erlaube mir deswegen
die Anfrage,

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Ich bin Ihnen sehr dankbar, daß Sie diese Au¬
frage stellen. Sie giebt mir Gelegenheit aufklärend zu bemerken,daß die Wahl des Stellver¬
treters CommerzicnrathAndreae auf 6 Jahre geschehen ist und von diesen 6 Jahren erst 3 con-
sumirt sind, so daß während der folgenden 3 Jahre der Wahlperiode, für welche Herr Andreae
gewählt ist, er berechtigt ist, seinen Sitz weiter bciznbchaltcn. Es handelt sich mir um die Wahl
einer Person, um die Wahl des wirklichen Vertreters für den verstorbeueuHerrn Bürgermeister
Och, Also nehmen die Herren gütigst den weißen Zettel, damit keine Irruugeu vorkommen. Ich
bitte, mir die Herren Schriftführer, welche hier auf dem Bureau sitzen, als Beisitzer beizugeben.
Ich ernenne den Herrn AbgeordnetenSpiritus zum Protokollführer.

Nun wollen die Herren die Güte haben, den Namen des zu Wählenden auf dem Zettel
zu notiren und nach dem Anwlf des betreffendenNamens hier an den Tisch zu treten und den
Zettel in die Urne zu werfen. Herr AbgeordneterLinz wird die Namen verlesen. (Geschieht.)

Ich frage, ob noch Zettel abzugebensind? — Das ist nicht der Fall, Ich schließe die
Wahl, Ich bitte nun das Wahlbürcau, das Resultat zu constatiren. (Das Ergebniß wird
festgestellt,)

Meine Herren, es sind 133 Stimmen abgegebenworden. Die absolute Mehrheit beträgt
also l>7. Es haben erhalten Herr Graf Fürstenberg 71 Stimmen, Herr Bürgermeister Dick
6^ Stimmen, Herr Graf Fürstenbcrg hat also mehr als die absolute Majorität der Stimmen
erhalten und ist somit gewählt, Ich frage den Herrn Grafen Fürstcnberg,ob er die auf ihn gefallene
Wahl annimmt,

AbgeordneterGraf von Fürstenberg-Stammheim: Meine Herren! Mit dem Ausdrucke
meines veroindlichstcnDankes erkläre ich mich zur Annahme der Wahl bereit, (Beifall,)

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Nun gehen wir weiter in unserer Tagesordnung,
meine Herren, uud kommen zu Nr, 3:

„Antrag der II, Fncheommissiou zum Bericht des Proviuzialausschnsses,
betreffend die Ausgleichung der Einquartierungslast im Frieden".

Ich ertheile dem Herrn Referenten AbgeordnetenWallraf das Wort.
AbgeordneterWallraf: Der Beschlnßfassnng der II. Fachcommission in dieser Angelegenheit

hat zunächst zu Grunde gelegen der Bericht des Provinzialausschusses,den Sie als Nr, II der
Drucksachen iu Händen halteu. Der Bericht gipfelt in dem Antrage:

„die weiteren Maßnahmen der Stacitsregicrung uud die Eutwickcluugder sich daraus
ergebendenVerhältnisse abzuwarten".

Bei der Besprechungdieser Angelegenheit im Schooße der Eommissionwurde dann auch
die Petition des Kreises Bitburg gestreift, dahingehend,daß die Differenz zwischen dem Satz von
I M, pro Tag und Kopf der Einquartierung uud den militärischerscits gezahlten Verpflegungssätzen
von Seiten der Provinz aus deren eigenen Mitteln gedecktwerde. Bei Besprechung der ganzen
Frage, meine Herren, hat in Ihrer II, FachcummissionUebereinstimmungdarüber geherrscht, daß
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die Ginquartierungslast für manche Gegenden unserer Provinz eine überaus drückende gewordenist.
Die Verschiedenheiten, die in unserer Provinz herrschen, rücksichtlich der Tcrrainuerhältnissc,rücksichtlich
der Qualität des Bodeus und der Art seiner Ausuutzung— diese Verschiedenheiten bringen es mit
sich, daß die Manüvcrlasten sich nicht gleichmäßig auf alle Kreise vertheilen,sondern daß sie fast
alljährlich immer wieder die gleiche Anzahl von Gemeinden treffen und zwar namentlichdie Ge¬
meinden der Gebirgskrcisc:die Eifcl, den Hochwald und den Huusrück, Meine Herren, es sind
dies von den einigen 70 Kreisen der Provinz nur etwa 10, von den über 4 Millionen Ein¬
wohnern der Provinz nur einige hunderttausend. Wenn Sie nun in der Drucksachc des Provinzial-
ausschusscs lesen, daß im Jahre 1889 670000 Einquarticrungstagcgewesen sind und im Jahre 1890
gar 1250000 Eiuquarticruugstage,dann werden Sie ermessen, welche Last auf die wenigen dabei
furtwährend bctheiligtcn Kreise entfällt. Die Verpflegungssätzeund Entschädigungen,die Seitens
des Reiches für die Einquarticruug gewährt werden, sind dnrchwcg völlig uuzuläuglichc, Am besten
stellt sich die Sache noch da, wo die Truppen sich auf dem Marsche oder unmittelbar im Zusammen¬
hang mit den Märschen auf den Ruhetagen befinden, da in diesem Falle der Quarticrgeber eine
Entschädigungvon 80 Pf, pro Tag und Mann erhält. Wesentlichungünstigerist die Sache schon,
wenn das Militär auf längere Zeit gegen Verpflegung einquartiert wird, wenn der Fall der so¬
genannten Kautonnemcntsveipflcgungvorliegt, da in diesem Falle der Quartierwirth nur etwa 60 Pf,
Entschädigung bekommt. Am allerschlimmstcn aber ist die Sache dann, wenn das Militär überhaupt
nicht gegen Verpflegung des Quartiergebcrs einquartiert wird, sundern wenn der Quarticrgeber
rechtlich nur zur Leistung von Obdach verpflichtetist nnd die Verpflegungder Truppen aus den
Magazinen erfolgt. In diesem Falle wird nur der einfache Scrvis gewährt, im Satze von etwa
6 Pf, pro Kopf und Tag, Meine Herren, jeder der in der Praxis steht — und in dieser Be¬
ziehung giebt ja auch der Bericht des Prouinzialausschusscszu keinem Zweifel Anlaß — der weiß,
was es mit dieser Einquartierung ohne Verpflegung auf sich hat. Die Magazine, aus denen die
Truppen ihre Verpflegung beziehen sollen, können nicht immer so schnell und reichlich liefern, und
der Bauer, iu dessen Haus so cm huugrigcr uud müder Vatcrlandsucrthcidigcrheimkehrt, denkt an
seine eigene Militärzcit, denkt au den Sohn, den er bei der Fahne hat, nnd giebt schließlich alles,
Was Küche uud Keller bei ihm nur bieten können; wenn dann später die Leistungenaus dem Ma¬
gazin nachfolgenuud der betreffcudcQuarticrgast wirklich sciu Quantum an den Kuchtopf seines
Quartiergebcrs abliefert, baun ist das durchgängig sowohl in der Quantität wie in der Qualität
kein völliger und oft auch nicht einmal ein annähernd ausreichender Ersatz für das bereits uurfchuß-
weise geleistete. Meine Herren, ich glaube, wir können den Quartiergeberu aus dieser Freigebigkeit
keinen Voiwurf machen, Sie entspringt einen, recht gesundenGefühl und beweist aufs Neue die
erfreuliche Thatsache, wie eug und gut Heer uud Vulk in unserer Pruviuz zueinanderstehen, ein
Verhältniß, das uus der liebe Himmel nur allezeit so erhalten möge.

Ich möchte Sie nun bitten, wieder einen Blick auf die Druckschrift des Prouinzialaus¬
schusscs zu werfen und aus der Tabelle zu ersehen,wie hoch sich dic cigeucnAufwendungender
Quartiergeber und der dic Quarticrgeber unterstützenden Gemeinden gestaltet haben, Sie werden
da aus der Spalte 4 erseheu, daß die Mehrleistungender Quartiergcber im Jahre 1889 die Ge-
sammtsumme von 336000 M. und im Iahrc 1890 gar 671000 M, betragen haben.

Meine Herren, bei diesen Zahlen bitte ich Sie, zu bedenken,daß es sich immer wieder
um die gleichen Kreise handelt, daß es sich um eine Bevölkerung handelt, dic nach einem Ausspruch,
b« gestern in diesem Hause gefallcu ist, vor allem der Unterstützungder Provinz bedarf. Mit der
einen Hand, meine Herren, sucht man diese Kreise zu stärken und zu fördern durch Meliorationen,
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durch Wcgebanbcihülfenund auf andere Weise, und mit der anderen Hand wird, allerdings sehr
gegen den Willen der betheiligten Instanzen, wie ich nicht bezweifle,aber doch thatsächlich, mehr
als das Gegebene,und oft das Mehrfachedes Gegebenenwieder entzogen. Daß das Verhältnisse
sind, meine Herren, die auf die Dauer gauz unhaltbar erscheinen,darüber ist in Ihrer Fachcommission
kein Zweifel laut geworden.

Aber, meine Herren, die Meinungen gingen in einem anderen Puukte auseiuander. Mau
frug sich: wer ist denn eigentlichder Verpflichtete,der hier berufen ist, eine Abhülfe eintreten zu
lassen, und da war die Mehrheit der Ansicht, daß die Einquartierungslast eine Last des Reiches
sei, daß das Reich seine Verpflichtimg ja prinzipiellbereits durch die Gewährung von Entschädigungen
anerkenne nnd sich auf die Dauer der Verpflichtungnicht entziehen tonne, diese Entschädigungauch
angemessen zu gestalten. Es wurde ferner die Vefürchtuuglaut, daß, wenn wir nun seitens der
Provinz ohne jede Vorbedingunguud nllgemciugewissermaßen die Schulden des Reiches bezahlten,
dann die etwaige Bereitwilligkeitder Rcichs-Instanzrn, auch ihrerseits etwas zu thun, nicht gerade
sehr wesentlich gefördertwürde. Aus diesen Gesichtspunkten ist der Antrag des Herrn Abgeordneten
Merrem, dahingcheud,prouinzseitigohne Weiteres die Differenz zwischen den militärischerseitsge¬
zahlten Entschädigungenund dem Satz von 1 M, pro Tag und Kopf auszugleichen,von der
Mehrheit der Eommissionabgelehnt worden.

Dennoch, meine Herren, haben wir uns nicht entschließen können, Ihnen den Antrag
des Provinzialausschusseszur Annahme zu empfehlen, Es wurde in der Commissionvon einer
Seite bemerkt, daß die vorliegende Frage bereits seit mehr als einem Jahrzehnt den Provinzial¬
landtag beschäftige,und daß man in diesen Verhandlungen immer wieder zu dein Entscheid
gekommen sei: wir müssen abwarten bis das Reich eintritt, und, meine Herren, da lag doch die
Annahme und die Befürchtung sehr nahe, daß, wenn wir heute wieder nach dem Beschlußdes
Provinzialausschusseseine abwartende Haltung beschließen,dann abermals mehr als ein Jahr¬
zehnt ohne eine Regelung der Angelegenheitvergeht, und daß die Leidtragenden bei diesem end¬
losen Eomvctenzstreitschließlich immer nur dieselben wenigen Kreise sind, für die doch die Ver¬
hältnisse auf die Dauer geradezu unerträglich sich gestalten. Deshalb, meine Herren, hat man
versucht, zwischen den beiden Interessen zu vermitteln, die sich hier entgegenstehenund die sich
nicht leicht vereinbaren lassen, zwischen dem Interesse der betheiligten Kreise an einer schnellen
Regelung auf der einen Seite und dem Wunscheder Provinz, dein Reich den Vortritt zu lassen,
auf der andern Seite. Und auf diesem Boden, meine Herren, ist der Antrag entstanden, den
Sie heute als Beschluß der II. Fachcommissionin Ihren Händen halten. Den Wortlaut des
Antrages brauche ich nicht mitzutheilen; ich darf annehmen, daß er Ihnen allen vorliegt. Ich
will nur mit kurzen Worten noch den Sinn erläutern. Wir bitten die Reichsregierungnochmals,
von der Verpflegung aus Magazinen Abstand zu nehmen und die Einquartierung durchweggegen
Verpflegung seitens des Quartiergcbers durchzuführen. Wir bitten für diesen Fall weiter, den
Verpflegungssatzauf die Hohe der Marschverpflegungd. h. im Mindestsatz auf 80 Pf. zu nor-
miren, und wir beweisenunser dringendes Interesse an der Erhörung dieser Bitte dadurch, daß
wir für diesen Fall — aber auch nur für diesen Fall — uns bereit erklären, auch seitens der
Provinz einen Zuschuß zu gewähren. Meine Herren, der Antrag sucht, wie bereits erwähnt,
zwischen den beiden nicht eben leicht zu vereinigendenInteressen zu vermitteln. Darin liegt der
Vorzug, aber, wie nicht zu verkennen ist, auch die Schwäche des Antrages; denn wenn die
Militärverwaltung ihrerseits die von uns anempfohleneRegeluug ablehnt, dann entfällt damit
die Voraussetzung, unter der wir mit einem Zuschuß einspringen wollen, und die Sache bleibt
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beim Alten. Aber, meine Herren, wir richten doch durch diesen Antrag nochmals die dringende
Bitte nach Berlin, eine Besserung auf diesem Gebiete herbeizuführenund wir unterstützendiesen
Antrag auf diejenige Weise, wie überhaupt praktische Leute am besten ihre Wünsche unterstützen
können, nämlich dadurch, daß wir uns bereit erklären, für diesen Fall auch unsererseits ein Opfer
zu bringen. Meine Herren, im Falle der Genehmigung des Antrages würde sich die Sache so
gestalten, daß der Quartiergeber außer der Marschverpflegungund dem Servis die 15 Pf. der
Provinz und damit insgesammt einen Betrag von 1,01 M. erhielte. Da die Marschverpflegung
in ihren Sätzen nach der Höhe der Lebensmittelpreiseetwas wechselt, so kann sich in Ausnahme¬
fällen diefer Betrag auf 1,21 M. erhöhen. Der Zufchuß der Provinz bleibt nach unferem
Antrage stets der gleiche.

Meine Herren, wenn Sie glauben, daß der Satz von 1,01 M. für den Quartiergeber zu
reichlichbemefsen wäre, dann vergleichen Sie bitte damit wieder die Rubrik 5 der Zusammen-
stelluugL, Sie werden daraus ersehen, daß für das Jahr 1889 die Gesammtlastfür die Einquar
tierung mit Verpflegung 1,38 M. und im Jahre 1890 gar 1,46 M. betragen hat, Daraus ergiebt
sich also, daß wir in allen Fällen hinter einer völlig genügendenEntschädigungnoch zurückbleiben.

Meine Herren, nun werden Sie weiter fragen: wie stellt sich denn die finanzielleTrag¬
weite dieses Antrages für die Provinz für den Fall, daß die Voraussetzungenerfüllt werden?
15 Pfg, ist der Satz, den wir pro Tag und Kopf vorschlagen, Ganz genau nun die von uns
verfügbar zu stellendeGcsammtsnmmezu ermitteln, ist um deswillen nicht angängig, weil ja die
Zahl der Truppen, die einquartiert werden und die Dauer der Einquartierung nicht feststeht. Bei
einer Million Einquartierungstagcwürde die Summe nach einem einfachen Rechrnexempel 150 000 M,
betragen, bei 1'/^ Million also dementsprechend 225 000 M, Ich verkenne nicht, meine Herren,
daß das große Summen sind. Aber vergleichen Sie bitte einmal mit diesen 150 oder 225 000 M,,
die die ganze Provinz tragen soll, die 673 000 M, die beispielsweise im Jahre 1890 nur wenige
Kreise getragen haben, und bedenken Sie, daß dies gerade durchweg die Kreise sind, die anerkannter¬
maßen zu den wirthschaftlich schwachen und theilweise sogar zu den allcrärmstcnder ganzen Provinz
gehören. Und, meine Herren, mn welche Verpflichtnng handelt es sich im Grunde? Das Heer,
das in den Manövern seine kriegsmäßigeAusbildung sucht, soll doch nicht allein die ländlichen,
sondern anch die städtischen Bezirke nnd vor Allem nicht allein Eifcl, Hochwald und Hunsrückbe¬
schützen, sondern nns alle, und daher ist es doch ein elementares Gebot der Gerechtigkeit,wenn
wir auch die Lasten dieses Schutzes nicht immer weiter nur ans wenigen nnd dazu uoch auf so
schwachen Schultern belassen.

Deshalb empfehle ich Ihnen den Antrag der Commission zur Annahme. (LebhafterBeifall.)
Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Meine Herren! Es sind zwei Abäuderungscmträge

eingegangen. Ich bitte den Herrn Schriftführer dieselben zu verlesen,
Schriftführer AbgeordneterLinz (verliest):

„Der Provinziallandtag wolle beschließen:
1, den Proviuzialausschnßzn beauftragen, bei den zuständigen Behördendahin vorstellig

zu werden, daß bei Einquartierungen in der Regel die Verpflegung feitens des
Qnarticrgebcrs geleistet werde, nnd der Quartierwirth seitens des Reichs eine Ent¬
schädigungin Höhe der für die Marfchuerpflcgunggegenwärtig bestehenden Ent¬
schädigungssätze erhalte;

2, bis zn einem völligen Ausgleiche der Manöverlasten durch das Reich, zunächst^
aber nur auf die Dauer von 3 Jahren den Betrag von 150 000 M. jährlich in
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den Haushaltsetat der Provinz einzustellenund »ach Maßgabe der allgemeinen
Prouinzialumlage zu erhebe», um damit einen Ausgleich der in den einzelnen Theilen
der Provinz so verschiedenen Ginquarticruugslastherbeizuführen;

3, die Vertheilung dieser Summe an die Kreise bezw, Gemeinden,sowie die Feststellung
der Grundsätze, nach welchen dieselbe zu erfolgen hat, dem Provinzialnusschussezu
übertrageu und demselben anheimzugeben,bei der eisten Vertheiluug auch die An¬
träge der Kreise Bitburg und Prüm auf Erstnttuug der ihnen durch die Einquartierung
im Jahre 1893 erwachsenen Leistungenan die Qunrtiergcber zu berücksichtigen",

Schrakamp,
Der zweite Antrag lautet:

„Der Provinziallandtag wolle beschließen, daß iu dem Antrage der II. Fachcommissiun,
betreffenddie Ausgleichungder Ginquartierungslast im Frieden, im Absatz 2 die Worte
„für den Fall, daß diesem Gesuch entsprochen wird", in Wegfall kommen".

Merrem. Graf von Brühl.
Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Ich eröffne nunmehr die Diskussionund ertheile

zunächstdas Wort Sr. Excellenzdem Herrn Üandtagseommisfarius.
KöniglicherLandtagscommisfarius,Oberpräfident Nasse: Meine Herren! Daß das gegen¬

wärtige Verhältniß für einen großen Theil der Gemeinden der Provinz ganz unhaltbar ist, habe
ich als Oberpräfident schon im Beginn meiner Verwaltung erkannt uud habe diese Anschauungseit
der Zeit immer vertreten. Ich bin deshalb auch für die Wüufche des Pruvinziallaudtages und
Provinzialausfchusfesauf das Kräftigste eingetreten. Mir gehen die vorliegenden Anträge der
Commissionnicht weit genug und ich glaube, wenn ich Abgeordneterwäre, würde ich bei der gegen¬
wärtigen Sachlage für den Antrag Brühl stimmen.

Sie haben vielleicht die Reichstagsuerhandlungenüber die in Rede stehende Frage verfolgt
und aus der Rede des Berichterstatters der Budgetcommissionersehen,daß in dieser Commission
des Reichstages der Herr Kriegsministerdie Erklärung abgegeben hat, es sollte zunächst ein Versuch
gemacht werden, zu erproben, welchen Erfolg es in finanzieller und in militärischerHinsichthätte,
wenn die Truppen mit Verpflegung seitens der Qunrtiergcber einquartiert würden, und daß es die
Absicht sei, zunächst bei zwei Armee-Corps einen solchen Versuch zu macheu. In Uebereinstimmung
mit dem Provinzialausschuß habe ich sofort au den zuständigenHerrn Minister die Bitte gerichtet,
als diese zwei Armeecorps die Rheinischenzu bezeichnen,und habe darauf eine Antwort erhalten,
die ich mir erlauben werde, Ihnen vorzulesen,zumal sie Ihnen über die Stellung der Reichs- und
der Staatsregicruug zu der Frage überhaupt ausgiebige Auskunft ertheilt. Wir kommen mit dieser
Entscheidung,die ich erst in diesen Tagen erhalten habe, doch eiuen Schritt weiter. Es heißt in
diesem von dem Herrn Minister Grafen zu Euleubnrg gezeichneten Erlasse:

„Die Militärverwaltung ist bestrebt, der Eiuilbeuülkcrung die Lasten, welche mit den
für die Ausbildung der Armee unentbehrlichengrößeren Truppenübungen verbunden sind, soviel
als möglich zu erleichtern. Diesem Zwecke dienen hauptsächlichfolgende Maßnahmen:

1. Es liegt in der Absicht, die Truppen während der eigentlichen Manöver öfter als bisher
Biwaks beziehen zu lassen. Naluralquartier würde dann nur noch für die Ruhetage und
jeden einem solchen voraufgehendenUebungstag in Anspruchgenommenwerden.

2. Die Regiments- und Brigade-ExerMen sollen fortan möglichst in der Nähe der Garnisonen,
sowie auf den in einzelnen Corpsbezirken bereits vorhandenen oder noch zu erwerbenden
großen Uebungsplätzenabgehalten werden. Auf diese Weise wird eine erhebliche Verwinde-
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rung der Einquartierungslast eintreten, indem die Mehrzahl der Truppen während dieser
Uebungen entweder in den Garnisonen verbleiben kann oder in Barackenlagern unter¬
gebrachtwird

Was insbesondere das 8. Armeecorps anbetrifft, so ist zur Anlage eines Truppen¬
übungsplatzes — bei Elsenborn — und zur Herstellungeines Barackenlagersauf demselben
im Jahre 1893/94 eine erste Rate von 2 350 000 M. und im Jahre 1891/95 eine zweite
Rate von 450 000 M, durch den Etat bewilligt worden. Der Grunderwerb ist eingeleitet,
es läßt sich aber zur Zeit noch nicht übersehen, ob er derart fortschreitenwird, daß der
neue Platz schon in diesem Jahre wird in Benutzung genommen werden können. Auf die
Fertigstellung des Barackenlagers in diefem Jahre wird in keinem Falle zu rechnensein.
Die Frage wegen Erhöhung der Entschädigungfür das zu gewährende Naturalquartier
wird gelegentlichder im Jahre 189? stattfindenden Revision des Servistarifs, wozu die
Vorarbeiten voraussichtlichbereits im nächsten Jahre beginnen werden, ihre Erledigung
finden.

3, Da die Einquartierung der Truppen ohne Verpflegung von den Quartiergebern vielfach
als eine befondcrs schwere,mit noch größeren Opfern verbundene Last empfunden wird
als die Einquartierung mit Verpflegung, beabsichtigtdie Militärverwaltung, von der An¬
wendung der Magazinverpflegung künftig in allen Fällen abzusehen, in denen die Ver¬
pflegung der einzuquartierendenTruppen von den Quartiergebern gegen die dafür zuständige
Vergütung freiwillig übernommenwird. Die Erhöhung dieser Vergütuug, welche sich gegen¬
wärtig auf nur 50 bis 60 Pf. beläuft, auf die für die Marschverpflegungzuständigen Sätze
wird seitens der Militärverwaltung angestrebt.

Die unter 1 bis 3 erwähnten Maßnahmen sollen in diesem Jahre zunächst bei dem
VII. und X. Armeecorps näher erprobt und hierbei ermittelt werden, welche Mehrkostendadurch
der Militärverwaltung erwachsen.

Da die diesjährigen Herbstübungendes VII Armeccorps vorwiegendin der Nheinprovinz
stattfinden, wird dem ausgesprochenen Wunschewenigstens theilweise Rechnung getragen. Von der
Ausdehnung der Versuche auf das VIII Armeecorps muh dagegen Abstand genommenwerden".

Sie sehen, daß guter Wille vorhanden ist, und daß wir weiterkommen. Ob die Erhöhung
der Verpflegungssätze auf den Satz des Marschquartiers aber bald durchgeführtwerden kann, das
hängt ja wohl vor allen Dingen von den finanziellen Mitteln der Reichsverwaltung ab und des¬
wegen möchte ich Ihnen den zweiten Antrag, der Ihnen eben verlesen worden ist, den Zusatz- und
Abänderungsantrag zum Commissionsantrage,im Interesse Ihrer armen Mitbewohner in den Ge¬
birgsgegendender Provinz meinerseitsrecht warm empfehlen.

Ich weiß, daß dagegen das Bedenkenobwaltet: das Reich, der Staat wird sagen, wenn
z. B, die einzelnenLandcstheile in sich eine Ausgleichungvorgenommenhaben, so ist für uns die
Nothwendigkeit,eine Ausgleichunginnerhalb des Reichesvorzunehmen, nicht mehr vorhanden oder
nicht mehr fo dringend. Aber Sie dürfen überzeugt sein, daß Ihre Provinzialverwaltung, Ihr Aus¬
schuß und ich nach allen Kräften das Ziel der Ausgleichung innerhalb des Reiches verfolgenwerden,
und ich bitte Sie deshalb, nicht zu ängstlich zu sein, und kann, wie gesagt, nur nochmals befür¬
worten, diesen Commissionstragmit dem Amendement— ich weiß nicht, war es vom Grafen Brühl
oder von wem es war — anzunehmen. (Beifall)

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Ich ertheile nunmehr das Wort dem Herrn Ab¬
geordnetenvon Niesewand,
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Abgeordnetervon Niesewand: Meine Herren! Ich habe die Ehre, die Interessen des
nach su vieler Richtung hin interessanten Kreises Mnlheim zu vertreten, in dessen Territorium
sich auch der Wahner Artillerie-Schießplatzbefindet, der durch die ausgezeichneten Leistungen unserer
Artillerie sowie durch die wirksamsteUnterstützungder von uns allen ja so hochverehrten Firma
Krupp eine Wcltbcrühmthcit erlangt hat. Aber wie so vieles in der Welt seine zwei Seiten hat,
so auch der Wcchncr Schießplatz, Bei seiner großen Bedeutung für die Armee, welche ich als die
Sonnenseite desselbenbezeichnen möchte, hat er für den Kreis Mülhcim auch eine sehr bedenkliche
Schattenseite, insofern, als verschiedene kleinere, nur aus schwachbemitteltcu Ackerbautreibenden be¬
stehenden und durch hohe Commuualumlagcn au sich schou schwer belastete»Gemeinden gczwuugcu
werde», uicht nur aus dem gemeinschaftlichen Säckel der Gemeinde, sondern auch aus eigenen
Priuatmittcln für die schon Jahre lang andauernde Einquarticruugslast Opfer zu bringen, die um
so empfindlicher sind, als diese Opfer nicht nur mit der alljährlich zuuchmcndcuZahl der übenden
Truppen verschiedenster Art wachsen, sondern auch auf die Dauer eine gewisse unliebsame Ver¬
stimmung zu erzeugen geeigneterscheinen, weil eben diese Opfer auf keiner rechtlichen Verpflichtung
beruhen, vielmehr als höchst uubillige und zwar um so mehr als solche bezeichnet zu werden ver¬
dienen, als dieselben alljährlich vou dcuselbcuGemeinde»z» Gunsten derjenigengetragen werden,
welche,bis auf den Stcuerzcttcl, vou aller Militärlast frei bleiben, oder als Stadtgemcinde von
größeren Garuisonen selbst »och Vortheil haben. Es liegt uuu durchaus nicht in meiner Absicht,
Ihnc», meine Herren, die dctaillirten Zahlen dieser Opfer vorzutragen, und »lochte ich mich nur
darauf beschränken, Ihnen die Gcsammtsummcmitzutheilen, welche die d»rch die Artillcric-Schieß-
übnngen betroffenen Gemeinden des Kreises Mülhcim in den letzten 3 Iahrcu durchschnittlich für
Einquarticrnngslast bezahlt haben. Bei einer Einwohnerzahl von 3889 Seelen hat die Gemeinde
Wahn ans der Gcmeindctassc 5600 M bezahlt; die Quarticrgcbcr durch Mehraufwand aus
cigeucu Mitteln 13222 M entrichtet; die Gemeinde Heumar bei einer Einwohnerzahl von 5066
Seelen aus der Gcmcindekassc 5400 M, ans Privatmitteln 6813 M; die Gemeinde Nösrath
mit 4195 Seelen aus der Gemcindckasse 1600 M, ans Privatanfwand 399 M; die Gemeinde
Mcrheim mit allerdings 11438 Einwohnern 1510 M. aus der Gemcindckasse und 1530 M-
aus Privatmitteln,

Ich betone hierbei ausdrücklich,daß diese Summen nur die durch die Schießübungen auf
der Wahncr Haidc entstandenenGemeinde- und Privatvcrlnstc darstcllen und daß diesen Summen
noch bedeutendeBeträge hinzukommen,welche andere Gemeinden des Kreises Mülheim für ander¬
weitige Einquarticrungslastcn zu tragen haben.

Meine Herren! Ich habe aus dem Bericht des Provinzialausschusscsmit ebensoviel Ver¬
wunderung als Bewunderung entnommen, daß die Krcisständevon Bitburg nnd Prüin sich dazu
verstanden haben, den dortigen Krciseingcscsseucn,welche durch den Vorzug des Geländes für Manöver
übuugcu alljährlich fast ebenso in Anspruch geuommcn werden, eine Entschädigungssummevon
35 000 M, resp, von 18 300 M zu zahlen, und wenn, wie gesagt, dieses Faktum meine volle Be¬
wunderung herausgeforderthat, so glaube ich meinerseits doch erklären zu müssen, daß der Kreis
Mnlheim den Kreisen Bitburg und Prüm au solchem Edclmuthsbcweis bedeutend nachsteht, ich
aber, selbst den persönlichen Einfluß vorausgesetzt, nicht die Hand dazu bieten würde, den Kreis zu
einer derartigenAusgabe zu bestimmen,indem ich, abgesehen von dem Mangel an Mitteln, absolut
die Verpflichtungweder des Kreises noch der Provinz zu derartigen Entschädigungenanzuerkennen
vermag, vielmehr einzig und allein den Militärfiskns zur Tragung und Deckung der durch die
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Einquartierungslast den Gemeinden erwachsenden Kosten auch in meiner Eigenschaft als Landrath
für verpflichtet erachten muß, (Sehr wahr!)

Bei aller Verehrung, die ich für die Mitglieder des Ausschusses empfinde, und bei aller
Hochachtung, die mich für dessen Beschlüsse auch beseelen mag, kann ich mich doch nicht entschließen,
dem bezüglich der Ausgleichungder Einquartieinngslast im Frieden gestellten Beschlusse bcizutrcten,
erachte es vielmehr für meine Pflicht, das hohe Haus zu bitten, den Antrag, welchen hochdassclbc
bereits am 10, Mai 1892 gestellt hatte, dahin zu crucncrn, daß an die KöniglicheStcmts-
regierung durch Vermittelung Sr, Excellenzdes Herrn Oberpräsidcntcndie Bitte gerichtet werde, daß
durch die Königliche Staatsregiernng selbst ein Ausgleichder Vcrtheilung der Einqnarticrungslast
im Frieden baldmöglichstherbeigeführt werde uud dadurch besondersdie ärmeren Kreise der Provinz
cutlastet wcrdeu, (Beifall,)

Stellvertretender Vorsitzender Ianßcn: Das Wort hat Herr AbgeordneterGraf Brühl,
AbgeordneterGraf von Brühl: Meine Herren! Der AbgeordneteMcrrem, welcher ur¬

sprünglich den Antrag auf Abänderung des Ihnen von der II, Facheommifsion vorgeschlagenen Be¬
schlusses vortragen wollte, ist leider gestern von dem Fest auf dem Hügel etwas heiser geworden
(Heiterkeit) und hat mich deswegenersucht, seinen Antrag hier vorzubringen.

Zunächst möchte ich nnn meinen Dank cmssprcchenfür die warme Befürwortung, die soeben
der Commissarder Königlichen Staatsrcgieruug schou im Voraus dem Antrage des Herrn Mcrrem
hat zu Theil werden lassen. Ich glaube, daß ich eigentlich nnr mehr wenige Worte zusctzcu darf,
um nicht die Begründung, welche so eben der Herr Oberprästdent schon gegeben hat, abzuschwächen.
Der Vertreter von Mülhcim hat ausgeführt, es sei keine Verpflichtung vorhanden. Ja, meine
Herren, das hat uns auch im Jahre 1890 der Herr OberbürgermeisterBecker, wenn ich mich recht
erinnere, ausgeführt: es wäre keine Verpflichtungda, und wir dürften niemals etwas thun, was
über unsere Verpflichtunghinausginge. Ja, meine Herren, ich glaube wir thun doch manchesin
der Provinz, was auch nicht gerade zn unserer Verpflichtunggehört. Wir banen Denkmäler, wir
erweitern diesen Saal und wir machen andere große Unternehmungen der verschiedensten Art.
Davon steht in der Provinzialordnung auch nichts, daß wir das thun müssen, und ich meine, hier
handelt es sich doch um eine Ungleichheit, die geradezuschreiend ist. Der Kreis Bitburg hat nach
den Darlegungen, die der Provinzialausschuß Ihnen in der Drncksachc Nr, 11 gegeben hat, im
Jahre 1893 etwa 35 000 M, für die Einquartierung aufwendenmüssen, Gs sind das ungefähr
25 °/o der Staatssteuer des Kreises Bitburg oder ungefähr das fünfzigfache von dem, was der Antrag,
den wir hier vorlegen, der Provinz kosten würde. Wenn die ganze Provinz ebensoviel aufbringen
müßte, wie der Kreis Bitburg aufgebracht hat, so macht das 100 Millionen aus.

Jetzt wird nach unserm Antrag Ihnen nur zugemuthet,daß Sie etwa '/2«/<, der direkten
Staatssteuern der Provinz bewilligen — das würde ungefähr der finanzielleEffekt sein, eine
Erhöhung der Prouinzialumlage uni >/2°/<>, während, wie gesagt, der Kreis Bitburg 25«/« seiner
Staatssteuern mehr aufbringt. Es sind ja eine ganze Reihe von anderen Kreisen jetzt auch dazu
übergegangen, Zuschüsse zu bewilligen, ohne alle gesetzlichenZwirnsfäden zu ängstlich zu nehmen;
soviel ich weih, haben zum Beispiel der Kreis Wittlich, der Kreis Prüm und der Landkreis
CoblenzZuschüsse bewilligt. Die Kreistagsabgeordnetensind also nicht so ängstlichgewesen,wie
jetzt der Herr Abgeordnetefür den Kreis Mülheim. Ja, meine Herren, wir haben also gerade
in den letzten Tagen so warme Worte gehört darüber, daß es nothwendig sei, auch einmal eine
thatkräftigeHülfe unsern Landwirthen zu bringen. Es ist gerade von Vertretern der Industrie —
ich hebe besondersHerrn Friederichs hervor und den, wie es scheint, leider abwesendenHerrn
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von Stumm, die da sagen, es sei unbedingt nothwendig, einmal etwas zu thun und nicht blos
Worte zu machen, und hier ist, glaube ich, eine Gelegenheit, wo Sie beweisenkönnen, daß Sie
wirklich ein Herz für die Landwirthschaft haben, wenn Sie hier einen Ausgleich machen. Ich
glaube, Ihnen deshalb nur empfehlen zu können, daß Sie den Antrag, wie er von dem Abge¬
ordneten Merrem hier vorgelegt ist, möglichst einstimmig annehmen. Sie werden sich dadurch im
Herzen aller Derjenigen, welche im Manövcrgelände wohnen, ein dankbares Andenken erwerben.
Ja, meine Herren! Sie sorgen dadurch auch für Ihre Kinder; denn wenn das fo weiter geht
mit der Einquartierung, daun wird eben schließlich in den betreffendenLanden die Bevölkerung
überhaupt nicht in der Lage sein, die Einquartierung aufzunehmen. Dann kommen Ihre Söhne,
die beim Militär sind, in eine ausgehungerte Gesellschaft, die gar kein Quartier mehr geben kann.
Und das werden Sie auch nicht wollen. Sie wollen doch auch nicht die Wehrkraft des Landes
auf diese Weise schädigen. Wenn wir uns darüber herumstreiten,ob eine rechtliche Verpflichtung
besteht oder nicht, so kommt mir das so vor wie die VerHandlungsart bei dem ehemaligen Reichs¬
tage zu Negensburg, wo sich auch die einzelnenLeute darüber zankten, wie viele Pferde und
wie viele Reiter der einzelneBezirk stellen müsse; inzwischen ritt der Feind in das Land hinein.
Meine Herren! Wenn Sie hier darüber zanken, ob eine Verpflichtung da ist oder nicht, ob ein
Recht da ist oder nicht, dann reitet unterdessenauch die Noth ein bei den betreffendenLeuten,
die die Einquartierung haben. Die Noth wird die Leute unfähig machen, später noch Einquar¬
tierung aufzunehmen. Deshalb empfehle ich Ihnen unfern Antrag. (Beifall,)

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Das Wort hat Herr Abgeordneter Schrakamp.
Abgeordneter Schrakamp: Meine Herren! Wenn ich um das Wort gebeten habe, so

geschah dies in Wahrnehmung des ganz besonderenund dringlichenInteresses, welches die Eifcl-
kreise und speziell der Htrcis Bitburg, welchen ich hier mit zu vertreten die Ehre habe, an dieser
Vorlage haben.

Die Eifelkreifeund besondersder Kreis Bitburg sind in den letzten Jahren in so außer¬
gewöhnlichem Maße durch Einquartierung in Anspruchgenommenwurden, daß dadurch thatsächlich
eine wirthschaftliche Ealmnitat entstanden ist gegenüberden durchaus unzureichendenBcrpflcgungs-
fätzcn, die reichsscitig an die Quarticrgeber bewilligt werden. Nach den warmen Worten des Herrn
Referenten und den Ausführungen der beiden Herren Vorredner zur Sache kann ich mich kurz
fassen. Ich möchte nur Ihre Aufmerksamkeit nochmals auf die Zahlen hinlenken,welche Sie in
der Zusammenstellung in Nr, 11 der Drucksachen hier vor sich haben. Nach dieser Zusammen¬
stellung haben die RegierungsbezirkeKöln und Aachen im Jahre 1889 zusammen100 703 Mann
Einquartierung gehabt. Dieselben haben zusammen eine Einwohnerzahl von 1391404 Seelen,
Und nun lassen Sie sich sagen, daß der Kreis Bitbnrg im vorigen Sommer in 62 Gemeinden
mit zusammen23 435 Einwohnern — auf cineu Tag berechnet — eine Einquartierung uon 4969
Offizieren,109450 Mann und 32473 Pferden hatte. Meine Herren, das sind doch ganz über¬
raschende Zahlen!

Wenn ich nun meinerseitsdie Bitte an Sie richte, meinem Antrage zuzustimmen,so geschieht
das nur für den Fall, daß der Antrag des Herrn Grafen uon Brühl fallen sollte. Selbst«erständlich
stehe ich in erster Linie auf dem Standpunkte dieses Antrags, Ich bin bei meinem Antrage von
der Erwägung ausgegangen, daß in diesem hohen Hause eine Anzahl Mitglieder sei, welche es
bedenklich finden würden, für eine unbegrenzte Zeit die Provinz mit einer Ausgabe zu belasten,
ohne für die Höhe derselbeneinen festen Anhalt zu haben, indem sie für den Antrag des Herrn
Grafen uon Brühl stimmten. Deshalb habe ich den Untemntrag gestellt, vorläufig auf 3 Jahre
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die feste Summe uon 150000 M. in den Haushaltsetat der Provinz für den fraglichen Zweck
einzustellen. Ich bitte Sie, meine Herren, falls der Antrag des Herrn Grafen von Brühl fallen
sollte, dann wenigstensmeinem Antrage Ihre Zustimmung zu geben.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßcn: Herr Abgeordnetervon Grand-Ry hat das Wort.
Abgeordnetervon Grand-Ry: Meine Herren! Ich will mich mit Rücksicht auf die Kürze

der Zeit, die uns zu Gebote steht, außerordentlichkurz fassen. In die Sache selbst möchte ich nicht
eintreten, Sie haben ja schon gehört, — und die Verhandlungen der letzten Jahre habeu ja dargethan,
wie schwer die Kreise unter den Manöverlasten zu leiden haben. Meine Herren! Der Provinzial¬
landtag hat bisher den Standpunkt inne gehalten, daß es zunächst Aufgabe des Reiches sei, für die
Einquartierungslasten aufzukommen. Mit Rücksichtaber darauf, daß die Angelegenheit schon so
lange sich hinzieht und inzwischen die Kreise in der That unter der Last fast erdrückt werden —
und das erkennt auch der Bericht an — gehe ich für meinen Theil von dieser Anschauung in
diesem Augenblicke und für jetzt ab, und erkläre mich bereit, helfend einzutreten. Ich thue das um
so lieber, als der Herr Oberprasidcut ja die Güte gehabt hat, hier eine Ministerialvcrfügungzu
verlesen, wonach die Staatsrcgicrung mit Ernst der Sache näher getreten uud einige Hoffnung
vorhanden ist, daß bessere Resultate wie bisher erlangt weiden können. Ich meine also, meine
Herren, wir möchten uon diesem prinzipiellenStandpunkte, jede Gewährung uon Beihülfe abzulehnen
und auf das Reich allein zu verweisen, zeitweiligabgehen.

Ich wende mich nun, meine Herren, zu dem Antrage der Fachcommission, um meine Be¬
denken dagegen auszusprechen. Mit dem ersten Absatz des Antrages würde ich einverstandensein.
Dagegen, meine Herren, hat der zweite Absatz doch das sehr große Bedenkengegen sich, daß er die
Leistung der Provinz auf die Dauer und ohne irgend welche Beschränkung gewährt, die Entscheidung
über die Fortdauer iu die Hand der Militärverwaltung legt, — wenn die provinziellen Leistungen
fortdauern sollen bis zur völligen Ausgleichungder Mauövcrlasten im Reich, hat die Militärver¬
waltung sogar ein Interesse daran, diese nicht herbeizuführen. Ich bin der Meinung, daß wenn
die Provinz eintretenwill, sie doch znnächst einmal einen Termin festsetzen soll, bis zu welchem diese
Beihülfe gewährt wird. Denn, meine Herren, wir müssen doch der Staatsrcgicmng gegenüber —
angenommenauch, daß der gute Wille vorhanden ist, irgend etwas iu den Händen haben, um zu
einer bestimmtenZeit sagen zu können: Jetzt liegen die Dinge so, daß wir nicht mehr weiter ein¬
treten wollen. Wir müssen ein Impcllc der Staatsregierung gegenüber haben, und dieses Impclle,
Meine Herren, liegt meiner Ueberzeugungnach zunächst darin, daß wir eine bestimmteZeitdauer
für diese Beihülfe festlegen und daß wir nach dieser Zeitdauer wieder frei in unserer Entschließung
sind. (Sehr richtig.)

Nachdem ich die Aeußerungder Staatsregierung gehört habe und darin mitgetheilt wurden
ist, daß bis zum Jahre 1897 eine Revision stattfinden soll, bei der die eucntucllcuWüusche zum
Ausdruck kommen solleu und ihre Berücksichtigung finden können, würde ich es für richtig halten,
daß wir bis zu diesem Zeitpunkte die Beihülfe gewähren, also mit anderen Worten, daß wir im
zweiten Absatz statt der Worte „bis zu einer völligen Ausgleichung der Manöverlastenuon Seiten des
Reiches" setzen: „bis zum Jahre 1897".

Meine Herren, im zweiten Absatz ist nun nuch diejenigeBestimmung, von der der Herr
vberpräfidcnt wünscht, daß sie entfernt werden möge, und ani deren Entfernung auch der Antrag
des Herrn Mcrrem — wenn ich ihn richtig verstanden habe — hinausgeht, nämlich, daß die
Gewährung der Beihülfe seitens der Provinz von der Gewährung der Marschverpflegungseitens
der Militärverwaltung abhängig gemacht wird. Meine Herren! Ich glanvc wohl, daß, wenn Sie
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diese Bestimmung stehen lassen — so sympathisch sie mir auch ist, weil ich für die Leistung der
Provinz auch eine Gegenleistungseitens der Staatsrcgicrung wünsche — daß Sie damit die Hülfe
doch wieder sehr weit hinausschieben werden, weil die Sache vielleicht nicht so rasch oder nicht in
dem Umfang stattfinden kann, wie sie hier vorgesehen ist, und deshalb möchte ich mich den: Antrage
das Wort reden, daß diese Bestimmungwegfallt,und daß sie ihre Ergänzung in der Zeitbestimmung
durch das Jahr 189? finde. Dann, meine Herren, würde ich aber noch eine andere Aenderung
wünschen,das wäre die des Absatzes3, Es sollen nach dem Absatz 3 die hierzu erforderlichen
Mittel nach Maßgabe der allgemeinen Provinzialumlagcn beschafft werden. Nun, meine Herren,
ich möchte wünschen, und würde einen dcsfallsigcnAntrag auch einreichen,daß die erforderlichen
Beträge allerdingsuach dem Maßstabe der übrigen Provinziallastcn, aber besonders, umzulegenseien.

Meine Herren, ich wünsche nicht, daß die Beträge, die für diesen Zweck — ich kann
wohl sagen in außerordentlicher Weise und mit Rücksicht auf eine Prinzipalverpflichtung des
Reiches — als eine gewisse freiwillige Gabe gewährt werden, nun in den gesammtenProvinzial-
umlagen untergehen. Ich wünsche, daß sie ausgeschieden bleiben und sowohl dein Provinziallandtag
gegenwärtig bleiben als auch den Steuerzahlern, und daß wir damit wiederum gegenüber der
Königlichen Staatsregierung ein neues Impelle bekommen, um immer wieder auf diesen Gegenstand
zurückzukommen und zur Erfüllung ihrer Verpflichtungensie anzuhalten. Das, meine Herren, ist
mein Antrag.

Nun habe ich noch den Antrag Schrakamp mit ein paar Worten zu besprechen, der nur
150 000 M. in den Etat eingestellt wisse,: will. Meine Herren, ich würde abrathcn, in dem Etat
eine bestimmte Summe festzulegen, zunächst weil wir gar nicht wissen, was wir brauchen, und weil,
wenn wir diese Summe auf diesen kleinen Betrag beschränken,damit nur sehr wenigen Kreisen
geholfen werden kann. Ich verstehe,daß der Herr KollegeSchrakamp, da ihm Vitburg sehr am
Herzen liegt, den Kreis, den er genannt hat, besondershervorhebt und die Hülfe für diesen Kreis
besonders wünscht. Ich, meine Herren, möchte aber, wenn einmal hier Hülfe geschaffen werden
soll, dann auch diese Hülfe so gestalten, daß sie den weitesten Kreisen und vor allen Dingen allen
belastetenKreisen möglichst gewährt werde, und deshalb möchte ich die Summe nicht beschränken,
ich möchte sie aber auch in den Etat, auch aus sonstigenetatstechnischen Rücksichten, nicht hinein¬
gebracht haben. Um mich zu refolviren, bitte ich das hohe Haus, deu ersten Antrag der Fach¬
commissionanzunehmen, im zweiten Absatz die Worte „für den Fall, daß diesem Gesuche ent¬
sprochen wird", zu streichen, dann aber den Termin von 1897 einzufügenund endlich den dritten
Absatz so zu fassen, daß die Umlage als eine besondereerscheint, die immer wieder kenntlich und
sichtbarist und in den allgemeinenProvinzialumlagen nicht verschwindet.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Ich bitte den Herrn Abgeordnetenvon Grand-Ry,
diesen Antrag schriftlich hier auf dem Bureau abzugeben. Nunmehr ertheile ich das Wort Herrn
AbgeordnetenBecker.

AbgeordneterBecker: Meine Herren! Es ist ja außerordentlichschwierig, hier gegen die
verschiedenen Vorschlägedas Wort zu ergreifen, welche gemachtsind, um dem allseitig anerkannten
Mißstand der ungleichmäßigenVertheilung der Einquartierungslasten in den verschiedenen Kreisen
der Rheinprovinz ein Ende zu machen oder diesen Mißstand wenigstens herabzumildern. Daß
der Mißstand vorliegt, das haben wir ja im vorletztenLandtage bereits hinreichendanerkannt.
Meines Wissens ist damals eine Resolution, welche Herr von Lo« beantragt hatte, einstimmig
angenommenworden, nach welcher an die Reichsregierungdie Bitte gerichtetwerden sollte, einen
Ausgleichder Einquartierungslastcn herbeizuführen. Wenn ich trotzdem das Wort mahnend er-
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greifen möchte, um Sie zu warnen, diesen ersten Schritt des Ausgleichsvon Prouinzwcgen zu
thun, so geschieht es nur mit Rücksicht auf die rechtliche Seite der Sache. Meine Herren! Der
Herr Graf Brühl hat sich etwas fehr leicht darüber hinweggesetzt,er hat einfach gesagt: wenn
wir uns lange darüber streiten, wem die Last gesetzlichobliegt, dann kommen wir mit der Sache
nicht in Ordnung. Ja, meine Herren, von Streit kann hier gar keine Rede sein Das steht
rechtlich unzweifelhaftfest, daß die Einqnartierungslast eine Reichslast ist, und das ist auch gesetz¬
geberisch wiederholt anerkannt, noch zuletzt durch Neichsgesctz vom Jahre 1887, durch welches auf
unser Drängen die Entschädigungenfür die Einquartierungslasten erhöht worden sind. Also von
irgend einem Zweifel, ob die Provinz, oder die Kreise, oder die Gemeinde zur Tragung der Ein¬
quartierungslast verpflichtetsind, kann gar nicht die Rede sein.

Das Reich ist dazu unrettbar rechtlich verpflichtet und, wenn Sie hier von Provinzwegcn
fiir diese Last jetzt eintreten, dann geschieht es, obgleichein anderer rechtlich verpflichteterund
potenter Faktor vorhanden ist; und das ist ciu ganz wesentlicher Unterschiedgegen alle die Be¬
willigungen, meine Herren, die wir hier jemals im Hause haben eintreten lassen, (Sehr richtig,)
Wenn wir für gewerblicheSchulen etwas gebe», dann geschieht es, weil niemand verpflichtet ist,
solche Schulen einzurichten, weder der Staat, noch die Kreise, noch die Provinz, noch die Gemeinden,
und weil diese Schulen nützlich und wir dazu berechtigt sind, auf Grund des Z, 3? der Provinzial-
orduuug, der übrigens in vollem Umfang die gesternvon Freiherr« von Stumm — es thut mir
leid, daß er nicht hier ist — bcstrittcne Bestimmung enthalt, daß die Provinz nur befugt ist,
Steuern zu Ausgaben zu erheben,die entweder auf Verpflichtungenberuhen, die ihr obliegen, oder
welche im Interesse der Provinz liegen. Meine Herren! Wenn wir für die KleinbahnenMittel
zur Verfügung stellen — wie wir das ja wahrscheinlich thun werden — bann geschiehtes ebenfalls,
weil niemand verpflichtet ist, Kleinbahnen zu bauen, weder der Staat, noch die Provinz, noch die
Kreise, noch die Gemeinden, Der Ban der Kleinbahnen liegt aber im Interesse der Provinz, weil
die Kleinbahnen die Leistungsfähigkeitder Pruuinzialcingesesfcnenerhöhen und die Verhältnisse
der Provinz bessern. Wenn wir aber für das EiuquartiernngswcscnGeldmittel von Provinzwegen
cmfwenden, dann gefchicht das im Interesse des Reiches und nicht im Interesse der Provinz; denn
das Reich hat die Verpflichtung,für die Einquartierung zu bezahlen, und wenn Sie dies statt des
Reiches thun, so nehmen Sie dem Reiche diese Verpflichtungab, (sehr richtig!) und das, meine
Herren, scheint mir doch höchst bedenklich zu fein, und scheint mir auch gar nicht mit dem §, 3? der
Prouinzialordnung in Einklang zu stehen; denn wir dürfen nur solche Ausgaben machen, meine
Herren, die im Interesse der Provinz sind, nicht Ausgaben, die im Interesse des Reiches sind;
diese hat das Reich gefälligstallein zu bezahlen. Meine Herren! Wohl nur aus diefcm Grunde
hat meines Wissens bisher noch keine einzige Provinz des PreußischenStaates das versucht. Ich
gebe Ihucn ja zu, daß in einzelnen Provinzen des Staates die Verhältnisse nicht so ungünstig
liegen mögen, wie hier in der Rheinprovinz; aber, meine Herren, überall erfolgt die Einquartierung
im Manöver in den ärmeren Theilen der Provinz mehr wie in den bcfferen Gegenden, weil
namentlich die Flurentfchädigungcnin den ärmeren Gegendenviel geringer sind. Meine Herren,
das wird überall der Fall sein.

Beispielsweiseliegen in der Provinz, der ich durch Geburt angehöre, in der Provinz
Sachsen, die Verhältnisse sehr ähnlich wie hier. In Sachsen haben Sie einmal die reiche, glänzende
Zuckcrrübcngegcnd und dann haben Sie als Gegenstück zur Eifcl dort das Eichsfeldund die ganze
Gegend zwischen Wittenbcrg, Torgau und Iüterbog; da ist der Sand ohne jede Mischungvor¬
handen, (Heiterkeit) da ist eine arme jämmerliche Bevölkerungund, wenn Sie den Theil meiner
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engsten Hcimach, die in dem sandigstenTheil der Altmark liegt, nehmen, dann finden Sie Ver¬
hältnisse, die sich seit einer großen Reihe von Jahren nicht geändert haben, und wo sich wirklich
die Bevölkerung nur erhalten kann, weil sie bis auf den heutigen Tag gewöhnt ist, in der einfachsten
Weise ihre Lebensbedürfnisse zu befriedigen. Also, meine Herren, in der Provinz Sachsen liegen
die Verhältnisse ganz eben so wie hier. Denn in der Zuckerrübengcgend tonnen Sie erst recht
keine Manöver machen. Die Zuckerrübenwerden ja erst nach den Manövern geerntet. Also nur
diese rechtlichenBedenken haben die anderen Provinzen abgehalten, einen Ausgleich bei der Ein¬
quartierungvorzunehmen,weil es sich hier um eine Verpflichtungdes Reichs handelt. Mir ist auch
nicht bekannt, daß in irgend einem Deutschen Staate von Staatswegen oder von Provinzwcgen
oder von Kreiswcgenirgend ein derartiger Ausgleichversucht wäre.

Meine Herren, liegt denn die Sache nun aber so, daß sie gerade im jetzigen Stadium
absolut hier eingreifen müssen? Hat denn nicht uuser fortgesetzt Drängen auch Erfolg gehabt?
(Ganz richtig!) Im Jahre 188? sind ja auf unser Drängen die Sätze schon einmal durch das
Reich erhöht. Warum kann denn das nicht wieder geschehen?

Noch kürzlich hat ja der Referent der Budgetcommissionim Abgeordnetenhaus m̂itgetheilt,
daß die Rcichsrcgierungsehr entgegenkommende Erklärungen in der Eiuquartierungsfrage abgegeben
habe, und das Rcscript, welches uns der Herr Oberpräsident eben so gütig war vorzulesen,spricht
ja auch die Absicht der Rcichsrcgierungaus, wieder etwas zu thun. Es sollen Versuche gemacht
werden. Nach meiner Auffassung verlangsamenwir, schwächen wir die Neigung der Reichsregierung,
in dieser Beziehung etwas zu thun, in demselben Maße ab, in dem wir anfangen, dafür zu bezahlen.
(Sehr richtig!) Von diesem Standpunkte aus, meine Herren, halte ich den Commissionsantragfür
sehr bedenklich. In dem ersten Satze spricht er schon etwas aus, was ich nicht für richtig halte.
Er sagt: Wir verlangen, das Reich soll den Qucirticrträgeru wenigstens so viel geben, wie sie für
die Marschverpflegungkriegen. Meine Herren, ich bin der Ansicht, das Reich muß genau so viel
geben, wie den Leuten die Einquartierung nothwendigcrweise kostet, da ist die Grenze, nicht einen
Pfennig mehr und nicht einen Pfennig weniger.

Und ich bin der Ansicht, daß das mit der Marschverpflegungnicht erreicht wird, denn
sonst hätte es ja keinen Sinn, daß die Commissionhinterher gleich kommt und sagt: wenn das
Reich die Marschverpflegunggiebt, dann wollen wir ebenfalls 15 Pf. dazugeben. Ja, meine
Herren, statt dessen müssen wir doch darau festhalten, daß das Reich soviel geben muß, als die
Einquarticrungslast den Leuten kostet, und ich glaube, daß insofern die Commission ungefähr
zutreffend gerechnet hat, das würde eine Mark pro Tag uud Kopf sein.

Nun wird weiter ausgeführt,daß wir dic vorgeschlagcnc Resolutionruhig annehmenkönnten,
denn das Reich würde auf die Voraussetzung,daß den Quarticrträgern für die Verpflegung die
Marschverpflegung gewährt werde, doch nicht eingehen, und deshalb würde die Provinz auch Nichts zu
bezahlen haben. Für mich ist das aber kein Trost — denn wenn auch das Reich wirklich„Nein"
sagt, dann kommen unsere Quarticrträgcr uud werden mit Recht sagen: Ihr wolltet 15 Pf. zuzahlen,
wenn das Reich die Entschädigungum 20 Pf. erhöhte, folglich müßt ihr uns jetzt von Prooinz^
wegen 35 Pf. zahlen, denn das Reich hat ja dic Erhöhungabgelehnt. Das ist doch die natürlicheLogik,
dagegen kann man doch nichts einwenden. Wenn Sie bedingungsweise anerkennen,daß Sie etwas
geben wollen, falls das Reich erhöht, dann müssen Sie doch erst recht etwas geben, wenn das
Reich seinen Satz nicht erhöht. Aus diesem Grunde halte ich den Vorschlagunserer Commission
für ganz unannehmbar und würde ich dein Vorschlagdes Herrn von Grand-Ry den Vorzug geben.
Derselbe hat auch den weiteren Vortheil, daß keine stabilen Zustände geschafft werden, sondern daß
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man uon einem Provisoriumredet, und ich würde Herrn von Graud-Ry eventuell auch rathen, im Schluß
Passus im 3, Absatz noch zu sagen: „vorläufige"Ausgleichung der Einquartierungslast,um wenigsteus
zu dokumentireu,daß wir nichts anszugleichenhaben. Also ich persönlich halte den Eommissions-
Beschluß, so harmlos er klingt, für unlogisch nnd gefährlich, denn derselbe sührt zu viel weiteren Con°
sequcnzen, als die Herren in der Commission sich das vielleicht in vollem Umfangeklar gemacht haben.

Meine Herren, nnn bleibe ich aber doch bei dem Standpunkt stehen: wir können unmöglich
alles Unrecht,das in der Welt geschieht, hier uon Provinzwcgen ausgleichen wollen, Ebenso gnt
wie wir die Einquartierungslast ausgleichenwollen — obgleichsie eine Rcichslast ist — können
wir schließlich sagen, die Gerichtskosten sind zu hoch, wir geben allen unsern Provinzialeingcsessenen
eine Errichtung in den Gerichtskosten (Heiterkeit) und so können wir in alle möglichen Verwaltnngs-
zweige eingreifen,die uns absolut nichts angehen, Ungleichheiten giebts überall und Ungerechtigkeiten
werden nicht ganz zu vermeidensein.

Meine Herren, nun hat diese Angelegenheitnoch eine ganz andere und auch sehr ernste
Seite, Ich könnte mich vielleicht über das Rechtsbedenken hinwegsetzen, wenn es sich nicht um so
große Summeil handelte. Meine Herren, wir sprechen immer von den Kreisen, die darnnter leiden,
ich wünsche ja auch, daß deneu möglichst bald geholfenwürde; aber wir thun ihnen das Unrecht
nicht an, das thut das Reich ihnen an.

Das ist dasjenige, was wir immer festzuhaltenhaben. Wir haben aber auf der anderen
Seite auch eine ganze Menge uon Kreisen, denen, wenn sie auch nicht gerade Einquartierung
kriegen, es trotzdem gar nicht leicht wird, die Provinzialsteuer zu bezahlen, und, meine Herren, wenn
die l«x ünLns fortgefallen ist, dann wird das Steuerzahlen wohl bei verschiedenen Kreisen noch
mehr emvsundenwerden. Was sagen alle diese Kreise nun dazu, daß sie für das Reich bezahlen
sollen, während eine Verpflichtungdazu nicht vorliegt? Auch aus diesem Grunde halte ich es
weiter für fehr bedenklich, wenn wir hier für das Reich eintreten.

Daß Seine Excellenz, der Herr Oberpräsident, der ja natürlich die ganzen Verhältnisse
in seiner Provinz am meisten auf dem Herzen trägt, diesem Ausgleichdas Wort redet, das ver¬
stehe ich vollständigund kann ihm das auch gar nicht verdenken; er sieht die Noth und möchte
ohne Weiteres einspringen. Aber ich glaube, meine Herren, wir Vertreter der Provinz müssen
doch auch die andere Seite der Sache etwas näher betrachten, und da komme ich zu der Folgerung:
Wenn wir diese Anträge, wie sie hier vorliegen, annehmen, sei es in der einen oder in der
anderen Forin, auch den Antrag des Abgeordneten von Grand-Nu annehmen, dann bekümmern
wir uns uon Provinzialwegen und mit der Tasche des Steuerzahlers um Reichsangelegenheiten,
die uns nichts angehen, darüber kann ich nicht hinwegkommen.

Nun kann ich mich aber unmöglichauf einen einfach negativen Standpunkt stellen. Ich
bin der Ansicht, wir müssen, wie gesagt, fortgefetzt drängen, und ich meine ferner, wenn wir das
thun wollen, dann müßten wir womöglich auch die anderen Provinzen anregen, mitzudrängen;
in denselbensind ja die Verhältnisse überall ähnliche,eine gleichmäßige Vertheilung der Einquar-
tierungslast in den Manövern giebt es ja in keiner Provinz, — Ich »reine deshalb auch, wir
müßten nicht blos negativ uns verhalten, sondern müßten wiederum drängen, wie ja auch der
Antrag des Herrn Freiherrn von Los vor zwei Jahren schon einen segensreichen Erfolg gehabt
hat Aus diesem Grunde wollte ich unmaßgeblichanheimstellen,ob wir uns nicht vielleichtüber
folgende Resolution verständigen könnten:

„Der hohe Provinziallandtag nimmt mit Dank Kenntniß von der Absicht der Reichs-
Militärverwaltung,während der Mannöuer die Soldaten möglichst um mit Verpflegung
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einzuquartieren,und beauftragtwiederholtden Prouinzialansschnß,bei dein Herrn Reichs¬
kanzler dahin uorstellig zu werden, daß die Entschädigungder Quartierträger für die
Verpflegung dcu Selbstkostenentsprechend erhöht wird, oder in anderer Weise ein Ans-
gleich der Einguarticrungslast von Reichswcgcnherbeigeführtwird", (Bravo!)

Meine Herren, das ist der absolut klare, gesetzliche Standpunkt, Da fordern wir nicht
ein Iota mehr, als uns rechtlich zusteht,als der Billigkeit entspricht.

Aber, meine Herren, wir lehnen in dem jetzigen Stadium der Dinge allerdings ab, schon
hier helfend einzutreten und uns damit nach meiner Auffassung das Vorgehen gegen das Reich
nur zu erschweren. Ich möchte Ihnen daher diese Resolution zur Annahme empfehlen, denn ich
sehe aus dem Eonunissionsbericht,daß, wenn wir anfangen, im jetzigen Stadium der Dinge den
Ausgleichselbst iu die Hand zu nehmen, dann kann das zu einer jährlichen Belastung der Provinz
bis zu 500 000 M, führen und zwar für ciue Sache, die uns doch absolnt nichts angeht, und aus
dem Gruude möchte ich Ihnen empfehlen, meinen Antrag anznuehme», (Beifall,)

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Das Wort hat der Herr Landesdirektor,
LandesdirektorDr. Klein: Meine Herren, ich möchte bei der vorgerückten Zeit und bei

der umfassenden Erörterung, welche die vorliegendeFrage bereits gefundenhat, mich nnr auf zwei
kurze Bemerkungenbeschränken.

Ich stehe zwar der Frage der Ausgleichungder Einqnartiernngslast gegenübernicht auf
dem prinzipicllcuStandpunkte des Herrn OberbürgermeistersBecker; allein darin kann ich ihm nur
vollständig beipflichten,daß jetzt der Moment nicht gekommen ist, um diese Frage zu lösen. Im
jetzigen Stadium der Diuge können wir meines Emchtens mir deu Antrag des Pruvinzialausschusses
annehmen, welchen ich nochmals bei Ihnen befürworten möchte, das heißt, daß wir die weiteren
Maßnahmen der Reichsregicrnng zunächst abwarten. Durch das heilte verlesene Reseript kommt
die Sache ja in eine ganz andere Lage, denn nach der Wirkung, welche die nach diesem Reseript
iu AussichtgenommenenMaßnahmen haben, werden wir erst beurtheilenküuuen,ob und inwieweit
in Zukunft noch ein Bedürfniß zur Ausgleichungder Einqnartiernngslast in nnscrer Provinz besteht,
uud ob wir uns mit einer so schwerwiegenden Prinzipienfragc, wie die Uebernahmeder Eiuqnar^
tierungslast auf Prouinzialfunds doch nuu ciumal darstellt, zu befassen haben oder nicht. Sollten
Sie, meiue Herreu, aber schon heute einen Ausgleich vornehmenwollen, dann kann ich nur dringend
rathen, von allen Anträgen, mit Ausnahme des von dem AbgeordnetenHerrn von Grand-Ry
gestellten, abzusehen. Alle übrigen Antrage, sowohl derjenige des Grafen Brühl, als insbesondere
anch derjenige des Herrn Landraths Schrakamp, führeu gradczu zu ciucr Verwirrung unseres
Etats, Was soll es heißen, daß wir 150 000 M, für eine Last einstellen,von der wir gar nicht
wissen, ob sie 400 oder 500 000 M, beträgt? Sollen wir uns an den Etat halten, dann müssen wir
die zn zahlenden Zuschüssedarnach jährlichbemessen uud den Kreisen in einem Jahre so viel mehr geben
wie in einem anderen. Das ist doch undenkbar! Wollen wir aber die zu zahlenden Zuschüsse
nicht ans die im Etat vorgesehenen Mittel beschränke,!, dann erhalten wir so erhebliche Etatsüber-
schreitnugen, daß wir gar nicht wissen, wie wir dieselben decken sollen. Wollen Sie ausgleichen, dann
ist die Sache nur so zu macheu, daß wir am 1, Oktober, wenn die Manöver zn Ende sind, die
Summe der im Gesammten an die Qnarticrgebcr zn zahlenden Zuschüsse zusammenstellenlasse»
und den betreffenden Betrag durch eine besondere Umlage auf die sämmtlichen Kreise und Gemeinden
vertheilen. Damit, meine Herren, erreichen wir auch deu Vortheil, daß wir den provisorischen
Charakter der Maßregel besser wahren, als wenn die zu zahlenden Ausglcichsgelderbereits als
Theil der allgemeinenProvinzialnmlagcn in den Haupt Etat der Provinz eingestellt werden. Daß
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Letzteres geschieht, daß nämlich ohne weiteres die Einqmrtieruugsgclderals Prouiuziallast in unsere
geordnetenEtats eingestellt werden, davuu, meine Herren, möchte ich aus ctatstechnischen Gründen
auf das allercntschiedenste Mathen, (Sehr gut!)

Hierbei erlaube ich mir noch hervorzuheben,daß der Antrag Becker lediglich eine Erwei¬
terung des Antrages des Proviuzialausschussesdarstellt. Der ProvinzialausschußempfiehltIhneu,
zunächst die weiteren Maßnahmen der Stcmtsregicruug abzuwarten, währeud nach dem Antrag des
Herrn OberbürgermeistersBecker nicht blos abgewartet, sondern auch weitere Schritte bei der
Reichsregieruuggeschehe« sollen, damit diese, dem Antrage des Provinzialausschussesentsprechend,
einen Ausgleich herbeiführt und dadurch weitere Schritte der Provinz überflüssigmacht. Wir
werden den Antrag Becker — wenn Sie denselben annehmen — den übrigen Provinzen mit¬
theilen uud sie bitteu, iu gleicher Weise vorzugehen,damit die Einquartieruugslast, die ja in den
anderen Provinzen ebenso empfundenwird wie hier, dnrch das Reich ausgeglichen wird, wie es die
Billigkeit erheischt.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Es ist ein Antrag auf Schluß eingegangen. Auf
der Rednerliste stehe» noch Herr Graf Brühl und Herr Graf Hocnsbroech, Ich bitte diejenigen
Herren, welche den Schluß votircu wolle», sich zu erhebe», (Geschieht.) Das ist die große Majorität,
Der Schluß ist herbeigeführt.

Zu einer persönlichen Bemerkungertheile ich das Wort dem Herrn Abgeordneten Schrakamp.
AbgeordneterSchrakamp-. Der Herr Abgeordnete von Niesewaud hat vorhin geäußert,

daß er seine Verwuudcruug darüber ausdrücken müsse, daß der Kreis Bitburg den Quartiergebern
so große Summen aus seiner Tasche zu deu Verpflegungssätzen zusetze.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Herr Abgeordneterdas ist nicht persönlich,
AbgeordneterSchrakamp (fortfahrend): Ich wollte ihm persönlich mir bemerken, daß ich

diesem Beschlusse uicht zugestimmthabe, daß ich den Kreistag vielmehr gewarnt habe, solche Lasten
auf deu Kreisetat zu übernehmen. Trotzdem hat der Kreistag den Beschlußgefaßt.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Ich ertheile das Schlnßwort dem Herrn Referenten.
AbgeordneterWallraf: Meine Herren, ich constatirezunächst mit bestem Dank, daß von

keiner Seite die nothleidcndc Lage der betreffenden Kreise bestrittcnworden ist. Wie vorauszusehen
war, hat der Commissionsantragvon zwei Seiten Anfechtungenerfahren, den Einen ging er nicht
weit genug und den Anderen zu weit. Vielleicht darf man daraus schließen, daß er sich in der
bei schwierigen Dingen besonders empfehlcnswcrthcnMittellinie bewegt.

Nun, meine Herren, nur wenige Worte bezüglich der Abänderungscmträge,die gestellt
worden sind. Die Anträge der Herren AbgeordnetenSchrakamp, Mcrrem und Graf Brühl gehen
weiter als der Eommissionsantrag, Namens der Commission kaun ich sie selbstverständlich nicht
empfehlen,als Abgeordneterder Eifel kann ich sie nicht bekämpfen, deshalb sage ich über diese An¬
träge Nichts, (Heiterkeit,)

Was den Antrag des Herrn Abgeordneten von Grand-Ry angeht, so hat nns der Ge¬
danke, der den Herrn Abgeordnetenzu seinem Antrage bewogenhat, gleichfalls vorgeschwebt.Auch
wir wollten uns uicht für alle Zciteu biudeu, soudcru nur „bis zu einer völligen Ausgleichungder
Manövcrlasten", Wenn statt dieser sachlichen Zcitgrcnze eine bestimmteFrist seitens des Herrn
von Grand-Ry vorgeschlagenwird, so glaube ich — ich biu nicht autorisirt dazu — daß die
Majorität der Commissiuusich wahrscheinlich auch diesen: Vorschlagangeschlossenhätte.

Der zweite Zusatz des Herrn von Grand-Ry, nur „vorläufige Ausgleichung der Ein¬
quartierungslast" — zu sagen, kommt auf dasselbe hinaus. Und wenn er weiter beantragt, daß
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man diese Auslagen in den Büchernder Provinz besondersführen soll, dann ist das ja auch nur eiuc
Zweckmäßigkeitsfrage, über die der Herr Laudesdirektorvielleicht die richtige Meinung geäußert hat.

Nun, meine Herren, zu dein Hauptgegncr des Antrags, dem Herrn AbgeordnetenBecker.
Diejenigen Gesichtspunkte,die Herrn Becker zu seineil Ausführungen uud zu seinem Antrag ver¬
anlaßt haben, sind sammt und sonders auch in der Commissionzur Sprache gekommen. Ich will
die Commission nur hier in Schutz uehmen, als ob wir nicht auch ganz dieselben Bedenken
erwogen hätten, sie sind aber nicht für so durchschlagend befundenworden, als daß wir mit einem
ähnlichenAntrage, wie ihn der Herr AbgeordneteBecker heute stellt, nu» die Kreise wieder aä
«lllLnclll» Fras«»,8 hätten vertrösten wollen.

Meine Herren! Herr Becker sagt: das Reich mutz eintreten. Der Gedanke liegt ja nahe,
aber ich mache Sie auf eine bedenkliche Confequenz aufmerksam. Weun das Reich diese Ent¬
schädigungentragen soll, so handelt es sich für das Reich um ganz enorme Summen. In welcher
Weise sollen nun diese Summen beschafft werde«? Aller Wahrscheinlichkeitnach bleibt nur der
Weg neuer Steuern übrig, und da kann sich doch sehr leicht ganz dasselbe Bild ergeben, das sich
im öffentlichen Leben unseres Staates auch sonst zeigt, daß nämlichdie Nheinprovinz an Steuern
an den Staats- oder Reichssäckel mehr zahlt, als sie an Entschädigungenaus demselbenheraus¬
bekommt, daß wir also mit andern Worten nicht nur für uns selbst, sondern auch noch für
andere Provinzen und deren Manöverlast mit zahlen müssen. Meine Herren, wenn Herr Abge¬
ordneter Becker bestritten hat, daß sich die beantragte Zuwendung mit der Provinzialordnuug
vereinbaren lasse, und wenn er dabei auf die Gerichtskosten hingewiesenhat, so glaube ich, kaun
dieser Vergleich doch nicht als zutreffend anerkannt werden; ob jemand Prozesseführt oder nicht,
ist schließlich meist seine Sache, aber ob Jemand Einquartierung bekommt oder nicht, ist nicht
seine Sache, denn sonst würden die Manöver wohl nicht an vielen Orten der Provinz stattfinden,

Endlich ist gesagt worden: es handelt sich nicht um eine Ausgabe im Interesse der
Provinz, sondern im Interesse des Reichs. Diese Auffassung, meine Herren, ist jedenfalls nicht
stichhaltig; denn, wenn eine Reihe von Kreisen der Provinz unter einem schweren Rothstand
leidet, dann ist auch das Interesse der Provinz berührt und dieses Interesse erheischt,daß wir
nicht die Hände in den Schooß legen, sondern für Abhülfe sorgen uud zwar nicht nur durch
Worte, sondern auch durch werkthätiges Handeln, Ich empfehle Ihnen also den Antrag der
Commissionzur Annahme. (Beifall.)

Stellvertretender Vorsitzender Iaußen: Wir kommen zur Abstimmung. Ich schlage vor,
zunächst über den von dem Commissionsantrag sich am weitesten entfernenden Antrag des Herrn
AbgeordnetenBecker abzustimmen,der sich auf den Staudpunkt des Provinzialausschussesstellt und
einen Ausgleich der Einquartierungslast von Neichswegenherbeigeführtsehen will. Sodann würde
ich, falls dieser Antrag Ihre Billigung nicht finden sollte, vorschlagen, über den Antrag des
Herrn AbgeordnetenSchrakamp abzustimmen, der so weit geht, daß er schon gleich die Bewilli¬
gung einer bestimmten Summe aus Provinzialmitteln vorsieht, dann aber weiter zurückgehen
auf den Antrag des Herrn Abgeordnetenvon Grand-Nu, der sich im Wesentlichenauf den Antrag
der Herren Abgeordneten Mcrrem und Graf Brühl stützt, aber nur etwas weiter geht, indem
er in dem ersten Passus einen kleinen Zwischensatz eiugeschoben wissen und in dem letzten Absatz
einige Worte streichen will. Wenn dieser Autrag auch Ihre Aunahme nicht finden sollte, dann
würden wir uns zurückziehen auf den Antrag der Herren Merrem und Graf Brühl, der die
Commifsionsauträgenur infofern verläßt, als er in dem zweiten Abfatz die Eingangsworte „für
den Fall, daß diesen, Gesuch entsprochen wird", streicht. Wenn auch dieser Antrag Ihre Zustimmung
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nicht findet, dann würden wir zuletzt abstimmen über den Antrag der Commission als die inüoo
cke i-L8i8tano«. (Zuruf: Zur Fragestellung!) Zur Fragestellung hat das Wort Herr Abgeordneter
Freiherr von Loö.

AbgeordneterFreiherr Felix uon Loü: Ich stimme im Uebrigendem Herrn Vorsitzenden
inbetreff der Abstimmung bei, ich möchte aber bitten, daß über den einen Punkt des Antrags
des Abgeordnetenvon Grand-Ry, betreffend die Frist von 5 Jahren, getrennt abgestimmtwird.
(Zuruf: 3.) Ja, von 3 Jahren.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Das kann geschehen. Das Wort zur Frage¬
stellung hat der Herr Abgeordnetevon Grnud-Ny,

Abgeordneter von Grand-Ry: Ich möchte den Herrn Vorsitzenden bitten, vielmehr den
Antrag des AbgeordnetenBecker, wenn es irgend angeht, und es scheint mir angängig, als Reso¬
lution zu behandeln, ich halte ihn nicht als im Gegensatz stehend mit dein Antrag der Fach-
onnnission,da er eine Aufforderung au die Staatsregierung enthalt, die wir ja alle früher schon
gestellt haben. Ich würde also bitten, ihn nicht an den Anfang zu stellen, sondern am Schluß
über ihn als Resolution abzustimmen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Herr Abgeordneter Becker, würden Sie vielleicht
damit einverstanden sein, daß wir Ihren Antrag am Schlüssezur Abstimmung bringe»?

Abgeordneter Becker: Meine Herren, ich bedauere das nicht thun zu können, mein
Antrag will eben nichts zahlen, er entfernt sich also am weitesten von dem Antrage der Com¬
mission. Ich gebe zu, Sie können alle für meinen Antrag stimmen, weil er das nicht direkt
ausspricht, sondern nur der Staatsregierung den Wunsch ausspricht, sie möchte endlich ihrer Pflicht
dem Lande gegenüber genügen. Aber, meine Herren, Sie werden in Consequenzmeines Antrages
die anderen Anträge ablehnen müssen. Wenn Sie glauben, daß diese Anträge neben meinem
Antrage selbstständigbestehen können, dann sehe ich nicht ein, warum nicht ebensogut am Ende
wie am Anfang über dieselbenabgestimmt werden kann.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Herr Abgeordneter Zweigert hat das Wort.
AbgeordneterZweigert: Ich bin der Ansicht, daß die Annahme des Antrages Becker

die Annahme der übrigen Antrage nicht ausschließt. Man kann sowohl für den Antrag Becker
stimmen und außerdem den Antrag Graud-Ny noch annehmen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Das Wort zur Geschäftsordnunghat der Herr
AbgeordneteGraf von Hocnsbroech.

Abgeordneter Graf und Marquis uon und zu Hocnsbroech: Meine Herren, ich
wollte das ausführen, was mein Herr Vorredner ausgeführt hat, Herr Abgeordneter Becker hat die
Fassung seines Antrages selbst als Resolution bezeichnetund nicht als Abändcrungsantrag und
deshalb bin ich unbedingt der Ansicht, daß diese Fassung, die lediglicheine Resolution ist, mcht m
Zusammenhang gebrachtwerden darf mit der Abstimmungüber den Commissiunsantrag oder über
sonstige Anträge, sondern sie würde nach meiner Ansicht unbedingt- an dc,f Schluß unserer Ab¬
stimmung kommen; denn die Resolution Becker schließt keinen einzigen anderen Antrag aus. Es kann
jeder andere Antrag angenommen werden und zum Schluß die Resolution Becker, Ein derartiges
Verfahren würde den Anschauuugeu,die in der Diskussiuuhcruurgetretcnsind, durchaus entsprechen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Zur GeschäftsordnungHerr Abgeordneter von
Grand-Ry,

Abgeordneteruon Grand-Ry: Meine Herren, ich meine wir müssen uns an die Form
des Antrages des AbgeordnetenBecker halten, H«r AbgeordneterBeckcr hat nicht beantragt, den
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Antrag der Commissionabzulehnen, (Zürich Ja,) Nein, das steht nicht in dem Antrag, ich kann
mich nur an die Form halten, welche Intentionen Herr AbgeordneterBecker dabei gehabt hat, kann
hier nicht zur Entscheidung kommen. In der Resolution ist die Ablehnung nicht ausgesprochen,
sondern nur ein generellerSatz aufgestellt, der seiner Natur und Form nach als Resolution sehr
wohl behandelt werden kann.

StellvertretenderVorsitzenderI anß en: Zur Fragestellung Herr Abgeordneter Freiherr uuu üoe,
Abgeordneter Freiherr Felix von Los: Ich wollte mich nur iu dem Sinn aussprccheu,

daß der Antrag Becker zuletzt kommt. Ich halte es für sehr wohl möglich, daß man piinic, luoci,
beispielsweisefür den Commissionsantrag stimmt und nachher anch noch für den Antrag Becker,
während, wenn man vorher für den Antrag Becker stimmt, man nachherkaum mehr für die Com-
missionsanträgestimmen kann. Die Abstimmungist also freier, wenn der Autrag Becker zuletzt kommt.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Dieser Auffassungtrete ich bei, Cs ist auch meine
Auffassung,daß, wenn der Antrag Becker angenommen ist, keine Möglichkeit für die Annahme der
Commissionsbeschlüssc mehr vorhanden ist Bei diesem Disscnsus aber werde ich in der Lage sein,
die Meinung des Hauses hierüber festzustellen nnd zwar durch Abstimmung,

AbgeordneterBecker: Kann ich meinen Antrag noch ergänzen,indem ich hinzufüge: „Unter
Ablehnung des Commissionsantrages"? (Heiterkeitund Widerspruch,)

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Nein, das würde nach der Geschäftsordnungnicht
gehen, (Heiterkeit,)

Ich bitte also diejenigen Herren, die nach meinem Vorschlag den Antrag des Herrn
Kollegen Becker zuerst zur Abstimmungbringen wollen, sich zu erheben (Geschieht,) Das ist die
Majorität, (Zurufe: Nein! Nein!) Erlauben Sie, meine Herren, wir können das ja feststellen.
Ich bitte diejenigen Herren, welche den Antrag Becker an den Schluß der Abstimmungsetzen
wollen, sich zu erheben, (Geschieht.) Das ist die Minderheit, also der Nutrag Becker kommt
zunächst zur Abstimmung,

Ich bitte also nunmehr diejenigen Herren, welche den Antrag Becker — soll ich ihn
nochmals verlesen? (Rufe: Ja! Ja!) — also darf ich bitten — (Schriftführer,AbgeordneterSpiritus
verliest den Antrag),

Ich bitte die Herren, die diesem Antrag ihre Zustimmung geben wollen, sich zu erheben,
(Geschieht) Das ist die große Mehrheit, Damit sind die anderen Anträge beseitigt und wir
gehen über zum folgenden Gegenstand der Tagesordnung, (Ruf des Herrn AbgeordnetenGrafen
und Marquis von und zu Hocnsbrocch: Zur Geschäftsordnung,) Dieser Gegenstandist erledigt,
ich bedcmre, Ihnen das Wort dazu nicht mehr ertheilen zn können, (Unruhe,Glocke des Präsidenten)
Meine Herren, ich erinneredaran, daß ich in meiner letzten Bemerkunggesagt habe, daß im Fall der
Annahme des Antrags Becker die übrigen Antrage beseitigtwären, und das haben Sie mir bestätigt,
indem ein Widerspruch gegen diese Bemerkung nicht erfolgt ist. (Zustimmung) Jetzt ist die
Sache erledigt.

Wir gehen über zu Nr. 4 der Tagesordnung:
„Antrag der I. Fachcommission zur Petition der Rheinischen Stahlwerke
zu Meiderich-Nuhrort und 15 Aktiengesellschaften «,, um Befürwortung
des Antrages bei der Königl. Staatsregierung, daß in der Rheinprovinz,
wie dies in allen anderen Provinzen des Staates der Fall ist, auch den
juristischen Personen, Aktiengesellschaften :c, das Recht der Theilnahme
an den Gemeinderathswahlen beigelegt werde".
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Berichterstatter ist Zerr AbgeordneterIörissen. (Große Unruhe, Glocke des Präsidenten)
Ich bitte um Ruhe, meine Herren, damit Sie den Herrn Referenten verstehen können.

Abgeordneter Iürissen: Meine Herren! Der I. Fachcommissionist eine „Petition der
RheinischenStahlwerke zu Meiderich-Nuhrortund 15 Aktiengesellschaften,der KölnischenMaschinen¬
baugesellschaft und größerer Aktiengesellschaften,um Befürwortung des Antrages bei der König¬
lichen Staatsregierung, daß in der Nheinvrovinz,wie dies in allen anderen Provinzen des Staates
der Fall ist, auch den juristischenPersonen, Aktiengesellschaften :c, das Recht der Theilnahme an
den Gemeinderathswahlen beigelegt werde", zur Prüfling überwiefcn worden, und der Antrag
der Fachcommission,welche mich zum Berichterstatter bestimmt hat, geht dahin:

„Der Provinziallandtag wolle die genannten Petitionen dein Prouinzialansschusse
zur materiellen Prüfung nnd Berichterstattung an den nächsten Provinziallandtag
überweisen".

Meine Herren, außer den hier genannten,der Kölnischen Maschinenbau-Aktiengesellschaft,sind
das Düsseldorfer Eisen- und Röhrenwalzwert und l 5 Aktiengesellschaftenmit einer gleichen Petition
eingekommen. Die Petitionen, meine Herren, haben ziemlich den nämlichenWortlaut und wenn
ich Ihnen die eine verlese, kennen Sie die anderen auch, (Zurufe: Nicht nöthig!) Die Herren
verzichten auf die Verlesung? (Rufe: Jawohl) Dann, meine Herren, komme ich nur mit ein Paar
Worten darauf zurück, daß zur Begründung dicfcr Petition gcfagt wird, daß in allen anderen Pro¬
vinzen des Staates den juristischen Personen und Aktiengesellschaftendas Recht auf Theilnahme an
den Gcmcindcrathswahlenbeigelegt worden sei; das, meine Herren, dürfte doch wohl ein Irrthum
der Pctcnten sein, Es sind, wie sich später aus dem Wortlaut der einzelnen Petitionen crgiebt,
nnr drei Provinzen genannt, Ost- und Wcstprcnßen nnd Westfalen, in denen aber in den betreffenden
Städten und Gcmcindcordnungcnauch nicht den Aktiengesellschaften, fondcrn blos den juristischen
Personen eine Vertretung in den Gemcindcräthcn zugestanden worden ist. Die betreffendenBe-
stimmnngen in der Städteurdnung nnd in der Landgemeindcordnuuglauten: §, 8 der Städte¬
ordnung für Westfalen von, 19, März 1856: „Wer in einer Stadt seit einem Jahre mehr als
einer der drei höchstbcsteucrtcn Einwohner sowohl an direkten Staats- als an Gemcindcabgaben
entrichtet,ist, auch ohne im Stadtbezirke zu wohnen oder sich daselbst aufzuhalten, berechtigt, an
den Wahlen Theil zu nehmen, falls bei ihm die übrigen Erfordernissedazu vorhanden sind. Das¬
selbe Recht haben juristische Personen, wenn sie in einem solchen Maße in der Gemeinde be¬
steuert sind."

Ueber die Art uud Weise, wie diese Vertretung zur Ausführung kommt, bestimmt ß, 20
in seinem zweiten Absatz,

Meine Herren, es ist ja früher streitig gewesen, ob unter dem Ausdruck „juristischePersonen"
auch die Aktiengesellschaftenmit verstanden seien. Heute liegen in dieser Beziehung Entscheidungen
der höchsten Gerichtshöfevor, wonach juristischePersonen nnd Aktiengesellschaften nicht als znfannnen-
fallend zu betrachten siud, so daß also die Petition, das Verlangen der betreffenden Petcntcn neben
den juristifchen Personen noch die Aktiengesellschaften bcfondcrs zu erwähnen, in dieser Beziehung
berechtigt sein dürfte.

Die Frage selbst, meine Herren, hat nun znnächst dem Provinzialausschuß vorgelegt,,,
der hat sich aber lediglich damit begnügt, diese Petitionen an den Provinziallandtag abzugeben,
mit dem Hinzufügen, daß der Provinzialausschuß in seiner Sitzuug von, 18. Mai d. I. beschlossen
hat, diese Petitionen dem Provinziallandtag«: zur Beschlußfassung vorzulegen. Er hat sich also
materiell über diese, verschiedener Beurtheilung unterliegendeFrage nicht geäußert. Es wäre viel-
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leicht angebracht, daß eine Aeußerung des Gremiums des Landtags erfolgt, zweckmäßig würde es
aber kaum erscheinen,diese heute herbeizuführen,es würde das jedenfalls eine außerordentlichweit¬
tragende Debatte abfetzen können. Abgesehenvon der kurzen Zeit, die uns heute noch verbleibt,
war auch die Fachcommissionaus Zweckmaßigkeitsrücksichten der Meinung, es wäre richtiger, wenn
zunächst der Provinzialausschuß auch in die materielle Prüfung dieser Frage eintrete. Die Com¬
mission hat daher einstimmig beschlossen, dem hohen Landtage zn empfehlen:

„Der Provinziallandtag wolle die genannten Petitionen dein Provinzialausschussezur
materiellen Prüfung und Berichterstattung an den nächstenProvinziallandtag über¬
weisen".

Ich empfehle Ihnen als Berichterstatter diefen Antrag.
Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Ich eröffne die Diskufsion und ertheile zunächst

das Wort dem Herrn AbgeordnetenLueg,
Abgeordneter Lueg: Meine Herren! Die Frage ist für einen großen Theil der Nhein-

provinz von der allergrößtenWichtigkeit. Ich möchte trotzdem aber heute materiell in die Frage
nicht eintreten, da dies bei der beschränktenZeit nicht möglich ist. Aus diesem Gesichtspunkt
empfehle ich auch meinerseitsIhnen dringend, den Antrag der Commissionanzunehmen, und werde
auch wiederum im Provinzialausschuß meinerseits dahin Schritte thu», daß die Frage mit der ihr
innewohnendenWichtigkeitbehandelt werden wird. Hoffentlichwird bei der nächsten Tagung ein
Befchluß zu Tage kommen,der beiden Theilen gerecht wird.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Das Wort wird nicht weiter gewünscht,der Herr
Referent verzichtet auf das Schlußwort, ich fchließe daher die Diskussion und darf wohl fest¬
stellen, daß Sie dem Antrag der CommissionIhre Zustimmung gegeben haben.

Wir gehen über zum weiteren Gegenstand der Tagesordnung, zu Nr. 5:
„Antrag der III. Fachcommission zur Petition der Betriebsunternehmer
au der St. Iohann-Vrebach-Fechingen'er Provinzialstraße um Erlaß der
Vorausleistungsbeitrage bezw. auf Ausdehnung des Vorausleistungs¬
gesetzes auf die ehemaligen Staatsstraßen".

Ich ertheile dem Referenten zu diefcr Angelegenheit, Herrn KollegenHardt, das Wort.
AbgeordneterHardt: Meine Herren! Es liegt eine Petition von 17 Stcinbruchbesitzcrn

vor, auf deren Verlesung das hohe Hans wohl verzichtet, Sie sind in ihrem Geschäftsbetrieb
wesentlich dadurch beeinträchtigt, daß sie zur Unterhaltung der von ihnen benutzten Vczirlsstraße
St. Iohmm-Brcbach-Fechingen beizusteuern haben, nnd sie behaupten, dadurch um 12 Pf. per
Eubitmeter gegen ihre Mitbewerber geschädigt zu sein. Die Antragsteller befürworten demgemäß
Erlaß der Vorausleistungsbeitrage oder cucntl, Ausdehnung des Vorauslcistnngsgcsetzcsauf die
ehemaligenStaatsstraßen,

Nach genauer Prüfung der Sachlage glaubte die III. Fachcummission,dem hohe» Hause
folgendenAntrag befürworten zu sollen:

„Der Provinziallandtag wolle:
1. den Antrag auf Erlaß der Vorauslcistuugsbctragcablehnen;
2. beschließen, an die Königliche Staatsregicrung das Ersuchenzu richten, das Voraus-

leistungsgesctz ans sämmtlicheProuinzialstraßm auszudehnen".
Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Wird das Wort zn diesem Gegenstand gewünscht?

— Das ist nicht der Fall, Ich constatirc anch hier, daß Sie dem Antrag der Commissionbeige¬
treten sind und ihn zum Beschluß erhoben haben.
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Wir gehen über zu Nr, 6 der Tagesordnung:
„Antrag der Kanalcommission zn dem Bericht nnd den Anträgen des Pro-
vinzialausschusscs, betreffend den Bau eines Schifffahrtskanals vom Dort¬
mund—Vms-Kanal bis zum Rhein".

Referent ist Herr AbgeordneterZwcigert, Derfclbe ist nicht znr Stelle, ich bitte, ihn zu
rufen, — Ich ertheile dem Herrn Referenten das Wort.

AbgeordneterZwcigert: Meine Herren, die Angelegenheit,betreffenddie Erbauung eines
Kanals von Dornnnnd nach dem Rhein, ist in der Connnissioneiner eingehenden Prüfung unter¬
worfen worden. Es hat sich dabei ein prinzipieller Gegensatz gegen die Erbauung eines derartigen
Kanals nicht herausgestellt.

(5s wurde vielmehr von allen Seiten hervorgehoben,daß es in hohen, Grade wünschens-
werth sei, wenn wir zu einem thunlichst einstimmigenoder mit großer Majorität gefaßten Votum
kommen mochten, und es wurde daher von einer Seite, um ein einstimmigesVotum zu erreichen,
folgender Antrag gestellt:

„Der Provinziallandtag trägt dem Provinzialausschusse auf, die KöniglicheStaats¬
regierung zu ersuchen, dein Landtage der Monarchie in einer der nächsten Sessionen
eine Gesetzesvorlage,betreffend den Bau eines Schifffahrtskanals vom Dortmund—
Ems-Kaual bis zum Rhein, cmf's Neue vorzulegen, und ermächtigt den Provinzial-
ausschuß, zu erklären, daß er unter besondererBetheiligung der intcressirtcn Kreise
nach Maßgabe der Bestimmungen des §. 110 der Provinzialordnung vom 1. Juni
1887, der ß§. 20 und 91 des Communalabgabengesetzesvom 14. Juni 1893 bereit
sei, in angemessenerWeise durch Uebernahme einer näher zu bestimmendenoder zu
vereinbarenden Garantie die Ausführung des Unternehmens zu fördern".

Seitens des Herrn Antragstellers wurde die Ansicht ausgesprocheu,daß auf diefen seinen
Antrag sich die sämmtlichenMitglieder dieses hohen Hauses vereinigenkönnten, sowohl diejenigen,
welche dem Antrag des Provinzialansschnsscszustimmenwollten, als auch diejenigen, welche Be¬
denken gcgcu dicfen Antrag vorzubringenhatten, nnd es liegt darin eine Bestätigung des von mir
vorhin ausgesprochenen Satzes, daß ein prinzipiellerWiderspruch gegen den Kanalbau nicht erhoben ist.

Von anderer Seite wurde aber gegen den verlesenenAntrag geltend gemacht, daß er sich
von dem Antrage des Provinzialansschnsfcsin zwei Punkten nnterscheide. Es sei in dem verlesenen
Antrage einmal nicht enthalten, für welche Linie sich der Landtag entscheide, ob für dir von der
Stcmtsregicrnng vorgeschlagene Süd-Emschcrlinie,ob für die Nord-Emfchcrlinic,ob für die Lippc-
Knualifation odcr gar für noch eine andere in der Denkschriftvorhandene Linie, und es sei endlich darin
nur im Allgemeinen von einer Betheiligungder Provinz die Rede, es sei nicht znm Ausdruck gebracht, iu
welcher Höhe man bereit sei, sich zn bcthciligcn. Auf beides müsse aber der allergrößte Werth gelegt
wcrdcu. Es müsse bei dem Streite der Meinungenüber die Linie feststehcn, für wclchc Lnnc sich denn
der Rheinische Provinziallandtag entscheidet,und es müsse bei der Frage, wie die finanzielle Betheiligung
der Provinz gelüst werden solle, durch ein Votum des Landtages feststehen, ob der Landtag damit
einverstandenist, daß derjenigen Lösung der Vorzug gegeben werde, welche die KöniglicheStaats-
rcgicrnng mit dcm Prouinzialausschuß vereinbart hat und die in dem vorlicgeudcnAntrage des
Provinzialnnsschusseszum Ausdruckgekommen ist. Dicfc Bedenkengaben der Majorität der Com¬
mission Veranlassung, sich gegen den eingebrachten Antrag ausznsprechen, dessen wohlwollende Absicht
sie im Uebrigcn keineswegsverkannte. Es wurde die Meinung ausgesprochen,daß gegenüberdcm
einmal uorhcmdcnen Compromih zwischen den verschiedenenInteressentenkreisender Rhcinpruuinz und
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Westfalens, dem Comprumiß zwischenden beiden Provinzen an der einmal festgestelltenSüd-
Cmschcrliuiefestgehalten werden müßte, daß aber andererseits auch diese üinic aus materiellen
Gründen zur Zeit den Vorzug verdiene, und daß das Hauptbcdenken,welches dagegen in der
Commissiongeltend gemachtwurde, nicht als vollkommendurchschlaggcbeud augesehen werden könne.
Dieses Bedenken richtet sich nämlich nicht gegen die Süd-Cmscherlinican sich, sondern dagegen, ob
nach Ausführung der Süd-Cmscherlinie eine Kanalisirnng der Lippe überhaupt noch möglich
sein würde. Die frühereAusführung der Süd-Cmscherlinieund die demnächstige Ausführung der
Lippelinie sei durchaus zu billigen, wenn nur vorher festgestellt sei, daß eine Ausführungder Lippc-
linic hinterher auch noch möglich sei. Die Majorität der Commissionwar dagegen der Ansicht,
daß nach den Erklärungen der KöniglichenStaatsregiernng die Frage, welche seitens des Herrn
Antragstellers als eine zweifelhafte hingestelltwnrdc, zn bejahen sei, daß nach den Crklaruugcu der
Staatsregicmug es feststehe,daß nach Ausführung der Cmschcrlinie die Lippclinie mich ausführbar
sei, und daß aus diesem Grunde eine Stelluugnnhme für die Liuicnführuug auch in diesen, Land¬
tage sofort erfolgen könne.

Was das zweite Bedenkenbetrifft, die Fiuauziirung, so war man allgemein der Meinung,
daß der von dem Proviuzialmisfchuß vorgeschlageneWeg der Finauziirnug ein außerordentlich
glücklicher sei. Wollte man, wie dies bei dem Kanal Dortmund—Cms geschehen ist, die Ver¬
pflichtungallein den Interessenten auferlegen, so würden lediglich die gegenwärtigenInteressenten
getroffenwerden, während der vorliegende Vorschlag anch alle zukünftigenInteressenten mit einer
Vorbelastung belegt, und zwar soll diese Belastung erfolgen, nicht nur, wie in dem Vorschlagedes
Prouiuzinlmisschussesgesagt ist, ans Grund des ß. 110 der Proviuzialuronung und des §. 91 des
Commnnalabgabengesctzes, sondern auch auf Grund des 8- 20 des Commuualabgabeugcsctzcs,
den in dem Antrage des Pruvinzialausschusseszu eitiren, wohl nur übersehenwurden ist.

Unter diesen Umständen, meine verehrten Herren, stellt sich die Sache etwa in folgender
Weise -^ uud ich möchte bitten, gerade diesem Theil meiner Ausführungen ein geneigtesOhr zu
schenken, weil er die Bedenken derjenigen Herren zerstreue» wird, welche Sorge tragen, daß die
Landwirthschaft mit Kosten für diesen Kanal in irgend einer erheblichenWeise belastet werden
könnte, weil diese Ausführuugen )hnen beweisenwerden, daß die Landwirthschafteinen irgendwie
namhaften Beitrag zu den Kosten des Kanalunternehmens aus Prouinzialmitteln nicht zu leisten hat.
Wir wollen annehmen, meine Herren, daß die Summe, welche die Provinz aufzubringen hat,
350 000 M. betragen soll — der Kanal hat gar nichts gebracht, und es sind rund 350 000 M.
aufzubringen — dann würde beschlossenwerden, von diesen 350 000 M. etwa 50 000 M. auf
die Provinz zu übernehmen. Diese 50000 M. sollen ein Ausgleich dafür sein, daß nicht nur
die fünf Kreise, welche durch den Kanal berührt werden, von dem Kanal einen Vortheil haben,
sondern daß es noch viele und weite Strecken innerhalb der Nheinprouinz giebt, die auch an dem
Kanalunternehmeu interessirt sind, so alle Hafenstädte des Rheins, die große Handelsstadt Köln
und die kleineren Städte dazu, welche Produkte aus den Industriebezirken beziehe», Produkte
dorthin liefern und somit ebenfalls ein Interesse an der Ausführung des Unternehmens
haben. Dafür soll es ein Ausgleich sein, daß ein kleiner Betrag von etwa 50 000 M. — ich nenne
die Summe immer nur, meine Herren, um ein Beispiel zu geben — auf Kosten der Provinz über¬
nommen wird. Diese würden aus den allgemeinen Mitteln aufzubringensein und dazu, meine Herren,
würden ja wiederumdie gewerblichen Kreise unserer Provinz, also die Industriebezirkeund die großen
Handelsstädte den Löweuantheil zu tragen haben, wie sie ja im allgemeinenauch den Lüwenantheil
an den Provinzialsteuernaufbringen. Der Rest, meine Herren, von 300 000 M. würde dann seitens
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der Provinz auf die interessirtmKreise unterzuvertheilensein. Das würden sein: Essen-Stadt — ich
nenne wiederum diese Kreise lediglich als Beispiel— Essen-Land, Mülheim, Duisburg, Ruhrort. Das
sind die fünf Kreise der Provinz, die durch den Kanal berührt weiden. Ich nehme einmal an —
auch wiederum nur um ein Beispiel zu nennen sie wären alle fünf gleich interessirt,dann fielen
auf jeden der Kreise 60 000 M, die er aufzubringenhätte. Jeder dieser Kreise würde sich nun¬
mehr wiederum zu fragen haben: Wie vertheilst du nun diese 60 000 M, und da würde er sich
zunächst diejenigenGemeinden aussuchen,die durch den Kanal Vortheil haben, unter Weglassung
derjenigen Gemeinden des Kreises, welche gar kein Interesse daran haben, und die Gemeinden,
meine Herren — also bei den Stadtkreisen die Kreise direkt — würden ihre Beiträge wiederum
auf die speziell interessirtenIndustriellen vertheilen. Ich würde in meinem Kreise die Sache sehr
leicht haben, weil ich wenige Großindustrielle habe, die daran betheiligt sind. Es würden das
aber nicht blos speziell diejenigen Industriellen sein, welche Kohle und Eisen beziehen, sondern
es würden auch andere Gewerbtreibende heranzuziehen sein, bespielsweiseBankgeschäfte, Frucht¬
geschäfte, ja wir würden zweifellos einen Theil auch auf die Gebäudebesitzcr vertheilen, denn der
Werth des Grund nnd Bodens in unserer Stadt würde zweifellos durch die Erbauung eines solchen
Kanals erheblich erhöht werden. Es würde also, meine Herren, nach der ausdrücklichen Vorschrift
des §, 20 des Cummuualabgabengesetzes,niemals in irgend einem Kreise ein Landwirth, der gar
keinen Bortheil von diesem Kanal hat, mit einer Abgabe für diese 300 000 M, belastet werden
können. Es ist demnach,um die Sache in dieser präzisen Form zu ermöglichen,seitens der da¬
maligen Interessenten dieser Modus mit der KöniglichenStciatsregiemng vereinbart, weil er ein
gerechter ist, und weil er andererseitsauch eine schnelle Einziehungsmöglichkeit garantirt. Mit Rücksicht
darauf, meine Herren, war man der Meinung, daß die Fassung des Ihnen vorher verlesenen An¬
trages, wonach die Provinz nur allgemein ihre Betheiligung verspricht, nicht präzise genug sei, daß
der Prouinzillllandtag dazu berufen sei, speziell auszusprechen, daß er seinerseits sich einverstanden
erklärt mit der Vorausbelastung der einzelnen Kreise und mit der Vertheilung der Summe in den
Kreisenauf die Gemeinden und speziell mit der Vertheilung in den Gemeinden auf die interessirten
Industriellen, die davon Vortheil haben, etwa unter Zugrundelegung der Gewerbesteuerund der
Gebäudesteuer, Zweifelhaft, meiue Herren, konnte ja nur sein, ob die in dem Antrage des Pro-
vinzicilcmsschussesgenannte Summe von 10 000 000 M, und ihre Vertheilung zu ?0°/<> auf die
Rhcinproviuz und 30 «/„ auf die Provinz Westfalen richtig bemessen ist. Meine Herren, wir, die
Majorität, waren in der Meinung, daß, wenn die Königliche Staatsregierung dem unter 3 genannten
Antrag stattgäbe und recht bald die Vorlage wiederbrächte, dann die Kosten des Kanals gegen den
Voranschlagnicht erheblich höher sein werden, und daß dann die darin genannten 10 000 000 M
ausreichendsein würden,und daß man an dem so außerordentlichmühseligzu Stande gekommenen
Kompromiß zwischender Provinz Westfalen und der Rheinprouinz auf Vertheilung von 30 zu
?0«/„ nicht rütteln, sondern daran ebenfalls festhaltensolle.

Meine Herren, wenn der Rheinische Prouinzillllandtagdie Anträge der besonders gewählten
Eommission annimmt, dann weih die KöniglicheStcmtsregicrung, nachdem auch der Westfälische
Proviuzinllnndtag sich genau dcuselben Anträgen angeschlossen hat, ganz genau, was sie von der
Stimmung der beiden großen interessirten Provinzen zu halten hat, Dcmu weiß die Königliche
Stllntsregicrung, daß diese Stimmung nicht nur vorhanden ist in den Industriebczirkcn,welche an
diesem Kanal zunächst iutcressirtsind, sondern daß diese Stimmung auch getheilt wird von großen
Kreisen der ganzen Nheinprovinz, Meine Herren, einem solchen mit möglichster Ginhelligkeit
gefaßten Beschlusse gegenüberwürde, glaube ich, selbst die Majorität des Abgeordnetenhausesden-
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jenigen Respekt haben, den die einzelnen Provinziallandtagc für sich in Anspruch zn nehmen berechtigt
sind. (Bravo!)

Stellvertretender Vorsitzender Ianßcn: Ich eröffne die Diskussion, Das Wort hat Herr
AbgeordneterTalbot,

Abgeordneter Talbot: Sehr geehrte Herren! Nicht nnr in den Kreisen agrarischer Groß¬
grundbesitzer giebt es Gegner derartiger großer Kanalbantc», sondern auch unter den Industriellen
giebt es deren recht viele, nnd anch ich, meine Herren, bekenne mich als ein solcher Gegner von
Kanalbauten.

Meine Herren! Niemand wird verkennen, daß in den Gegenden, um die es sich jetzt
handelt, Vcrkehrsanstaltcnerrichtet werden müssen,die in: Staude sind, die dortige» großen Massen
transportc zn bewältigen, aber in welcherWeise das zu geschehen hat und in welcherWeise man
am billigsten dazu kommt, wie man am billigsten die Verfrachtung zu Wege bringt, das ist eine
Frage, auf welche ich doch uähcr eingehenmöchte.

Meine Herren, es wird sehr oft auf die Kanäle in England und in Belgien exempliftzirt.
Jawohl, meine Herren, da sind ebenfalls Kanäle, aber die datiren aus einer Zeit, wo man keine
Eisenbahnen kannte, die sind im ersten Viertel unseres Jahrhunderts gebaut worden, nnd, daß sie
auch noch jetzt mitbenutzt werden, ist ja selbstverständlich,ebenso wie man die natürlichen Wafscr-
läufe benutzt nnd wie das hier auch der Fall ist. Aber Kanäle zu bauen mit ungeheuer großen
Opfern da, wo man Eisenbahnen anlegen kann, die sogenanntenGüterbahncn, kann ich doch nicht
ak, rathsam ansehen. Man würde auf der Hälfte der Breite des Terrains, was zu dem pro-
jektirten Kanal nöthig ist, eine viergeleisigeBahn banen können, und es ist gar nicht fraglich, daß
man damit auch die Massen bewältigen könnte, die jetzt den Schiffen zugedachtsiud. Es würde
fcruer der Oberbau viel leichter hergestelltwerdeu können, weil der Personenverkehr ausgeschlossen
werden könnte, und man bekanntlich den stärkeren schwererenOberbau nur da uöthig hat, wo
Schnellzüge, nicht aber wo Schleppzüge verkehren, wie das beim Transport von Kohlen nnd
Eoaks der Fall ist. Der Oberbau wird also in erster Linie billiger. Kostspielige Stationsgebäude,
wie wir sie für den Personenverkehr zu machen haben, sind nicht nöthig, ebensowenig sind
Stationsbcamte nöthig; die Baukosten einer solchen Nahn lassen keinen Vergleichzu mit denjenigen
eines Kanals; es ist daher nicht fraglich, daß mittelst derselben große Gütermengen ebenso billig
wie durch den Kanal befördert würden, wenn man der Verzinsung uud Amortisiruug des letztereil
gebührende Rechnung tragen will.

Meine Herren, wenn Sie nun einen Blick auf die Karte werfen, die der Vorlage bci-
liegt, fo werden Sie eine große Anzahl Punkte finden, die Zechen bezeichnen, für die der Kanal
bestimmt ist und die ihre Waaren dorthin bringen sollen. Diese sämmtlichen Zechen müssen
wieder Zweigbahnen haben, um zu dcu Schiffen gelangen zn können, bei den Bahnen aber würde
kein Umladen nöthig fein. Denn der Waggon, der an der Zeche beladen wird, würde direkt
ohne jede Umladung durchgehen. Beim Befrachten anf das Schiff muß wieder umgeladenwerde»,
dies aber macht Kosten und die Qualität der Waare gewinnt keinesfalls, wenn sie mehrmals
umgeladen werden muh.

Dann möchte ich Sie auf die Bauzeit aufmerksam machen, die für einen solchen Kanal
erforderlich ist und die doch mindestens auf 8 bis 10 Jahre zu oeranfchlagen sein wird. Die
Vorarbeiten allein haben, wie Sie aus dem Bericht ersehen werden, anderthalb bis zwei Jahre
betragen. In zwei Jahren würde die Bahn, wie ich meine, jedenfalls fertig zu bauen sein, uud
da würden wir also innerhalb zweier Jahre das haben, was man mittelst des Kanals erst in
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8 bis 10 Jahren erreicht. Ich möchte dann ferner darauf hinweifen, daß bei strengem Winter
der Kanal auch zufriert und zwar gerade zu einer Zeit, wo die Kohlentransporte am häu¬
figsten sind.

Ferner möchte ich die Herren darauf aufmerksam machen, daß durch den Kanal eine lange
Gebietsstrcckckünstlichin zwei Theile zerlegt wird und ebenso künstlich,aber in unzulänglicher
Weise durch Brückenwieder mit einander uerbnndcn werden muß.

Meine Herren, in der Sitzung dieses hohen Hauses, wo in erster Lesung von dem Kanal
die Nede war, ist angeregt worden, ob nicht seitens der Interessentendie Zinsgarantic übernommen
werden könnte, die man nunmehr der Provinz znnmthct. Es ist das durch einen der Herren Redner
- ich glaube, es war Herr OberbürgermeisterZwcigert — richtig widerlegt worden, und ich stimme
dem ebenfalls zn, weil ich eben die Uebernahme einer Zinsgarantic seitens der Interessenten für
unausführbar halte. Bei der Gelegenheit hat aber Herr OberbürgermeisterZweigert gefagt: —
nnd ich nehme dazn den stenographischen Bericht zur Hand — „Die Industrie würde sehr wohl
daran thun, wenn sie den Kanal allein baute, aber das könnte sie, nur dann thun, wenn der Herr
Eisenbahnmiuistervorher mit der Industrie Vereinbarungen über die Tarife auf den Eisenbahnen
nnd den Kanälen trifft. Sonst könnte der Eiscnbahnministcrdurch Herabminderungder Eisenbahn-
tarifc die Nutzbarkeitciues von den Indnstnellcn gebanten Kanals mit einem Schlage vernichten".
Ja, meine Herren, wenn eine solche Möglichkeit überhaupt denkbar wäre, daß der Herr Minister,
seine jetzige Tarifpolitik verlassend uud den langjährigen Anstrebungcn der Industrie nachgebend,
die Tarife ermäßigen nnd so mit einem Schlage, wie der Herr Oberbürgermeistersagte, die Lebens¬
fähigkeit des mit privaten Mitteln erbauten Kanals vernichtenkönnte, dann wäre es doch viel ein¬
facher, daß der Herr Minister erst einmal damit anfangt, die Tarife zn ermäßigen. Dann würde
man einmal sehen, wie man damit fährt nnd ob man noch einen Kanal braucht, Oder aber der
Herr Minister könnte den Ban einer folchen Bahn den Industriellen, die sich dafür intcrefsircn,
frei geben und ihnen mich die Tarifirnng überlassen. Dann würde zweifellosdas Aktienkapital
sehr bald gezeichnet sein, während ich kanm annehmen darf, daß für den Kanal dieselben Herren
Indnstricllen, die ihn so sehr befürworten, ihre Kapitalien hergeben und sie darin invcstiren würden,

Ans den Gründen, meine Herren, nnd weil ich die Ueberzcngnng habe, daß man auch
auf anderem Wege als durch einen Kanal den Zweck der Massenbeförderungim Verein mit
billigen Tarifen erreichen kann, werde ich gegen die Vorlage stimmen.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Das Wort hat Herr AbgeordneterMichels.
Abgeordneter Michels: Meine Herren! In: Gegensatz zu dem Herrn Vorredner erkläre

ich mich als vollständigen Kanalfreund uud stütze mich dabei nicht allein auf das cinmüthige
Votum nnferer Handelskammer, sondern ans die Zustimmung unserer sännntlichcnRheinischen
Handelskammern, mit vielleichtalleiniger Ausuahnic der Handelskammer von Aachen, die in der
Angelegenheit immer einen abweichenden Standpunkt eingenommenhat. Wir hoffen, daß nicht
allein die Dortmund-Nhein-Kannlisirungzustande kommt, sondern daß damit der von uns so lange
angestrebte Plan der Mosel-Kanalisirung auch Hand in Hand geht. (Beifall.) Meine Herren,
das Hauptinteresse für die Rheinfchifffahrt würde der Kanal erst dann bieten, wenn er die so
häufig von uus geforderten größeren Dimensionen bekäme. (Beifall.) Mindestens, meine Herren,
hoffen wir, daß es doch noch möglich sein wird, eine höhere Ucberbrückuug des Kanals zu erreichen.
Ist aber auch das nicht möglich, so nehmen wir den Kanal in den kleinen Dimensionen an; denn
wir würden es uutcr allen Umständen als ein Unglück betrachten, wenn dieses für Rheinland
und für Westfalen so segensreiche Projekt überhaupt nicht zustande käme, (Beifall.)

2«
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Stellvertretender VorsitzenderIanßen.- Herr Graf Hocnsbroechhat das Wort.
Abgeordneter Graf und Marquis von und zu Hocnsbroech: Die Autorität der

Handelskammern, die der Herr Abgeordnete Michels angerufen hat, in allen Ehren — aber die
Handelskammern sind doch nicht die Vertreter der Gesmnmtinteressender Provinz, sondern das
sind wir, und von dem Standpunkt aus kann ich nicht umhin, kurz noch einmal die Bedenken zu
präzisiren, die ich schon in der eisten Lesung gegen die Festlegung in einer bestimmten Richtung
heruorgehobenhabe, um so mehr, als jetzt nach der geschäftlichen Lage der Sache ja überhaupt
gar keine Vorlage der Staatsrcgierung mehr existirt und wir nicht wissen, in welcherRichtung
die Staatsregierung in der nächsten Zeit vorgehen wird, ob diese oder eine ähnliche Vorlage
wiederkomme»wird, oder aber ob eine wesentlichveränderte Vorlage an uns herantreten wird,
der gegenüber wir durch diesen Beschluß in gewisser Beziehung schon vinkulirt sind, wenn auch
nicht formell, fo doch sachlich. Ich möchte aber noch auf einen Gesichtspunktzurückkommen, der
durch die Ausführungen des Herrn Referenten in Bezug auf die Garantiesumme, die die Land¬
wirthschaft treffen würde, vielleicht in Vergessenheitgerathen könnte. Allerdings, die Garantie
wird ja vornehmlich von den industriellen Kreisen geleistet, und ich hoffe >auch, daß dann die
Herren Industriellen bereit sein werden, diese Garantie auf ihre Schulter» allein zu übernehmen.
Diefe Garantie wird also in erster Reihe und in der Hauptsache von diesen Kreisen getragen.
Aber, meine Herren, vergessen Sie doch nicht, daß die Uebernahme der Garantie der kleinste
Theil der ganze» Frage ist. Ich hoffe überhaupt, daß es zu diesen Kosten nicht kommen wird,
wenn das wahr ist, was immer und immer wieder in Aussicht gestellt wird, daß die Rentabilität
des Kanals außer Zweifel stehe, woran ich allerdings noch nicht fo fest glaube. Der größte Theil
der Kosten sind die 56 Millionen Baukosten, die der landwirthschaftlicheTheil der Bevölkerung
in demselbenMaße tragen muß, wie die industriellen Kreise. Also, daß mit dem Kanalbau der
Landwirthschaft ein weiteres Opfer auferlegt wird, steht außer Frage.

Nun, meine Herren, halte ich es aber auch für fehr bedenklich, uns hier im Provinzial¬
landtag für eine bestimmteLinie festzulegen, nachdem wir absulut außer Stande waren, diese
außerordentlich schwierige Frage irgendwie ausreichend zu prüfen. Es hat uns in dieser Beziehung
absolut an jeglichemMaterial gefehlt, sowohl hier im Plenum, wie — ich hebe das ausdrücklich
hervor — in der Kommission. Wir waren gar nicht in der Lage, hier bei diese» Berathungen
Sachverständige darüber zu hören und zu vernehmen, Wir sind daher gänzlich außer Stande,
die schwierige Frage irgendwie zu erörtern, ob bei der Kanalisiruug des Emscherthales nicht nur
eine spätere Kanalisirung der Lippe unmöglich gemacht, sondern auch so viel Wasser der Lippe
entzogenwird, daß dadurch die anliegende» Grundbesitzer auf's Empfindlichstegeschädigt werden.
Deshalb bin ich absolut nicht in der Lage, mich heute für eiue bestimmte Linie auszusprechen,
sondern ich muß mich heute, nachdem also andere Anträge in der Commission nicht haben zur
Annahme gelangen können, unbedingt gegen die Annahme des (iommisfionsa»trages wenden.

Der Herr AbgeordneteTalbot hat, glaube ich, die Aeußerung des Herrn Abgeordnete»
^weigert bei der erste» Lesung der Vorlage dahin mißverstanden, daß er gemeint hat, der Herr
AbgeordneteZweigert hätte gesagt, die Interessenten könnte» die Garantie nicht übernehmen. Der
Gedanke von der Garantie-Uebernahme ist von mir angeregt worden. Ich habe ihn angeregt in
Bezugnahme darauf, daß die Uebernahme der Baukosten des Kanals von feiten der Interessenten
eine Unmöglichkeitsei, aber sehr wohl die Uebernahme der Garantie von feiten der Interessenten
möglich wäre. Dem hat Herr Abgeordneter Zweigert nicht widersprochen, sondern er hat aus¬
drücklich anerkannt, daß es wohl möglich sei, daß die Interessenten die Garantie übernehmen.



38. RheinischerProvinziallandtag, ?. Sitzung am 2. Inni 1 894, ______ 203

Also, meine Zerren, ich bitte Sie aus diesen allgemeinen Gesichtspunktenheraus die Vorlage des
Ausschusses respektive der Commissionabzulehnen.

Stellvertretender VorsitzenderIantzen: Herr Abgeordneter Pflug hat das Wort.
Abgeordneter Pflug: Meine Herren! Gestatten Sie mir noch wenige Worte, Der Kanal

hat ja im Wesentlichen den Zweck, Handel und Industrie zu heben. Ich kann gar nicht leugnen,
daß nach meinen Erfahrungen die Landwirthschaft bei Hebung des Handels und der Industrie
keine schlechten Geschäfte macht, (Sehr richtig!) Denn es werden gerade diejenigen Produkte, die nicht
dein Weltmarktpreiseunterliegen, alsdann mehr «erlangt und zu einem besseren und höheren Preise
abgesetzt, Gott sei Dauk, bekommen wir von New-York noch keine Milch, noch kein Gemüse,
sondern nur Getreide.

Die Befürchtung, die der geehrte Herr Vorredner hat, daß die Arbeiterfrage hierdurch
noch schwieriger gemacht werde, kann ich auch nicht theilen. Daß die Arbeiterfrage an und für sich
für uns Lcmdwirthcschwierig ist, unterliegt gar keinem Zweifel; wenn aber die Provinz gleichzeitig
vorgeht, durch Anlegung von Kleinbahnen das Ansammeln der Arbeiter auf wenige Punkte zu ver¬
meiden, und sie mehr oder minder über das ganze Terrain zu vertheilen sucht, so hat hier die
Landwirthschaftdoch ganz entschieden Nutzen, indem die Arbeiter, welche in den Fabriken nicht
beschäftigt werden, der Laudwirthschaft zur Verfügung gestellt werden. An und für sich sind wir
darauf angewiesen, uns mit den in der Industrie nicht mehr verwendbaren oder noch nicht zu ver¬
wendendenArbeitskräftenzu behelfen. Das wird aber durch den Kanal absolut nicht geändert.
Der Kanal, wie er heute projektirt ist und für den von uns die Zustimmung verlangt wird, hat
ja auf die Gctreideprcisegar keinen Einfluß, Er könnte eventuell wohl einen Einfluß haben, wenn
der sogenannte Mittel-Land-Kanal gebaut würde. Allein ich glaube nicht, meine Herren, daß,
wenn selbst der Mittel-Land-Kanal errichtetwird, was doch erst nach 20—30 Jahren sein wird,
wo wahrscheinlich wieder vollständigandere Verhältnisse existircn,er auf unsere landwirtschaftlichen
Getreidcpreise irgendwie einwirkt.Nach meiner nnmaßgeblichen Auffassung wird der Mittel-Land-Kanal
ungefähr 1000 Km lang sein, und nach den Erkundigungen,die ich bei Fachleuteneingezogenhabe,
wird die Fracht pro Kilometer und Tonne 1 Pfennig tosten.

Es wird also die Tonne 10 M. bis hierher kosten. Das ist annähernd derselbe Preis,
wie man heute aus deu großen Seehäfen von Amerika das Getreide frachtfreizn den Rheinischen
HafenplätzenKöln, Mainz, Mannheim trcmspurtirt. Es würde alfo hierdurchkeine Verringerung
der Preislage stattfinden.

Meine Herren, ich fühle mich anch noch besondersdadurch bewogen, hier für deu Kaual
einzutreten, weil ich unumwunden anerkennenmuß, daß gerade die Industriellen Rheinlands und
Westfalens absolut nicht Schnld haben an der schwierigenLage, in der wir Landwirthe uns gegen¬
wärtig befinden. Die Indnstriellcn haben ausdrücklich seiner Zeit erklärt, daß sie nicht allein auf
Kosten der Landwirthschaftirgend eine Iollermäßigung, irgend einen Handelsvertrag haben wollten.
Ich bitte daher die Landwirthe im hohen Haufe, den Vorschlagder Commission möglichsteinheitlich
annehmen zu wollen; besonders da von den Gesammtkostcn nnr 50000 M, auf die ganze Provinz
vertheilt werden, was unsere Schultern nicht besondersschwer belastet, (Beifall,)

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Das Wort hat Herr AbgeordneterSchneemann,
Abgeordneter Schneemann: Meine Herren, als Bewohner und Vertreter des Kreises

Rccs, der von zwei Seiten von Rhein und Lippe eingeschlossen ist, glaube ich wohl die Wasser-
Verhältnisse dieser Flüsse zu kennen. Es liegt mir nun fern, um die Sache nicht zu sehr in die
Lange zu ziehen, die großen Schwierigkeitendie der Kanal durch das Süd-Emschcrthal finden
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wird, zu besprechen; sie sind ja auch allgemein anerkannt. Ich möchte nur auf die rechtlicheSeite
der ganzen Sache eingehennud gerade darüber bin ich ganz verschiedenerMeinung mit dem Herrn
Referenten; denn dieser Kanal durch das Süd-Cmschcrgebiethat kein udcr fast kein Wasser und
da uimmt er das Wasser aus der Lippe, die selbst einen so geringen Wasserstandhat, daß auf
ihr jetzt schon fast keine Schifffahrt mehr betrieben werden kanu. Meine Herren, wenn Sie bedenken,
daß die Lippe schon das Wasser für den Dortmund—Cms-Kanal zum großcu Theil hergebensoll,
wenn Sie sich dann einmal dieses große Bassin uon 30 Meter Breite und 3 Meter Tiefe ansehen,
und danebendas winzige Lippc-Flüßchen,von dem auch noch der zweite Kanal nach Nnhrort gespeist
werden soll, dann müssen Sie mit mir der Mcinnng sein: bei gewöhnlichem und niedrigem Wasscrstaude
der Lippe, der während 9 Monaten herrscht, ist es unmöglich,daß sie das Wasser ohne große Be¬
einträchtigung der Lippcschifffahrl nnd ohne bedeutende»Schaden für die angrenzenden Wcidenbesitzcr
für beide Kanäle abgeben kann. Es kommt noch hinzn, daß die Anwohnerder Lippe in entschiedenster
Weise prutcstirt haben gegen die Wegnahme ihres Wassers, und wenn diese Anwohner vielleicht
kein formelles Recht haben, worauf sie gegen die Anlage des Kanals gerichtliche Klage führen
können, so steht ihnen doch ein moralisches, ein wirkliches,natürliches Recht znr Seite, das auf
einen mehr als tanscndjährigcnBesitzstand basirt. Meine Herren, hauptsächlichaus diesen Gründen
bin ich für die Ablehnung des Antrages der Commission,

Stellvertretender Vorsitzender Ianßcn: Herr AbgeordneterFreiherr uon Lue hat das Wort,
Abgeordneter Freiherr Felix von Loö: Der Herr AbgeordnetePflng hat die Mit¬

glieder ans den Kreisen der Landwirthschaftgebeten, doch einstimmig für den Antrag der Commission
zu stimmen. Ich bedauere, ihm diesen Gefallen nicht thuu zu können. Meine Herren! Ich will
ihm darin in einer gewissen Beziehung beistimmen, daß, was die Kosten der etwaigen Garantien
betrifft, es sich doch nicht um einen Gegensatz zwischen Industrie uud Landwirthschaft handelt.
Allerdings liegt die Frage anders, wenn man von den Baukosten des gcsammtcnKanals redet,
die Herr Graf Hocnsbrocchauf 50 Millionen Mark angegebenhat Da würde allerdings ja die
Landwirthschafteinen großen Theil mit beitragen müssen, ohne einen Vortheil uon dem Kanal zu
habeu. Aber die Frage liegt ja zunächstnicht so, in erster Linie jedenfalls nicht, allerdings in
weiterer Perspektiveauch. Es handelt sich hier, wie gesagt, nicht um eiucn Gegensatz zwischen
Landwirthschaftund Industrie, den ich überhaupt uicht gerne habe und von dem ich sage, daß er
prinzipiell eigentlich überhaupt gar nicht bestehen sollte. Das war zunächst auch der Gruud, warum
ich in der Commission,wenn die Herren aus dem Handelsstande das wünschen würden, für die
Handelsakademiemich ausgesprochenhabe. Ich glanbc, daß unsere Interessen gemeinsame sind.
Aber es handelt sich hier um einen ganz kleinen Theil der Rhcinprovinz gegenüber einem großen.
Diesem kleinen Theil der Nheinprovinz sollen durch dcu Kaual Vortheile zugeführt werden. Es
soll nicht ein Nothstand etwa gehoben werden — von einem Nothstand ist gar keine Rede —
sondern im Gegentheil, es sollen einem sehr gut situirtcn Theil der Nheinprovinz und iu diesem
Theile der Rheinprovinz den bestsituirten Personen, den Besitzern uon Kohlenbergwerkenu, s, w,,
außergewöhnliche Vortheile zugeführt werde». Ja, meine Herren, das ist doch wirklich ein Novum
gegenüber unserem bisherigen Vorgehen. Wir siud stets bereit gewesen,da, wo ein Nothstand ist,
einzutreten. Wir sind auch immer bereit gewesen, zur Befriedigung eines allgemeinenBedürfnisses
fördernd mitzuwirken,aber wie gesagt, einem kleinen Theile der Provinz besondereVortheile zuzu¬
wenden, deren er eigentlich wirklich nicht bedarf, das ist ein Novnm, und ich glaube, dazu haben
wir in der That weder eine Veranlassung, noch auch eigentlich das Recht. Ganz gewiß hat Herr
AbgeordneterPflug recht, wenn er sagt, wenn die Indnstric blüht, dann gewinnt auch dadurch die
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Landwirthschaft, Das trifft aber für diesen Fall, in dem es sich nur um einen kleinen Theil der
Rheinpruvinz handelt, nicht zu, das hat Ihnen schon der Herr Abgeordnetevon Aachen ausgeführt,
wie auch in den dortigen Kohlenrevierenes nur ein kleiner Theil sein würde, der von der Sache
Vortheil haben würde. Also das trifft nicht zu, daß durch etwaige Vortheile, die wir da herbei¬
führen, im Großen und Ganzen die Provinz und namentlich die Üandwirthschaftin der Provinz
irgend welche erheblichen Vortheile haben würde. Der Herr AbgeordneteZwcigcrt, der augenblick¬
liche Referent, hat vor ein paar Tagen auch das ausgeführt, was vorhin verlesen worden ist. Ja,
meine Herren! Ich verstehe wirklich nicht, wenn die Herren sagen, daß der Kanal sich sehr gut reu-
tiren würde, warum sie dann nicht das Risiko selbst übernehmen-wollen. Meine Herren! Wenn
Herr KollegeZweigcrt sagt: „Ja, das können wir nicht, da müssen erst Verhandlungen mit der
Regierung über die Bildnng der Tarife stattfinden, denn, wenn der Herr Eiscnbahnministerdie
Eisenbcchntarifc herabsetzt, so ist der Kanal brachgelcgt, so kann er nicht mehr rcntircn"; ja, meine
Herren, dann wollen also diese Herren das Risiko auf andere Schultern abwälze». Weiter ist es
ja doch gar nichts, (Zuruf: Auf die Staatsfchultcrn,) Auf die Staatsfchulteru? Die Herren, die
den Antrag stcllcu, wollen es auf die Schultern der Provinz abwälzen, (Widerspruch,) Ja ganz
gewiß, das Risiko! Also, ich meine, dieses Risiko wollen wir doch den Herren, die den Vortheil
haben, auch selbst überlassen, da sie sehr tragfähigcSchnltcrn haben — das ist ja das Wort, welches
heutzutage so viel gebrauchtwird — da sie zu den tragfähigsten Schultern gehören,

Dann muh ich noch auf einen andern Punkt kommen, Herr Kollege Zweigert hat vor
ein paar Tagen gesagt, es wäre ein Irrthum, wenn wir glaubte», daß dadurch unserm land-
wirthschaftlichenKreise mehr Arbeiter entzogen würden, die kämen alle aus dem Osten, Es
kommenganz gewiß recht viele aus dem Osten; aber sonst ist das Gegentheil richtig. Wir am
Niederrhein beklagenes auf das Acußcrste, (sehr richtig!) daß ein großer Theil der landwirth-
schaftlichenBevölkerung gerade in diese Gegenden von Essen und Umgegend, wo der Kanal
gebaut werden soll, zieht, und daß wir sie als unbrauchbare landwirthschaftlicheArbeiter wieder
zurückbekommen und sie womöglich im Krankheitsfall pflegen müssen u. s. m. Also da ist das
Gegentheil richtig.

Wenn nun Herr AbgeordneterPflug noch darauf hingewiesen hat, daß bei einem weiteren
Ausbau des Kanals, wenn der Mittelland-Kanal ausgebaut würde, sich die Kosten der Tonne
auf 10 M. stellen würden, und das sei derselbe Preis, für den auch aus den amerikanischen
Häfen bis Köln oder Mannheim das Korn «erfahren würde, so mag das ja richtig sein — hier
kann ich dieser Berechnung im Aligenblick nicht folgen. — Aber wir klagen schon darüber, daß
uns aus Amerika zu billigen Preisen das Korn zum Rhein geschafftwird, warum wir da uns
noch diesen neuen Weg eröffnen sollen, auf dem uns zu demselbenbilligen Preise eine vermehrte
Concurrenz geschaffen wird: dazu sehe ich wirklich keinen Grund ein.

Meine Herren! Ich will auf die anderen Details nicht eingehen; die sind ja gröhtentheils
schon widerlegt worden. Aber ich glaube in der That, daß wir gar keinen Grund haben, wenigstens
in diesem Stadium der Angelegenheit,eine finanzielle Garantie zu übernehmen. Ueberlassenwir
es zunächst einmal den Herren aus der dortigen Gegend selbst, mit der Staatsregierung in Ver¬
handlungen zu treten und zu sehen, ob sie nicht fertig werden. Wenn das dann nicht zu einem
günstigen Resultat führen sollte, wenn ein dringendes Bedürfniß dann noch immer bestehen sollte,
uud wenn überhaupt auf einem anderen Wege der Kanal nicht gebaut werden kann, und wenn
wir ihn dann selbst gern haben wollen, dann mag die Sache von Neuem überlegt werden. Einst¬
weilen bitte ich, den Commissionsantrag abzulehnen.
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Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich schließe die Diskussion, da sich Niemand
mehr zum Worte gemeldet hat, und ertheile das Schlußwort dem Herrn Referenten.

Abgeordneter Z weigert: Meine Herren, alle die mannigfachen Bedenken, welche vorge¬
bracht sind, (Zuruf: lauter!) hätten eigentlich füglich in die erste Lesung gehört. Ich bin der
Meinung, wenn ich auf alle diese Sachen, die namentlich der letzte Herr Redner vorgebracht hat,
und die seitens des Herrn Abgeordneten Talbot vorgebracht worden sind, hier eingehen wollte,
wir unzweifelhaft eine Kanaldebatte von mehreren Stunden in Aussicht nehmen mühten. Es
sind das so weitgehendeGesichtspunkte,daß wir unmöglich in dieser Zeit die Sache noch erle¬
digen tonnen. Es sind dies aber zum allergrößten Theil auch Gründe, die gar nicht in den
Prouinziallandtag hineingehüren, sondern in das Abgeordnetenhaus und das Herrenhaus, in die¬
jenigen Korporationen, in denen die Frage im Prinzip zu entscheiden ist. Hier für uns handelt es
sich nicht um die von dem Herrn AbgeordnetenTalbot angeregteFrage: „Sind Kanäle besser oder
sind Schleppbahnen besser?", sondern hier handelt es sich um die Frage: „Ist für die Rhein-
prouinz als solche die Vorlage, die die KöniglicheStaatsrcgicrung gemacht hat, welche eine Ver¬
bindung des Dortmund-Ems-Kanales mit dem Rheinstrom zu schaffensucht, vortheilhaft, hat die
Rhciuprouinz Veranlassung, diefe Vorlage zu unterstützen?" Lediglich diese Frage, meine Herren,
haben wir hier im Provinziallandtage zu beantworten, und deshalb unterlasse ich es, so ver¬
lockend, meine Herren, es auch sein mag, dem Herrn AbgeordnetenTalbot zu autworten.

Meine verehrten Herren! Was das Zubringen zum Kanal betrifft, was die Frage des
llmladens betrifft, ob man sich da nicht mit Seilbahn helfen kann, ob die Theilung der Ländereien
in zwei Theile ein Vortheil oder Nachtheil ist —- wie oft haben wir diese Frageil schon in nnserem
Kreise erörtert, so oft, daß wir wirklich glauben mußten, daß diese Bedenkenendlich einmal abgethan
seien. Meine Herren, wenn wir ja durch den Kanal in zwei Theile getrennt werden wollen, dann
möchte ich den Herrn AbgeordnetenTalbot bitten, uns das Vergnügen gefälligst zn lassen. Wir
wollen uns nun einmal gerne theilen lassen. Er hat doch wahrlich keinen Nachtheil davon, und
wenn wir einen Vortheil darin erblicke», dann mag er sich doch darum nicht bekümmern, ob uns das
angenehm ist oder nicht. Ich meine wenigstens,daß wir in erster Linie unsere Interessen vertreten.

Meine Herren, ich gehe daher ans alle diese Sachen nicht mehr ein, Nnr eine Aeußerung,die
Herr AbgeordneterTalbot gemacht hat, muß ich doch noch klarstellen. Er sowohl wie der Herr
AbgeordneteFreiherr von Luö haben eine Aeußerung von mir eitirt, die einen mir persönlich sehr
bedauerlichen Sprachfehler enthält. Ich habe ihn nämlich im stenographischen Bericht selber nachher
gefunden und habe ihn sofort bedauert. Ich habe nämlich gesagt, die Industrielle!! würde» den
Kanal gern bauen, wenn der Herr Minister früher mit ihnen eine Vereinbarung über die Tarife
für die Kanäle und Eisenbahnen träfe. Der Herr Minister fei sonst durch eine Festsetzungder
Tarife auf den Eisenbahnen ohne weiteres imstande, den Kanal unrentabel zu machen. Ich
habe sagen wollen: „er sei dnrch eine Festsetzung der Kanaltarife imstande, mit einem Schlage
den Kanal unrentabel zu machen". Ich habe mich lediglich, meine Herreu, versprochen. Daß der
Herr Minister selbstverständlichsich das Recht nicht entgehen lassen kann, das Hohcitsrccht des
Staates, die Tarife auf dem Kanal zu bestimmen,sie wenigstenszu bestätigen, «ersteht sich für
jeden Kenner der Sache von selbst. Ich habe gesagt: „Eiscnbahntarife", Ich habe aber
gemeint „die Tarife auf dem Kanal", die ja selbstverständlich nicht vom Aktionär, von der
Aktiengesellschaftfestgesetztwerden können, sondern lediglich von dem Herrn Minister, die wenigstens
von ihm zu bestätigen sind. Also, meine Herren, die Deduktionen, welche ans meiner irrigen
Aeußerung gemacht sind, sind hinfällig. Der Staat kann nie und nimmer das Recht der Tarifirung
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auf einer Wasserstraße, sei es einer künstlichen,sei es einer natürlichen — aus der Hand geben.
Wenn aber der Staat die Tarife festzusetzenhat, dann kann man niemals dem Privatkapitnl zn-
rnutheu: „Baue du den Kanal",

Dann, meine verehrten Herren, möchte ich noch mit wenigen Worten auf das eingehe»,
was Herr Freiherr von Los gesagt hat, Herr Freiherr von Lo« hat behauptet, es hätte ein kleiner
Theil der Nheinpruviuz einen Vortheil gegenüber einem großen Theile, Es hätte davon den Vor¬
theil ein Theil, wo gar kein Nothstand existiere, wo den BcstsitnirtestcnaußerordentlicheVortheile
zugewendet werden sollen. Meine Herren! Alles das bcstreite ich. Wem wollen Sie Vortheile zuwenden?

Meine Herren! Sie wollen einer großen Industrie Vortheilezuwenden, welche augcublicklich
zum Theil prosperirt, der es aber zum Theil auch recht herzlich schlecht geht und die nur auf sehr
künstlichem Wege noch in der Lage ist, sich zu helfen. Dann, meine Herren, verlangen wir denn
und vcrlaugt denn diese Vorlage von der Nhcinvrovinz, daß sie Vortheile den Industriellen zu¬
wendet? Niemand verlangt das. Und dann wird gesagt, ein kleiner Theil der Rheinprovinz hat
davon Vortheile, Ich habe vorhin schon hervorgehoben, daß der ganze Nheinstrom von oben bis
nntcn davon Vortheilehat, — und er hat ja die glückliche Eigenschaft, daß er unsere ganze Provinz
durchströmt, vom Süden nach dem Norden, — und soweit der Rhcinstrum fließt, wird man von
der Kanalvcrbindung der großen Industricbezirke mit dem Nheiuc Vortheil haben. Wenn Herr
Eummcrzicnrath Talbot sagt, man kommt mit Schlcppbahnen ebenso weit wie mit Kanälen, su
lasse ich mir das für jeden Menschengefallen, aber nicht iür einen Vewohncr der Nhcinprovinz,
mit dem größten schiffbaren Strom, den wir in Dcntfchland haben. Ich dächte, gerade wir hätten
alle Veranlassung diesen Strom möglichst leistungsfähigzu machen

Dann endlich möchte ich noch dem Herrn Grafen Hoeusbruech ein Wort erwidern, Herr Graf
von Hoensbrocchfagt, es trifft ja zu, — und ich danke ihm recht aufrichtig für dieses Zugestäuduiß—
daß wir hier in der Rheinprovinzdurch Annahme dieser Vorlage die laudwirthfchaftlichc Bevölkerung
nicht mehr belasten, wenigstensnicht mehr, als wirtlich recht und billig ist, Er erkennt an, daß
wir das nicht thnn, aber er meint, dnrch die großen Bausnmmcü, die der Staat aufwendet,wird
die laudwirthfchaftlichcBevölkerungmehr belastet. Wenn der Antrag, den der Provinzialausschuß
stellt, angenommen werden sollte, wenn der Kanal gebaut werden soll, wenn die 50 Millionen
ausgegebenwerden sollen, dann werde allerdings die landwirthschaftliche Bevölkerung im ganzen
Staat zu Guustr» der Industrie belastet werden Nnn, meine Herreu, ich tnuu das ebenfalls nicht
zngcben,wir haben ihnen bereits mehrfach gesagt, — die Königliche Staatsregierung hat das auch in
der Vorlage mit sehr klaren Ausführnngcn belegt daß, wenn jemals von einem Kanaluuter
nehmen eine Rentabilität zu erwarten ist, es dann von diesem Unternehmenzu erwarte» ist, und
einer solchen Antorität gegenüber,einer so eingehenden Prüfung sämmtlicher in Betracht konmmcnder
Verhältnisse gegenüber,da meine ich, könnte man denn doch wohl einiges Vertrauen haben.

Meine Herren, wenn der Kanal wirklich lediglich der Industrie zu Gute kommt, dann
gilt von ihm ein Glcichniß, daß ich wiederholen möchte, - ich glaube, es ist schon im Abgeurd
netenhause einmal ausgcsprochcu,— Ich habe in der letzten Zeit so viel über die Frage gelesen,
daß ich mich wohl wiederholenkönnte. Das Gleichniß ist folgendes: Ich frage den Herrn Grafen
Hoensbrocch: wenn er ein Gut hat mit vier Vorwerken. Einem dicfer Vorwerke geht es ausge¬
zeichnet,den anderen drei Vorwerten geht es schlecht — es sollen die drei Vorwerke die Landwirthschaft
und das eine gnte die Industrie sein — wird er dann nicht alles thun, daß dies eine gnte Vor¬
werk nicht leidet, ja daß es noch immer besser wird nnd ihm immer mehr Rente bringt, oder wird er
dafür sorgen, daß auch dies eine Vorwerk, dem es gut geht, auch ruinirt wird, damit es gar nichts hat?
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So liegt es hier. Wenn Sie für die Vorlage uutiren, so helfen Sie damit meines Trachtens der
ganzen Provinz und ich bitte Sie, sich daher dem Votum des Ausschusses anzuschließen, (Beifall,)

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Wir kommen zur Äbstimmnng. — Zu einer
persönlichenBemerkung in Bezug auf das Schlußwort hat Herr Graf Hoensbroechdas Wort.

Abgeordneter Graf und Marqnis von und zu Hoensbroech: Eine persönliche
Bemerkung in Bezug auf das Schlußwort des Herrn Referenten, Der Herr Referent hat meine
Aeußerung, glaube ich, doch dahin zu weit ausgedehnt, daß ich gefagt habe, die landwirtschaftliche
Bevölkerung würde durch diese Garantieübernahme gar nicht getroffen. Ich habe blos gefagt, sie
würde allerdings zum geringsten Theile getroffen.

Im übrigen betreffs meiner Vorwerke, die er angeführt hat, fage ich ihm nur, daß
dieselben in seinem Falle in einer Hand existircn, vorliegenden Falls existirt aber die Landwirth-
schaft und die Industrie in verschiedenen Händen. Daher ist dieser Vergleichdurchaus uuzutreffeud.

Stellvertretender Vorsitzender Ianhen: Allzu persönlichwar diese letzte Bemerkungnicht.
(Heiterkeit.) Meine Herren! Wir kommen zur Abstimmung. Ich möchte die Frage an Sie
richten, ob Sie wünschen, daß wir über die drei einzelneu Nummern des Commissionsantrages
getrennt abstimmen? (Zurufe: nein!) Das ist nicht Ihre Absicht. Dann würde ich Ihnen
vorschlagen, daß wir in einem Akt über den gesammten Antrag abstimmen. (Zustimmung.)
Ich bitte nunmehr diejenige!! Herren, welche nach dem Autrag der Kanalcommissionvotiren wollen,
sich zu erheben. (Geschieht.) Das ist die große Majorität. Der Antrag ist angenommen.

Nun gehen wir weiter. Meine Herren! Wir kommen zu den Antragen der ersten
Facheommissiou, betreffend Entlastung vou Rechnungen. Ich würde auch hier wieder,
wie wir das iu Bezug auf die Auträge über die Entlastung aus den beiden anderen Eommifsionen
bereits gethan haben, den Herren Referenten anheim geben, vom Platze aus zu bemerken, ob
Sie irgend welche Bedenken gegen die Decharge haben. Liegen solche Bedenkenvor, dann könnte
ja von hier aus rcferirt werden. — Herr Abgeordneter Quack, haben Sie Bemerkungen
zu machen?

Abgeordneter Quack: Meiue Herren! Ich habe Namens der I. FachcommissionIhnen
zu berichten über die Prüfung der Ncchnuugeudes Hauptetats vou 1891/92. Hier ist nur eine
Bemerkung zu machen; im Titel 1 2, Rente au die katholische» Armen zu Werden, ist der Vor¬
anschlag um 659,58 M. überschritten und ist hier der Antrag gestellt, diese Überschreitung zu
gcuehmigeu.

Im Hauvtetat für 1892/93 ist keine Erinnerung zu machenund ich bitte Sie auch hier
die Geuehmigung auszufprechen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich darf feststellen, daß die Decharge ertheilt ist.
— Herr Abgeordneter de Greifs, wollen Sie gütigst referiren.

Abgeordneter de Greifs: Meine Herren! Die Revision der Rechnungen über die Ein¬
nahmen und Ausgaben für deu Prouinziallandtag, den Prouiuzialansschnh und die Provinzial-
Centralverwaltungsbehördefür 1891/92 uud 1892/93 giebt zu keiucn VemerkungcuVeranlassung.
Ich bitte im Namen der I. Facheommission,die Decharge ertheilen zu wollen.

Stellvertretender VorsitzenderIaußen: Auch hier ist die Decharge ertheilt. — Herr
Abgeordneter Dingelstad, haben Sie Bedenken?

AbgeordneterDingelstad: Ich habe zu berichtenüber die Naturalrechnungen, betreffend
die Schreibmaterialien der Provinzial-Centraluerwaltung für 1891/92 und 1892/93, ferner über
die Rechnungeu, betreffend den Meliorationsfonds, und ebenso, betreffend deu Ziusgewiun des
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Meliorationsfonds für 1891/92 und 1892/93, Die I. Fachcommissionhat diese Rechnungen
geprüft und nichts zu erinnern gefunden.

Stellvertretender VorsitzenderIaußen: Sie beantragen die Entlastung?
Abgeordneter Dingelstad: Ja!
Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Dieselbe wird vom Hause ertheilt. — Herr Ab¬

geordneter Iörissen.
Abgeordneter von Randow: Ich bitte um's Wort im Namen des abwesendenHerrn

AbgeordnetenIörissen.
Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Herr Abgeordneter von Nandow, Sie haben

das Wort.
Abgeordneter von Randow: Herr AbgeordneterIörissen hat die Rechnungen der Wittwen-

und Waisenkasseder Provinzialbeamten für 1891/92 und 1892/93 geprüft und hat keine Ver¬
anlassung gefunden, etwas zu bemerken. Ich bitte im Namen der I. Fachcommissionum die
Entlastung.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Die Rechnungenwerden hiermit dechargirt. Jetzt
kommen wir zu den Rechnungen, über die Sie selbst (zum Abgeorduetenvon Randow) referiren
sollten, Herr Kollege.

Abgeordnetervon Randow: Die Rechnungenüber den Dispositionsfondsdes Provinzial-
landtllgs für 1891/92 und 1892/93 sind von mir einer Durchsicht unterworfen worden. Ich habe
nichts zu erinnern gefunden und beantrage im Namen der I. Fachcommissiondie Entlastung.

Auch die Rechnung über den Dispositionsfonds des Provinzialausfchusscs für 1892/93
hat zu keinem BedenkenAnlaß gegeben. Ich beantrage die Entlastung.

Dasselbe ist der Fall mit den Rechnungen über die Ueberschüsse der Provinzial-Feuer-
Societät für 1891/92 und 1892/93. Ich beantrage auch hier die Entlastung,

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich stelle fest, daß die Entlastung erfolgt ist,
und gebe das Wort dem Herrn AbgeordnetenMichels,

Abgeordneter Michels: Meine Herren! Ich habe die Rechnungender Prooinzial»Feuer-
Societät für 1891 und 1892 geprüft. Dieselben geben zu Beanstandungenkeine Veranlassung. Nur
hat das hohe Haus dazu seine Genehmigung zu ertheilen, daß hier Etatsüberschreitungenin die
Erscheinung treteu, und ich beantrage im Einvcrstiindniß mit der I. Fachcommission,daß die
Etatsüberschreitungen, die sich nicht auf große Beträge belaufen - Heizung und Beleuchtung,
Beiträge zu den Kosten der Societät und Beiträge zu den Wittwen- und Waisentosten —, ge¬
nehmigt werden und daß die Decharge für beide Iahresrechnungen ertheilt wird.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Die Decharge ist ertheilt. — Herr Abgeordneter
von Grand-Ry.

Abgeordneter von Grand-Ry: Die 1, Fachcommissionbeantragt die Entlastung der
Rechnungen über die Einnahmen und Ausgaben der Landcsbcmkfür 1890/91 und 1891/92,
Einige Etatsüberschreitungen erfordern noch die Genehmigung des Provinziallandtags und zwar
bei den Rechnungenfür 1890/91 in Titel andere persönliche Ausgaben 1704,50 M,, für Schreib¬
materialien 654,77 M, gegen eine Etatssmnmc von 5700 resp. 6050 M,; in den Rechnungenfür
1891/92 beim Gehalt des Rentmcisters 3704 M,, bei anderen persönlichen Ausgaben 60 M,, bei
Schreibmaterialien 773,60 M, Gegen diese Ucbcrschreitungcn hat nach den hierzu gegebenen münd¬
lichen Erläuterungen, die in Zukunft schriftlich in den Rechnungenerfolgen sollen, die Commission
nichts zu erinnern gefunden, Sie beantragt daher die Genehmigung derselben.

2?
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StellvertretenderVorsitzender Ianßen: Dieselbe ist erfolgt. Die beiden folgendenNummern
sind bereits dnrch das Referat des Herrn AbgeordnetenDingelstad und den darauf erfolgten Be¬
schluß erledigt.

Wir kommen jetzt zu Nr. 12. Das Wort hat der Herr AbgeordneteQuack.
Abgeordneter Quack: Die beiden Rechnungen über den Fonds für Meliorationen in

Gebirgsgegendenfür 1891/92 und 1892/93 sind vorschriftsmäßiggeprüft worden und im Namen
der I, Fachcommisstonbeantrage ich, die Entlastung zu ertheile«.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Die Entlastung ist ertheilt.
Abgeordneter Qnack: Dann sind die Rechnungenüber den Fonds für Kunst und Wissen¬

schaft ebenfalls für die beiden genanntenEtatsjahre vorschriftsmäßig geprüft worden. Es fand sich nichts
dagegenzu erinnern und im Namen der I. Fachcommission beantrage ich, die Entlastung zu ertheilen.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Auch hier ist die Entlastung ertheilt.
Abgeordneter Quack: Ferner liegen die letzten beiden Rechnungen vor über die Ver¬

waltung der Provinzialmuseenin Bonn nnd Trier für 1891/92 und für 1892/93. Auch hier ist nichts
zu erinnern, ich beantrage auch hier im Namen der I. Fachcommission,die Entlastung zu ertheilen.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Das ist geschehen.
AbgeordneterQuack: Dann liegt die V. und VI. Stückrcchnungüber dcu Neubau des

Piovinzialmuscums in Bonn vor, auch hier ist nichts zu erinnern, ich beantrage auch hier im
Namen der I. Fachcommisston,die Entlastung zu ertheilen.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Die Dcchargirung ist erfolgt. — Herr Abgeord¬
neter Röchlina..

Abgeordneter Carl Rüchling: Meine Herren, bei den Rechnungenüber die Verwaltung
der Angelegenheiten der niederen landwirtschaftlichen Schulen, sowie der Unterstützungsonstiger
lllndwirthschaftlichcr Zwecke für 1891/92 und 1892/93 haben keine Gtatsüberschreitungenstatt¬
gefundenund beantrage ich, die Dccharge zu ertheilen. Ebenso haben sich bei den Rechnungen über die
Verwaltung des Rittergutes Desdorf für 1891/92 und 1892/93 keine Erinnernngen gefunden. Auch
bei der Revision der Nechnnngcnüber den Funds für gewerbliche Zwecke pro 1891/92 uud 1892/93
haben sich keine Munita gefunden und ich habe Namens der Fachcommisston die Entlastunguorznschlagen.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Ich stelle nunmehr fest, daß die sämmtlichenhier
erwähnten Rechnungen dcchargirt sind.

Wir gehen nnn über zu dem Autrag der III. Fachcommission zum Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betreffend die anderweite Regelung der Unter¬
stützung des Gemeinde- und Kreis-Wegebaues in der Rheinprovinz.

Ich gebe das Wort Herrn Abgeordnetenvon Breuning als Referenten.
Abgeordneter von Breuning: Meine Herren, die jetzige Vorlage ist ein erneuter

Versuch zur Erledigung des Vorbehalts in ß. ? des Reglements für das Strahenwefen der
Nheinprouinz. Derselbe lautet: „Die Fürsorge für den Neubau von chaussirteu Wegen sowie die
Unterstützungdes Gemeinde- und Kreiswegebaues erfolgt nach den bisherigen, unter der früheren
staatlichen Verwaltung bereits beobachteten Grundsätzen. Der Erlaß neuer reglementarischer
Bestimmungen über diese Materie bleibt vorbehalten".

Zur Bethätigung dieser Fürsorge stehen in dem gegenwärtigen Etat im Ganzen
350 000 M. pro Jahr zur Verfügung. Dieser Fonds ist auf diese Höhe gebracht worden durch
den Beschluß des 36. Provinziallandtags, indem durch denselben den bis dahin bereitgestellten
250 000 M. eine weitere Summe von 100 000 hinzugefügt worden ist. In dem Etat erscheint
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dieser Betrag von 350 000 M. als einheitlicher Fonds; in Wirklichkeitaber und nach Absicht
des 36. Prouinziallandtages haben wir es hier jedoch mit zwei nur äußerlich combinirteu Fonds
zu thun; es soll darnach die Summe von 100 000 M. lediglichfür größere Wegebauten reservirt
bleiben, während für die Verwendung des übrigen Betrages von 250 000 M, irgend welche ein¬
schränkende Nestimmungennicht getroffen sind. Es erfolgte diese Theilung wohl aus der Erwägung,
daß das Netz der Gemeindewcgenoch vielfach lückenhaftsei und der Ergänzung bedürfe, und daß
daher die Prouinz besonders zum Ausbau neuer Wegeuerbindungenanregen und die hicrzn entsprechenden
Mittel reseruiren müsse. Es hat sich dieses denn auch dahin bewährt, daß in den letzten zwei
Jahren aus den Mitteln des 100 000 M.-Fonds zwar nicht, wie es in der Drucksachein Folge
eines Druckfehlers heißt: Wege in der Gefammtlängc von 41206 Kiu, aber doch 9 Wege von
41 Kiu und 206 in ausgebaut wordcu sind.

Meine Herren, ich finde gewiß Ihre Billigung, wenn ich bei der jetzigen Geschäftslage
von einer eingehenden Erörterung der Vorlage absehe, sundern mich darauf beschränke, die springenden
Punkte hervorzuheben, Es wird zunächst vorgeschlagen,nun auch äußerlich 2 Fonds zu schaffen,
einen Fonds H, und L nach näherer Maßgabe der Ihnen im Drucke vorliegendenBestimmungen,
Es wird also hier lediglichein bisher mehr thatsächlich feststehendes Verhältniß näher ausgebildet.
Diese Maßnahme wird und soll den Erfolg haben, daß alljährlich eine bestimmte Summe für
Wegencubauten reservirt und somit die fernere energische Förderung dieser Neubauten sichergestellt
wird; es wird auch dadurch ciue verschiedenartige Behandlung der Anträge auf Gewährung von
Beihülfen zu den laufenden Instandsetzungen und der Anträge auf Beihülfen zu Wegeneubauten
ermöglicht. Welcher Betrag dem Fonds ^, und welcherdem Fonds L zu überweisen, soll übrigens
nicht durch das Regulativ bestimmt, sondern Ihrer jedesmaligen Festsetzung bei der Etatsbcrathung
überlassenbleiben. Zweitens und dies ist ein Nouum, es sollen in allen Fällen Ausfertigungen
der bezüglichen Gcmeindernthsbcschlüfse beigebrachtwerden.

Ich glaube, meine Herren, daß diese Bestimmung durchaus zweckmäßig und zu befürworten
ist, denn nur wenn der Gemeindcrath zur Sache gehört worden und sein Beschluß vorliegt, steht
fest, ob nnd zu welchen: Zeitpunkt der Wegebau zur Ausführung gelangen kann, und nur dadurch
kann weiter verhindert werden, daß Mittel der diesseitigen Fonds zeitweilig,unter Schädigung
anderer Unternehmungen, festgelegt werden für Bauten, die vielleicht erst nach Jahren und langen
Verhandlungen in Angriff genommen werden können. Für den Fonds N wird weiter eine gut¬
achtliche Aeußerung des Kreiscmsschusscs gefordert. Auch diese Bestimmung ist nach Ansicht der
Commission zu empfehlen, denn der Kreisausschuß besteht ja durchgängig aus den verschiedenen
Theilen des Kreises angehörendenMännern, Die Befürwortung eines WegebcmproMcs durch den
Kreisausschußist daher gewiß ein einwandfreierBeweis dafür, daß der Bau nicht blos einseitigen
Interessen dient. Eine Gcgcnlcistuug soll fernerhin von den: in der Vorlage näher bezeichneten
Maßstab nur für Bewilliguugeu aus dein Fonds L verlangt weiden; und es entspricht dies der
Natur der Sache, indem der Fonds ^ wesentlich zur UntcrstützuugleistnugsunfähigerGemeinden
geschaffen ist. Die Bestimmungen über die Mitwirkung der technischen Beamten der Provinz bei
Ausführung der Wcgcbautcn mit Hilfe der Bewilligungen aus dem FoudZ L dürften auch wohl
zu Bedenkenkeinen Anlaß geben, nachdemder Herr Landcsdirektorin der Commissionerklärt hat,
daß bei denjenigen Kreisen,welche besondere Kreisbaumeistcrangestellthaben, diesen gegenübermit
der größten Schonung und Rücksicht werde verfahren werden. Das neue Regulativ soll endlich
mit dem nächsten Etatjahre in Kraft treten, so daß die Anträge auf Gewährung von Wegebau-
beihülfcu von: nächstenJahre ab nach den Bestimmungendesselbenzu behandeln si>ü>.

27*
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Abänderungen der Vorlage des Provinzialausschusseshat die Commissionnur in ganz
geringen Punkten, wie dies die Drncksache Nr, 59 ergicbt, vorgenommen; ich nehme hier lediglich
auf diese Drncksache Bezug,

Meine Herren! Ich resumire: die Vorlage erscheint, und das ist die einstimmigeAnsicht
der Commissiou, durchgängigzweckmäßig uud cmpfehlcnswerth. Die vorgeschlagenen Bestimmungen
bieten eine größere Garantie als das bisherige Verfahren, daß die seitens des hohen Hcmses bereit
gestelltenMittel in zwcckdiculicher Weise verwendetwerden, es bieten dieselben ferner eine größere
Garantie für eine schnelle Verwendnng und damit für eine schnelle Wirkung dieser Mittel, denn
es wird darnach vermiedenbleiben, daß dieselben für weitaussrheudc, erst iu weiterer Zukunft zur
Ausführung gelangende Bauten rescruirt werden, Es wird ferner dnrch dieselbendem Prouinzial-
ansschnß die schwierigeEntscheidungauf die vielen bei ihm zur Vorlage gelangenden Anträge
erleichtert. Ich gestatte mir daher, den Antrag der Commissionbestens zu empfehlen.

Die Thatsache,daß viele Gemeinden nicht in der Lage sind, der gesetzlichenWegebaulast
ohue fremde Beihülfe zu genügen, hat nun des Weiteren die Commissionveranlaßt, dem hohen
Hause eiue Resolution an die Königliche Staatsregiernng vorzuschlagen,in welcher diese ersucht
werden soll, bnldthunlichsteiue neue Wegeorduung zu erlassen. Die Veranlassung dieser Resolution
bilden, wie ich wiederholt und ausdrücklich bemerke, die Mängel unseres Gemeinde-Wcgebauwescns,
Die knrze Fassung der Resolution bezweckt,Alles auszuschließen und bei Seite zn schieben,was
irgendwie das hohe Hans für die Berathung des uach der vorgeschlagenen Resolution uurznlegenden
Gesetzentwurfes binden oder denselbenPräjudiziren könnte.

Von weiteren Ausführungen glaube ich auch hier absehen zu tönneu; ich bitte zum Schlüsse,
auch dem Antrage der Commissionzu II, Ihre Zustimmung zu geben.

Stellvertretender Vorsitzender Iaußeu: Nach der Tagesordnung soll dieser Gegenstand
verbunden werden mit der Nr, 10, weil diese Petition sich auf demselben Gebiet bewegt. Ich
möchte den Referenten der Commission,Herru Hardt, bitten, ob er geneigt ist, sein Referat gleich
an dieses Referat anzuknüpfen,damit wir uachher die Distnssion über diese beiden Nummern hin¬
gehen lassen können,

AbgeordneterHardt: Meine Herren, es liegt eine Petition der Lokalabtheilung
Merzig des landwirtschaftlichen Vereins für Nhcinprcußen um Ueberweisung der¬
jenigen Geldmittel, die seither als Beihülfen znm Wegebau an die Gemeinden
gegeben worden sind, in reicherem Maße au die Kreise, als die geeigneten Träger
des Communlllwegcbaues, mit der Maßgabe, daß die Kreise Beträge iu gleicher Höhe
aufwenden.

Meine Herren! Ich kann mich wohl lediglich daranf beschränken, mitzutheilen, daß der
Provinzinlausschußbeschlossen hat, über diese vurbezcichuete Petition zur Tagesordnung überzugehen,
und möchte auch ich Namens der II!, Facheonnnissiondem hohen Hanse anheimgeben,auf Grund
des so eben beschlossenen Regulativs, betreffend die Unterstützungdes Gemeinde- und Kreis-Wege¬
baues, den gleichen Beschlußzu fassen.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Ich eröffne nunmehr die Diskussion über diese
beiden Nummern und ertheile zunächst das Wort Herrn Abgeordnetenvon Hagen,

Abgeordnetervon Hagen: Meine Herren! Das Schicksal dieser Vorlage scheint mir
zweifellos nach der Richtung hin sicher, daß sie mit großer Mehrheit beziehungsweise vielleicht ein¬
stimmig angenommenwird. Bei dieser Lage der Sache kann ich, auch wenn mir einzelne Be¬
stimmungen nicht ganz recht sein sollten, von vorne herein darauf verzichten, irgend welche Anträge
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z» stellen. Ich kann aber nicht umhin, meine Herren, Ihre Aufmerksamkeit noch einen Moment in
Anspruch zu nehmen, da ich einige Punkte nicht ganz mit Stillschweigen übergehen möchte. Meine
Herren, es erscheint mir außerordentlich willkommen, daß die Commission den baldigen Erlaß einer
Wcgcordnung hier angeregt hat uud damit selbst das Provisorium des jetzt zu schaffeudeu Rechts¬
zustandes auerkcuut. Ich möchte aber besonders eonstatiren, daß der Frage, welche Verbände künftig
bei der zu erlassende» Wcgeordnnng in die Unterhaltuugspflicht hineingezogen werden — uud be¬
kanntlich legt die Königliche Staatsregierung Werth darauf, daß die Kreise betheiligt werden —
durch die Annahme des Regulativs in keiner Weise präjudizirt, und daß wir spater, wenn die
Wegevorlagc zur Erörterung vorliegen wird, nach der Richtung vollständig freie Hand haben. Bei
der weiteren Berathung, meine Herren, wird sich ja anch wohl Gelegenheit finden, die Frage zu
erörtern, die heute gelegentlich der Petition der üokalabtheilnng Merzig hier gestreift worden ist,
ob und in wieweit es sich empfiehlt, einen bestimmten Theil der znr Unterstützung des Gemeinde-
Wegebaues uorhcmdcueu Summen etwa an die Kreise von vorne herein unterzuuertheileu. Die
Frage ist früher in dem Hause bereits angeregt worden; vor einer längeren Reihe von Jahren hat
der Provinzialuerwnltnngsrath in diesem Sinne einen Beschluß gefaßt. Endlich möchte ich im
Anschluß au das, was der Herr Referent in der ersten Frage bezüglich des §,11 des Regulativs
erwähnt hat, auch meinerseits an die Eentraluerwaltnng die Bitte richten, daß in denjenigen Kreisen,
wo Kreisbanmeistcr angestellt sind, die technische Oberaufsicht thunlich schonend ausgeübt wird, damit
den Herren ihre Selbstständigkeit nicht benommen wird.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Ich ertheile das Wort dem Herrn Abgeordneten
Grafen von Hoensbroech,

Abgeordneter Graf und Marquis von und zu Hoensbroech: Meine Herren! Nur
zwei Worte! Ich will nicht in das Detail eingehen, sondern zu H> 2 nur einem Bedenken Aus¬
druck geben, Ich glaube, daß es im Sinue des Commissionsbcschlusscs liegt und vor allem im
Sinne des Provinziallandtages, daß der Entwurf eines Wegcgcsctzes zunächst uns zur Begut¬
achtung vorgelegt werde. Bevor dieses Wegegesetz von der Königlichen Staatsregierung erlassen
wird, müssen wir vorher in der Lage sein, unsere Ansicht darüber zu äußern Deshalb möchte
ich zu H. 2 die Abänderung beantragen, die Worte „zu bitten" und die folgeuden fallen zu lasseu
und dafür zu setzen: „gerichtet werden, den Entwurf eines Wegegesetzes für die Nheinprovinz
baldmöglichst dem Provinziallandtage zur Begutachtung vorzulegen".

Stellvertretender Porsitzender Ianßen: Herr Abgeordneter Pflug hat das Wort.
Abgeordneter Pflug! Meine Herren, ich möchte den Antrag des Grafen Hoensbroech ans

das Wärmste empfehlen. Ich für meine Person, als Vertreter des Südens, muh hier im Hause
öffentlich betonen, daß die Wegeordnung eine Existenzfrage für unsere Kleinbauern ist Deshalb
will ich hier die Bitte aussprechen: die hohe Staatsregierung möchte die Sache nicht auf Jahre
hinausschieben. Ich will ans die Frage, die Herr Abgeordneter von Hagen angeregt hat über
Provinzialwege oder Kreiswege, nicht näher eingehen, ich will nur bemerken, es ist unmöglich,
wie heute die Verhältnisse in der Landwirthschaft liegen, daß die armen Landkreise diese Last
übernehmen. Der Handelsvertrag mit Oesterreich uud die darauf folgeuden Handels- und Freund-
schastsverträge mit anderen Staaten, fowie die größere Leistungsfähigkeit der Secschifffahrt uud
vielleicht noch andere Ursachen haben im Großen und Ganzen den Preis des Brodgetreides im
Vergleich zu 4-5 Jahren vorher um 3 M. pro 100 Kx gedrückt. Aus den Verhandlungen des
Reichstages ist bekannt, daß der Cousum an Brodfrüchten für Dcutfchlaud ungefähr 110 000 000
Doppelceutner ausmacht Nun sind in den letzten Jahren 10- 20 Millionen Dopvelcentner, im
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Durchschnitt 15 Millionen, aus dem Ausland eingeführt worden Es nimmt also die deutsche
Landwirthschaft für die uou ihr produzirten 95 Millioum Doppelcentner Brodgetreidcs circa
285 Millionen Mark weniger ein als früher. Es wird vou niemand mehr bcstritten, und es ist
feitens der Neichsregierung hervorgehoben worden, daß im Allgemeinen die Löhne um 30"/„
gestiegen sind. Bei einem Betrieb mit einer Grundsteuer uon 690 M. hat mindestens eine Er¬
höhung von 3000 M. an Arbeitslohn im Vergleich gegen früher stattgefunden, wobei nicht allein
das baare Geld, fondern vielfach auch eine geringere Leistung in Betracht zu ziehen ist. Die
soziale Gesetzgebung hat große Anforderungen an die Leistungsfähigkeitder Landwirthschaft gestellt.
Der Betrag der Grundsteuer in Preußen ist meines Wissens 40 Millionen Mark. Der Arbeits¬
lohn hat sich also in Preußen um 200 Millionen Mark (Zuruf: Wegeban) im ganzen Reich um
332 Millionen Mark erhöht (Große Unruhe)

Stellvertretender Vorsitzender Icinßen: Ich erlaube mir, den Herrn Abgeordneten darauf
aufmerksamzu machen, daß er jetzt mehr über die allgemeineLage der Landwirthschaft,als über
den Wegebau spricht.

Abgeordneter Pflug (fortfahrend): Ich will den Beweis sichren, daß den Gemeinden,
alfo den Landwirthcn nicht weitere Opfer zugemnthctwerden können, weil im Vergleichzu der Zeit
vor 3—4 Iahreu die Situation der Landwirthschaftim ganzen Reich sich nach meinen Ausführungen
um 61? Millionen Mark verschlechtert hat, Diefe Summe trifft nicht allein den Großgrundbesitz,
sondern ebenso hart den Mittelbauern und den Kleinbauern. Ich bitte daher, dem Antrage
zuzustimmenund hoffe zu gleicher Zeit — es find ja verschiedeneHerren hier, die die Ehre
haben, den parlamentarischenHäusern in Berlin anzugehören— daß diese Herren dort an Ort
und Stelle bei den Herren Ministern sich erkundigenmöchten,wann die Wegcordnung in Aus¬
sicht steht.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Das Wort hat Herr Abgeordneter von Hagen
Abgeordneter uon Hagen: Meine Herren, ich möchte nur erklären, daß ich die Frage

nicht angeschnittenhabe, ob künftighin Provinzialstraßcn oder Kreisstraßcu errichtetwerden sollen.
Ich wollte mir eonstatiren, daß wir durch die heutigen Beschlüsse der Erörterung dieser Frage
nicht präjudieiren möchten. Im Uebrigcn erwidere ich dem AbgeordnetenHerrn Pflug, daß er im
Jahre 1888 anderer Meinung gewesen zn sein scheint. Da sagte er das nicht, was er heute sprach.
Er empfahl damals eine Dceentralisation (Zurufe: Schluß, Schluß,)

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Der Schluß ist herbeigeführt,da sich weiter Nie¬
mand zum Worte gemeldet hat. — Herr Referent, wünschenSie das Schlnßwort?

Abgeordnetervon Vreuuing: Ich möchte nur »och bemerken, daß der Antrag des Ab¬
geordnetenGrafen von Hoensbroechdem Coinmifsionsbefchlnffe nicht zuwiderläuft,vielmehrdemselben
eine bessere und schärfere Fassung giebt, nnd ich glaube daher erklären zu dürfen, daß die Eommifsiou
unbedenklich demselben beigetrctcn sein würde.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Herr Referent, AbgeordneterHardt! Sie verzichten
auf das Schlußwort? (AbgeordneterHardt: Ich verzichte!)

Wir kommenzur Abstimmung. Ich schlage Ihnen vor, über die beiden Nummern des
Antrages getrennt abzustimmen, da sich ans Nr. 2 der Nbändcrnngsantrag des Herrn Grafen
von Hoensbroechrichtet. Ich bitte diejenigenHerren, welche die Nr. 1 znm Beschluß erhcbcu
wollen, sich zu erheben. (Geschieht.) Das ist die große Majorität, Nun werde ich über dir Nr, 2
in der Weise abstimmenlassen, daß ich zunächst das Amcudementdes Herrn AbgeordnetenGrafen
von Hoensbroechzu feinem Rechte kommenlasst, und im Fall dasselbe Ablehnung finden sollte,
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constatiren,daß Sie dem Antrage der Commissionsich angeschlossen haben. Ich bitte Diejenigen,
welche die Nr. 2 nach dein Antrage des Herrn Grafen von Hocnsbroechfassen wollen, sich zn er¬
heben. (Geschieht.)Das ist Einstimmigkeit.Der Antrag der Commission zn Nr. 2 ist dadurch beseitigt.

Auch diese Sache wäre erledigt. Wir gehcu mm über zum letzten Gegenstand unserer
Tagesordnung, meine Herren, zu dem Antrag der verstärktenIII. Fachcommission, zum

„Bericht und zn den Anträgen des Provinzialnnsschnsscs, betreffend die
zur Förderung von Kleinbahnuntcrnchmungcn getroffenen und noch zu
treffenden Maßnahmen".

Referent ist Herr AbgeordneterLinz. Ich ertheile ihm das Wort.
AbgeordneterLinz: Meine verehrten Herren! Ich befinde mich, wenn ich znm letzten

Gegenstände der Tagesordnung referircn soll, in einer gewissenVerlegenheit.Es ist mir vorhin von vielen
Seiten des Hanscs gesagt worden, ich möchte mich möglichst knrz fassen und das Referat mit einem
Worte abmachen. (Zurufe: ja ja und Bravo!) — Ich höre schon Bravo, in meiner Bescheidenheit
habe ich überhaupt in dieser Session das Wort noch nicht ergriffen, (Heiterkeit)ich kann den Herren
leider die Znsicherung nicht geben, die Sache mit einem Worte abzumachen,es wird wohl zweier Worte
bedürfen und noch mehr, denn ich habe jetzt schon mehr gesprochen. Auf die Prinzipien der Frage,
die uns beschäftigt,will ich mich nicht näher einlassen, aber um das Kind, das Ihnen die Com-
mission präscntirt, nicht als todten Körper Ihnen vorzustellen,möchte ich Ihnen kurz mittheilen, daß
der Geist, der dnrch die Anträge der Commissiongeht, lediglich von der Idee getragen ist, daß
wir allerdings dazu ermuntern sollen, der wirthschaftlichcuErschließung der Rhcinprovinz durch
Kleinbahnen möglichst entgegen zu kommen, daß wir aber andererseitsdoch möglichst davor warnen
wollen, in dem jetzigen Stadium des ganzen Kleinbcchnwcsens die Provinz zu finanziellenExperi¬
menten zu verleiten. (Beifall.) Ich glaube, die Zeit ist jetzt uoch zu früh dazu, und das war
auch die einstimmige Ansicht der Commission.

Ich gehe, meinem Versprechen getreu, sofort zur Sache über und will Ihnen kurz die
Abänderungen erläutern, die zu Anlage I, den allgemeinen Bedingungen, unter welchen der
Provinzialverband bereit ist, die Benutzung von Prouinzialstrahen zum Zwecke der Herstellung
und des Betriebes von Kleinbahnen im Wege freiwilliger Vereinbarung zu gestatten, von Ihrer
Commissionvorgeschlagensind. Ich nehme selbstverständlichdabei nur die wesentlichen Abände¬
rungen. Meine Herren! Zuerst finden Sie, daß die Ueberschrifteine kleine Umänderung erfahren
hat. Sie sehen darin eine gewisse Ersparniß von Worten. Die Ueberschriftheißt jetzt: „Allge¬
meine Bedingungen für Benutzung von Provinzialstrahen, die in Verwaltung und Unterhaltung
der Provinz stehen, zu Kleiubahnen". Die Commissionhat damit zum Ausdruckbringen wollen,
daß die Bedingungen, welche für die betreffendenStraßen gelten sollen, nicht etwa auf die
Straßen, die allerdings sich in dem Eigenthum der Provinz befinden, aber nicht deren Unter¬
haltung unterstehen, wie z. B. die städtischen Provinzialstraßen, sich erstrecken, sondern nur auf
solche Straßen, deren Unterhaltung und Verwaltung der Provinz obliegt.

Wir gehen dann weiter, meine Herren. Da wurde in der Commission hervorgehoben.—
Sie finden das nicht in der Drussache, ich bin aber verpflichtet, es mitzutheilen —, daß die
Fremdwörter möglichst beseitigt werden sollen. Es soll z B. statt „Macadamisirung" „Be¬
schotterung" gesagt werden, statt „Domizil" „Wohnsitz"u. s. w, statt „Personen" „Eingesessener".
Letzterer Antrag ist gefallenund ich könnte Ihnen denselben auch nicht zur Berücksichtigung empfehlen,
da ich sonst mich ja auch als „Commissionsreferenten" — doch auch ein böses Fremdwort —
Ihnen nicht wol/, vorstellen tonnte. (Heiterkeit.)
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Meine Herren! In §. 5 finden Sie eingeschaltet in der 4. Zeile hinter „herlaufen" die
Worte: „auf kürzere Strecken", Damit soll die Absicht zum Ausdruck kommen, nur kleinere
Strecken dazu zu benutzen,um in der Weise vorzugehen,wie das im H. 5 näher ausgedrücktwird.

Im §, 6a finden Sie hinter „Generalstabskarte" eingeschaltetdie Worte: „oder Kreis¬
karte" ; damit soll zum Ausdruck kommen,daß die Kreiskarte doch nicht ansgcschlosseu werden soll,
wenn sie brauchbarer Natur ist.

Wir kommenzu H. 13; da sind einige redaktionelleAenderungen untergelaufen, die ich
glaube nicht beleuchtenzu follen.

§. 16 soll ganz gestrichenwerden; es soll jedoch, weil wir der Ansicht sind, daß der
materielle Inhalt des §. 16 in dem früheren § 18, jetzt 8- 1? enthalten ist, die Ncbenschrift
des Z. 16 dem H. 1? an den Rand beigedruckt und gesagt werden: „Haftpflicht des Unternehmers
und Verpflichtung zur nachträglichenBeseitigung von Uebelständen".

Die wichtigste Aenderung finden Sie in dem 8- 19 — dem früheren tz. 20 — dort
hieß es: „Ein Entgelt für die Benutzung der Straße wird nur dann erhoben, wenn die betreffende
Bahn mehr als 5°/« Reingewinn abwirft". Sie finden jetzt, meine Herren, als Umänderung:
„wenn die betreffende Nah» mehr als 6°/« abwirft". Das ist eine eingreifende Umänderung.
In der Commifsion ist betont worden, daß es von der größten Wichtigkeitsei, daß Communal-
ucrbänden gestattet werden möge, mit Unternehmern in Verbindung zu treten, die sich nur bereit
finden lassen, den Eommunaluerbänden beizusvriugcn, wenn ihnen mehr als 5 °/<> gewährleistet
werden. Speziell ist von einem Herrn in der Commission— ich glaube, es war Herr Freiherr
von Hövel — gesagt worden, daß, wenn wir uns auf 5»/« beschränken, dann ein großer Theil der
bereits angefangenen oder in Vorbereitung begriffenenUnternehmungen wieder rückgängig gemacht
werden mühten. Wenn auch der Herr Landesdirektor sich Anfangs gegen diese Erweiterung aus¬
gesprochen hat, hat er sich doch schließlich damit einverstandenerkärt, daß wir statt 5«/« eben 6"/«
sagen sollen, um dadurch zu verhindern, daß Unternehmer oder vielleicht sonst kapitalkräftigePer¬
sonen sich von der Unterstützungdes Kleinbahnwesenszurückziehen sollten,

Meine Herren! Sie finden weitere Abänderungen in §. 19. Da ist hinter dem Worte:
„Entgelt" eingefügt worden: „in der Regel", Früher hieß es: „wird dieses Entgelt nach Ver¬
hältniß der benutztenStraßenstrecke", und jetzt soll es also heißen: „wird dieses Entgelt in der
Regel nach Verhältniß der benutztenStraßenstreckeberechnet".

Im Allgemeinen ist es ja selbstverständlich,daß für die Festsetzungdes Entgelts das
Verhältniß der benutztenStraßenstreckcn zu der gesammten Kilomcterlänge der Bahn maßgebend
sein muh, Es sind aber immerhin Fälle denkbar, daß gerade die Straßenstrecke, die von der
Bahn benutzt wird, für den Unternehmer mit ganz besonderenUnterhaltuugs- und Ausgabekosten
verbunden ist. Da meinte die Commission, es sei richtig, den Paragraphen so zu fassen, wie
wir es jetzt vorgeschlagen,uud, um Härten gegenüber dem Unternehmer zu vermeiden, der Pro-
uinzinlverwaltung das Recht und die Möglichkeitan die Hand zu geben, unter freier Beurtheilung
des Einzelfalles den Entgelt nach Billigkeit festzusetzen.Weiter ist in Nr. 5 des §. 19 ein Zusatz
gemachtworden; es soll vor den Worten: „des erzielten Neingewinnes" eingefügt werden: „des
verwendeten Anlagekapitals, fowie des". Es wurde seitens verschiedenerCommissionsmitgliedcr
hervorgehoben, es sei wünschenswert!),dah die Gesellschaftenverpflichtet würden, bei Meinungs¬
verschiedenheiten auch über die Höhe des uerweudeten Anlagekapitals genaue Auskunft zu geben.

Eine wichtigeAbänderung finden Sie im §, 21. In §. 21 war früher gesagt: „Nach
Ablauf von 10 Jahren ist der Provinzialverband berechtigt,die Bahn im Ganzen zu erwerben".
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Nunmehr finden Sie den Zusatz: „Nach Ablauf von 10 Jahren, jedoch nicht vor dem 1. Januar 1925".
Meine Herren, es ist dies wieder geschehen, um dem Kleinbahnwesensich möglichst entgegenkommend
zu zeigen Man sagte sich, wenn die Kleinbahnen bereits nach zehn Jahren von der Provinz
übernommen werden können, so würde ein großer Theil der finanziellen Kräfte abgeschrecktwerden,
sich an diesen Unternehmungen zu betheiligen. Ein Vorschlag, statt „nach Ablanf von zehn
Jahren" zu sagen, „nach Ablauf von 20 Jahren" fand nicht die Majorität Man sagte sich,
im Anfange der Entwicklungdes Kleinbahnwesensseien 20 Jahre noch zu kurz, und später, wenn
sich das Kleinbahnwcsen bereits entwickelthabe, wenn bestimmte Erfahrungen über das Klein-
bahnwcsenvorlägen, dann würden 20 Jahre doch zu lang sein. Darum, meine Herren, hat mau
einen Vermittelungsvorschlaggemacht, der auch die Mehrheit erhielt und bezweckt, daß jetzt in
dem Stadium der ersten Entwicklung des Kleinbahnwesens die Provinz nicht berechtigt sei, vor
dem Jahre 1925 die Kleinbahnen zu erwerben, daß aber im Uebrigen später, nach dem
Jahre 1925, wenn bestimmteErfahrungen über die Rentabilität der Kleinbahnen vorlagen, dann
10 Jahre für den Erwerb der Kleinbahnen maßgebend fein sollten. Entsprechendder Ihnen zu
§. 19 der Bedingungen empfohlenen Abänderung finden Sie, meine Herren, in dem Antrage
8U.K 2 eine Umänderung. Es heißt in dem Antrage 1 sud 2 der Commission: statt 5«/«, 6°/»
zu setzen.

Was nun den Antrag II angeht, so sind da auch eiuige Umänderungen vorgekommen.
Es hieß bis jetzt: Der Provinzialausschuh soll ermächtigt sein, „auf Antrag derjenigen für
deren Rechnung Bahnen gebaut und betrieben werden, gegen eine näher zu vereinbarende Ver¬
gütung die Vorarbeiten für den Bau von Eisenbahnen u. s. w. durch Organe der Prouinzial-
uerwaltung vornehmen zu lassen". Jetzt soll es heißen, daß das „ausnahmsweise" geschehen kann
Ich glaube, meine Herren, der Sinn der Aenderung ist sofort erkennbar, ohne daß es einer
weiteren Interpretation bedarf. Ich möchte nur noch bemerken, meine Herren, daß, wenn die
Provinz ein Bureau zur Vornahme der technifchen Vorarbeiten und zur Prüfung der Kosten¬
anschläge einrichtet, damit — das, meine Herren, ist eine persönliche Ansicht, die ich nicht als
Referent der Commifsionvortrage, — die Provinz doch eine gewisse, ich möchte sagen, moralische
Verpflichtung oder Garantie übernimmt, daß in Wirklichkeit die geprüften Satze auch nicht über¬
schritten werden, daß das geprüfte Unternehmen fpäter rcntiren wird, und das, meine Herren,
ist doch immerhin ein großes Bedenkengegen ein solches Bureau.

Ich möchte Ihnen weiter, meine Herren, mittheilen, daß auch meiner, d, h, meiner per¬
sönlichenAnsicht nach die Finanziirung eines solchen Bureaus etwas kräftiger bei dcu Vorschlagen
des Pruvinzialausschnsscshätte zum Ausdruck kommen müssen. Der Herr Landcsdircktorwird
vielleicht die Güte haben, darüber nähere Auskunft zu geben. Es ist beabsichtigt worden, zu dem
gedachten Zweck mehrere Beamte anzustellen, und wenn das der Fall ist, wird das ohne einen
Etatsposten nicht abgehen.

Meine Herren, zu Nr. 2 übergehend, heißt es da: „Commnnalucrbände,für deren Rechnung
dem öffentlichen Verkehr dienende Bahnen gebaut und betrieben werden". Da soll der Ausdruck
„und betrieben werden" gestrichenwerden und zwar einfach aus dem Grunde, um nicht d^n
Anscheinzn erwecken, als wenn die Kreis- und Comnninalvcrbändcnur dann auf Unterstützung
zu rechnen haben, wenn sie faktisch die Bahn betreiben. Diesen Anschein hatte es nach dem früheren
Wortlaut haben können. Wir wollen durch die Streichung zum Ausdruckbringen, daß es für
die Provinz irrelevant ist, ob seitens der Privatunternehmer oder ob seitens der Communalucrbände
selbst die Bahn betrieben wird. Meine Herren, zu diesem Antrag, der Ihnen vorliegt, hatte ein
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Mitglied der Commissioneinen sehr wichtigenAbäudcrungsantrag gestellt, und zwar ging der Ab-
änderungsantrag von dem Herrn Grafen Brühl aus. Er sagte die Resolution II 2 soll folgender¬
maßen gefaßt werden, daß, falls das Unternehmen eine höhere Rente abwirft als 3«/«, der Über¬
schuß bis 3'/2«/u, also '/2"/o, vorweg den Kreisen zu Gute kommen soll und die Grhöhnng der
der Provinz zu zahlenden Zinsen respektive der Tilgnngsquotc erst von ^/«"/n ciutrctcu soll.
Meine Herren, von den Anhängern dieser Idee ist ausgeführt worden, es sei doch wohl recht und
billig, daß man gegenüber den bauenden Kreisen,die ein gewisses großes Risiko übernehmen,daß
eine Vahu weit unter 3"/» rentirt, mich ein gewisses Entgegenkommenzeigen soll, indem man sie
dazu ermächtigt, wenn nun ein kleiner Ucbcrschußvon '/«"/o über 3"/« erzielt worden ist, dieses
halbe Prozent in ihre eigene Tasche zu stecken. Dieser Antrag hat in der Commissiondie weitaus
größere Majorität nicht finden können nnd ist abgelehnt worden, nnd zwar einfach aus dem
Grunde, weil nach Ansicht der Commissiondie Gelder den Kreisen nicht zn einem direkten Geld¬
geschäft übergeben werden füllen, sondern mir unter der Bedingung, daß sie eben faktisch damit
ihre Verkehrsvcrhältuisscbessern.

Meine Herren, ich gehe dann weiter, Sie finden in dem Antrag II »nd 2 eine weitere
Abänderung; da hieß es in der 8, Zeile von unten früher: „Daß im Fall das Unternehmen eine
höhere Rente abwirft n, s. w." Da finden Sie nun eine Abänderung, die lautet so: — es ist
Zeile 8 von unten in dem II, Antrag uuter Nr, II — „Daß im Fall uud so lauge das Unter¬
nehmen eine Höhcrc Rente abwirft" — meine Herren, es soll damit zum Ausdruckgebracht wcrdeu,
daß stets nur die Rente von einem Jahr maßgebend sein soll, daß aber nicht, wie vorgeschlagen
wurde, die Rente des Uutcruchmcus uach dem dreijährigen Durchschnitt bemessenwerden soll.
Wenn Sie einen dreijährigen Durchschnittnehmen, wie von einer Seite in der Commissionbefür¬
wortet wurde, meine Herren, dann würde ja immerhin nicht ausgcschlosscu sein, daß dann die
Provinz doch sehr zn knrz käme. Vs könnte doch sehr leicht möglich sein, daß ein Unternehmen
im ersten Jahr eine gute Reute abwirft, im zweiten Jahre auch, aber im dritten Jahre eine so
geringe, daß der Durchschnittsich als ein sehr minimaler darstellt und die Provinz nichts erhält,
während nach einer einjährigen Rente dieser Betrag sich sehr viel höher belief. Um nun der
Provinz die Mittel an die Hand zu gebcu, auch von der Rente des einen Jahres zn profitiren,
ist in der bezeichneten Stelle des Antrags II, 2 der Ansdrnck „uud fo lange" eingeschaltet worden.

Meine Herren, wenn ich nun zu der Ziffer III übergehe, so werdcu Sie ciue Abäuderuug
iu dem Schlußsatz finden; früher schloß die Resolution mit dem Wort „verpfänden". Nunmehr,
meine Herren, finden Sie einen Znfatz. Da heißt es „beziehungsweiseeine dahingehendeVer¬
pflichtungfür den Fall der Verabschiedungdes Gesetzes in dem Darlchnsvcrtrage zu übernehmen".
Meine Herren, Sie wissen ja alle, daß das Vcrpfänduugsgcsetzgefallen ist, trotz der Bemühungen,
die, fo viel ich aus den Zeitungen ersehen habe, Herr AbgeordneterBecker im Herrenhauscgemacht
hat. Auf sciuc Anregung ist die Sache in die Commissionverwiesen worden, aber nach den Zei¬
tungsnachrichten ist dann das Gesetz zurückgezogen worden und wird den Landtag erst in der
nächsten Tagnng beschäftigen,und da war es die Ansicht der Majorität der Commission, daß es
richtig sei, der Proviuz die Möglichkeitzn geben, in der Zwischenzeitauch mit den Privatuuter-
nehmcrn derartige Verträge, wie dies hier näher ausgeführt wird, abzuschließen.

Meine Herren, ich bin in der Minderheit gewesen und gestatte mir, meinen ablehnenden
Standpunkt mit wenigen Worten zn begründen. Ich bin der Ansicht gewesen,daß es doch eine
bedenkliche Sache sei, den Privatunternehmern ein großes Kapital zu dem Unternehmen zu geben,
in der Voraussetzungoder unter der Verpflichtung, daß sie sich später dem zu erlasseudenGesetz
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der Verpfändung, die durch das Gesetz ausgesprochen werden soll, unterwerfen. Was soll geschehen,
wenn zwischcnzcitig ein Dritter zuvorkommt, Trutz der Verpflichtung, die der betreffendeUnter¬
nehmer der Provinz gegenüberübernommen hat, das Vahnuntcrnchmcn der Prouiuz später nach
.dem Zustandekommendes Gesetzes verpfändenzn wollen, kann in der Zwischenzeit leicht ein Anderer
zuvorkommen und die Provinz hat das Nachsehe»,

Ich möchte nuu noch knrz bemerken,daß viele in der Commission auch mit mir der
Ansicht gewesensind, daß man in dem Falle II, 3 doch möglichst vorsichtig vorgehen foll. Wir
haben die feste Ueberzeugung,daß die Provinz das auch thun wird. Denn, meine Herren, wenn
die Provinz dazu übergehenmuß, auf vcrpfäudctcs Material zurückzugreifen, dann hat sie meiner
Ansicht nach doch recht wenig. Die Straße gehört ihr ja selbst, und iu Betreff des verpfändeten
Vetriebsmatcrials einer Bahn, die sich nicht rcntirt, meine Herren, brauche ich Ihucn nicht ansein-
anderznsetzeu, daß das keine Pnllmann'schc Salonwagen sind und keine Locomotivcn,die man anf
Ausstellungenschickt, sondern es ist einfach altes Eisen, auf das man angewiesen ist, wie sehr richtig
ein Mitglied des Hauses mir bemerkte. Ich glaube also, Sie sind in dieser Beziehung mit mir
einverstanden,daß hier möglichste Vorsicht cmzuiathcuist.

Meine Herren! Sie finden nnter Nr, 5, wenn Sie die Drucksachc 60 in die Hand
nehmen, daß da eine redaktionelleAbänderung vorgenommen werden soll, Es soll in dem An¬
trage III, Zeile 3 nach der Zahl 3 eingeschoben werden „Prozent" und der Antrag folgender«
maßen lanten:

„Die vorbezcichnctcn Darlehen durch die Landesbank uutcr der Bedingung gewähren
zu lafscn, daß der Provinzialverband der Landesbank gegenüber für eine 3 '/2 «/oigc
Verzinsungund eine ^2 "/„jgc Tilgung der vor unter II Nr, 3 erwähnten, sowie für
V2"/« Zinsen der Darlehen zu 3«/» iusoweit aufzukommen hat, als diese Beträge von
den Unternehmern bezw, Dnrlehensschnldnernselbst nicht aufgebracht werden".

Meine Herren! Es ist bei diesem Antrage III, Nr, 19 der Drucksachen,Seitens des Herrn
Abgeordneten Hnldy ein Antrag gestellt worden, der dahin ging, die Provinz möge sich mittelst
Uebernahme von Aktien an dem Kleinbahnbau bctheiligcn, uud zwar sollten die Aktien im Ver¬
hältniß stehen zu den durch die Bahn zu erwartenden Ersparnissenan der WegHauvcrwaltung,
Das wurde von dem Antragsteller damit begründet, wie es doch leicht vorkommen könnte, daß im
Falle eine Kleinbahn sich an der Peripherie eines Kreises bewegte, dann vielleicht die Kreise doch
nicht so stark sein würden, nm das ganze Kapital selbst aufbringen zu können, nnd daß es ebenso
den Kreisen schwer fallen würde, Unternehmer zu finden, die das nöthige Kapital in der ganzen
Größe hergäben. Da sei es doch wohl eine Pflicht des Rechtes und der Billigkeit,daß die Provinz
einen Theil der Aktien nach dem eben angegebenenVerhältniß übernähme. Meine Herren, die
Commissionhat mit großer Majorität diesen Antrag abgelehnt und zwar einfach aus dem Grunde,
weil nach meiner Ansicht - ich glaube, Sie werden mir darin auch beipflichten — sehr schwer
sein wird, das Verhältniß zn cvnstrnircn, das sich auf die znkünftigc eventuelleEntlastung des
Wegebaues durch deu zuküuftigcuBetrieb einer Kleinbahn stützt. Das würde wohl uugeheucr
schwierig sein, das war der erste Grund, Der zweite Grund, meine Herren, ist der gewesen, den
ich an den Anfang meiner Ausführungen gefetzt habe. Es wurde gesagt, es sei von der Provinz
nicht zn verlangen, daß sie bei aller möglichen Bcrücksichtignngdes Kleiubahnwcscns sich auf fiuauzielle
Experimente einläßt. Und der dritte Grund, meine Herren, den ich mit für den durchschlagendsten
halte, ist der gewesen, das man sagt: Man kann wohl ein Bcnefizium zusetzen, man kann aber
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von den vielleicht zn günstigen Bedingungen, die wir jetzt stellen, späterhin nicht gut mehr etwas
abnehmen,und darum ist dieser Antrag auch gefallen.

Meine Herren, damit wäre kurz die Begründung der verschiedenenAbänderungen gegeben.
Ich habe nur noch kurz hinzuzufügen — ich behalte mir vor, als Mitglied des Hauses vielleicht
noch später in die Debatte einzugreifen— daß die Commissionmich beauftragt hat, im Anschluß
an die Resolution, die der letzte Provinziallandtag gefaßt hat, worin er die Erwartung ausgesprochen
hat, daß der Staat in Erbauung von Nebenbahnen doch möglichst kräftig fortfahren soll — hier
auszusprechcn,daß dieser Erwartung zum Bedauern der Eommission in den letzten Jahren nicht
entsprochen worden ist, (Beifall)

Stellvertretender Vorsitzender Iaußen: Ich eröffne die Diskussion, Das Wort hat Herr
AbgeordneterHaldy.

AbgeordneterHaldy: Meine Herren! Ich möchte eben nur bemerken, daß der Herr Referent
doch nicht ganz richtig berichtethat, wenn er gesagt hat, daß mein Antrag abgelehnt worden ist.
Ich habe, nachdem die Disknssion darüber eingehendin der Eommissionstattgefundenhatte, aus
praktischen Gründen meinen Antrag zurückgezogen, indem ich also nicht jetzt die Sache zum Aus¬
trag bringen, sondern erst abwarten wollte, wie die Sache mit der anderweitigenMitwirkung der
Provinz gehen würde, und mir vorbehalten wollte, falls es nicht möglich sei, in einzelnen Fällen
mit der Bewilligung von 3«/„ oder aber mit der Bewilligung der Hälfte des Kapitals gegen Ver¬
pfändung der Bahn znrecht zn kommen, dann wiederum meinen Antrag von Neuem einzubringen.
Ich habe daran ein großes Interesse, daß also jetzt constatirt wird, daß der Antrag nicht abgelehnt,
sondern auf eine bessere Zeit verschoben worden ist. Mein Interesse dabei ist ganz besondersdas,
daß der Fall sehr leicht eintreten kann, daß die Provinz sich in Znkunft bei irgend einem speziellen
Antrage klar wird, daß hier das Risiko im Verhältniß zu den Einnahmcüberschüssen, die beim Wege¬
ban erzielt werden, ein geringes sein wird. Es können Fälle entstehen,daß die Provinz — vielleicht
nicht ziffermüßig — sagen kann: hier bei dieser Bahn wird mir eine derartige Entlastung beim
Wegcban zu Theil, daß doch auf der anderen Seite das Aktienkapital, das ich übernehmenwill,
mich in geringerer Weise belastet. Das möchte ich eben zur Erklärung der Sache bemerkt haben.
Ein spezieller Antrag von mir lag also in der Commissionnicht vor und wird auch jetzt nicht
von mir gestclR.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Der Herr Landesdirektorhat das Wort,
Landesdirektoi Dr. Klein: Meine Herren! Der Herr Referent hat die Frage an mich

gerichtet,wie mau sich eigentlichdie Finanzierung dieses Bureaus dächte. Ich gestatte mir hier¬
auf zu antworten, daß vom nächsten April ein neuer Etat vorgelegtwerden soll, in welchem sich die
Ausgaben für die neu zu schaffenden Stellen bezw. zu gewinnendenArbeitskräfte finden. Vor dieser
Zeit werden wir höchstens dazu kommen, einen oder zwei Beamte anstellen zu müssen, zu deren
Besoldung bis zum 1. April 1895 die erforderlichenBeträge aus bereiten Mitteln, und im Falle
solche aus Ueberschüssendes laufenden Etats nicht vorhanden sind, vorschußweiseentnommen
werden. Es wird sich hierbei keinesfalls um einen höheren Betrag handeln.

Die zweite Frage, die der Herr Referent an mich richtete, betraf den von nur in der
Eommission angeregte» Zusatz über die Gewährung von Darlehen an Private, an Aktiengesell¬
schaften u, s. w. Der ursprüngliche Antrag des Proviuzialausschusses lautete dahin, daß an
Private, Aktiengesellschaften und dergleichen Darlehen bis zur Hälfte des Anlagekapitals zu 3'/2°/a
uud gegen Verpfändung des ganzen Bahnuntcrnehmens gewährt werden könnten. Als im Pro-
vinzialausschuh die letztere Bedingung aufgestellt wurde, lag der Gesetzentwurf den Häusern der
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Monarchie zur Ertheilung der Genehmigung vor, und wir glaubten annehmen zn dürfen, daß
dieser Entwurf zum Gesetz erhoben werden würde. Heute ist der Entwurf bekanntlich gefallen und
muß deshalb heute der Prouinziallandtag sich darüber fchlüssigmachen, ob er diefe Bedingung,
welche zur Zeit nicht erfüllt werden kann, beibehalten will oder nicht. Wollen Sie das Erstere,
dann kann ich nur bitten, den ganzen Passus über die Gewährung von Darlehen an Private,
Aktiengesellschaften u. s. w. zu streichen,dann haben Sie klare Verhältnisse. Aber zu sagen: wir
wollen das Geld zwar geben, knüpfen aber die Auszahlung an unmögliche Bedingungen, das halte
ich, geradezu gesagt, des Landtages nicht für würdig. Es bleibt in der That nur übrig, entweder
den betreffenden Passus zu streichen und auf diese Angelegenheit erst zurückzukommen, nach¬
dem das Verpfändungsgesetzerschienen ist, oder aber den von nur vorgeschlagenenZusatz anzu¬
nehmen, wodurchder Ausschuß in der Zwischenzeitermächtigt wird, die Darlehen zu bewilligen,
insofern der Unternehmer die Verpflichtung übernimmt, die Forderung der Provinz zur ersten
Stelle eintragen zu lassen, sobald das Gesetz über die Verpfändung der Kleinbahnen erschienen
sein wird.

Man weist diesem Vorschlage gegenüber auf die Gefahren dieser Zwischenperiodchin.
Diese Gefahren scheinenmir aber doch stark überschätzt zu werden. Wenn wirklich im Laufe
dieses oder des nächsten Jahres ein Darlehn bewilligt und das Unternehmen angefangen werden
sollte, so dauert es doch mindestens ein Jahr, ehe die Bahn überhaupt fertig ist, und da kann
man doch nicht schon gleich einen Vermögensuerfall annehmen, welcherden Unternehmer hinderte,
die vertragsmäßig zugesagte Sicherstelluug zu gewähren. Binnen Jahresfrist dürfte aber das
Gesetz, welches wieder eingebracht werden soll, zu Stande kommen. Wir werden uns im Provinzial-
ausschusse doch auch die Leute ansehen, denen wir Tarlehen für Kleinbahnen gewähren follen, und
werden wir uns fchon hüten, mit folchen Leuten, welche fchon, ehe das Unternehmen noch fertig
ist, dem Bankerott verfallen, einzulassen. Ich glaube, Sie haben mit den früheren, viel weiter
gehenden Vollmachten beim Provinzialausschuß keine solche Erfahruugen gemacht, daß Sie in
dieser Hinsicht zu besonderen Bedenken veranlaßt würden. Wenn Sie den Provinzialausschuß
ermächtige»,auch an Private und Aktiengesellschaften u. f. w. Darlehen bis zur Hälfte der Bau¬
kosten unter der Verpflichtung zu geben, daß so bald als möglichdie Eintragung der Verpfändung
erfolgt, fo werden Sie sehen, meine Herren, daß von dieser Berechtigung kein übermäßiger Ge¬
brauch gemacht werden wird. Auf der anderen Seite aber möchte ich auch den Weg offen halten,
gute und zweckinähige Unternehmungen, für welche Coinmunaluerbände nicht zu haben sind, im
Interesse unserer Provinz fördern zu küunen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Das Wort wird nicht weiter gewünscht. Ich
schließe die Diskussion. Der Herr Referent verzichtet.

Meine Herren, wünschenSie, daß wir nummernweiseüber den Antrag der Commission
abstimmen? (Nein!) — Zur Geschäftsurdnuughat das Wort der Herr AbgeordneteBecker.

AbgeordneterBecker: Meine Herreu, die einzelnen Vorschlägeder Commissionsind von
keiner Seite bemängelt worden. Ich möchte anheimgeben,bei der vorgerückten Zeit «n dlo« über
die ganzen Vorschlägeabzustimmen.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Der Wunsch des Herrn Abgeordneten Becker
scheint auch Ihr Wunsch zu sein, meine Herren. Ich stelle demnach fest, daß Sie den
Antrag der III. Commission en dlu« angenommen und iu vollem Umfange zum Beschluß er¬
hoben haben.

So wären wir am Ende unserer Geschäfte.



222 38. RheinischerProvinziallandtag, 7. Sitzung am 2. Juni 1894,

Ich habe nunmehr die Ehre, Seiner Excellenz dein Herrn Laudtagscommissarzn melden,
daß der 38. RheinischeProuinziallandtag seine Geschäfte beendet hat, und bitte, den Landtag
zn schließen.

KömglicherLandtagsconnnissarius, Oberpräsident Nasse: (Die Mitglieder erheben sich,)

Meine hochverehrten Herren!

Mit alter Pflichttreue und regstem Lifcr haben Sie in der abgelaufenenWoche unter der
trefflichenGeschäfts Leitung Ihres Herrn Präsidenten die Verhandlungen so weit gefördert, daß der
Landtag jetzt geschloffen werden kaun. Ich wünfche, daß Ihre Beschlusse, die zum Theil von hoher
Bedeutung sind, zum Wohle der Provinz gereiche» mögen. Möge Gottes Segen immerdar auf
der Provinz und ihren Bewohnern rnhen!

Mit dem ferneren Wuusche,daß wir uus hier alle zu weitere» Verhandlungcu gesund
uud frisch wiedcrfehe»mögen, fchließe ich auf Grnud des §, 26 der Provmzialurdmmg hiermit den
38. Landtag der Rhcinpruviuz,

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Meine Herren, in dem Momente, wo wir nns
trennen, bitte ich Sie, sich mit mir zu vereinen in dem cruculeu Ausdruck der Treue, der Liebe
uud der Ergebenheit gegen unseren erlauchten Monarchen. Rufen Sie mit mir: Unser Allcr-
gnädigster Kaiser, König und Herr Wilhelm II., er lebe hoch, hoch und nochmals hoch. (Die
Mitglieder, die auch diese Ansprache stehend angehört haben, stimmenbegeistert in das dreimalige
Hoch ein.)

(Schluß nach 3 Uhr.)
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